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l!mmentar 

Nie war das BIBB in Berlin 
so wertvoll wie heute 

Hermann Schmidt 

Kennen Sie die Entwicklung von Dörfern in Braunkohlerevie­

ren? Man weiß, daß der gefräßige Bagger unaufhörlich nä­

herrückt. Obwohl der endgültige Tag des Räumens noch in 

der Ferne liegt, man also nicht unmittelbar bedroht ist, hält 

die Dorfgemeinschaft aber nicht geschlossen durch bis zum 

gemeinsamen Umzug. Ein solches Dorf stirbt langsam. Viele 

treibt es ganz schnell zu neuen Orten, nur wenige warten bis 

die Lichter endgültig ausgehen . Was dann als Ersatz an ei­

nem anderen Ort entsteht, ist ein anderes Dorf, ein Dorf mit 

anderen Leuten, anderer Struktur, mit anderem Leben. 

Dieses Bild kam mir in den Sinn, als ich von der Empfehlung 

der Föderalismuskommission hörte. Diese Empfehlung, der 

sich die Bundesregierung inzwischen angeschlossen hat, be­

sagt, daß das Bundesinstitut mit seinen rund 350 Arbeits­

plätzen von Berlin nach Bonn verlagert werden soll. Um im 

Bild zu bleiben: es soll das BIBB mit seiner Berufsbildungsfor­

schung und seinen Dienstleistungs- und Beratungsfunktio­

nen in Berlin abgeräumt und nach Bonn umgesetzt werden. 

Der Bagger ist in Bewegung, ob er noch aufzuhalten ist? Ich 

hoffe darauf, denn dafür sprechen gute Gründe. 

Die Berufsbildung steht vor großen Herausforderungen . Um 

nur einige zu nennen: Sie muß attraktiver werden; Gleich­

wertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung darf 

nicht länger Lippenbekenntnis bleiben. Die Kooperation von 

Betrieben und Berufsschulen im Dualen System gilt es zu ver­

bessern . Die Berufsbildung als wesentlicher Faktor für die 

Wirtschafts- und Regionalentwicklung in den neuen Län­

dern muß dort rasch den Erfordernissen entsprechend wei­

terentwickelt werden . Den osteuropäischen Staaten muß bei 

der Umstellung und Reform ihrer Berufsbildungssysteme ge­

holfen werden . Die Berufsbildung muß außerdem auf die 

Bedingungen des europäischen Binnenmarktes ausgerichtet 

werden . 

Das BIBB trägt durch Forschung und Entwicklung zur Lösung 

dieser Probleme bei. Es ist gefragter Partner der Berufsbil­

dungspraxis, der Wissenschaft und der Verwaltungen, dies 

national und international. Es ist für die Zusammenarbeit mit 

den Einrichtungen in den neuen Ländern in Berlin optimal 

angesiedelt. Erst im Mai 1992 hat das BIBB vom Bundesmini­

ster für Bildung und Wissenschaft die weitere Durchführung 

des Programms zur Qualifizierung des Ausbildungspersonals 

in den neuen Ländern übernommen . Eine Einbindung in das 

Förderprogramm der Bundesregierung für die berufliche Bil­

dung in Osteuropa ist geplant. Diese Aufgaben setzen hohe 

Qualifikationen, Engagement, aber auch Kontinuität voraus. 

Bis jetzt waren das Selbstverständlichkeiten, über die öffent­

lich nicht geredet wurde. Das hat sich nun durch die Emp­

fehlung der Bundesregierung grundlegend geändert. 

Sollte es bei dieser Empfehlung bleiben, wird dies schon sehr 

bald Auswirkungen zeigen . Im BIBB würde es eine Entwick­

lung wie in den Braunkohledörfern geben . ln Bonn würde 

ein anderes Institut entstehen, mit überwiegend neuem Per­

sonal. Dies ist ausdrücklich so gewollt, denn in der Kommis­

sion hat man Stellen gezählt, die am anderen Dienstort zur 

Besetzung mit dort vorhandenem Personal zur Verfügung 

stehen sollen. 

Nun bietet zugegebenermaßen auch jeder Neuanfang eine 

Menge Chancen. Die entscheidende Frage ist nur, ob die zu 

erwartenden Vorteile die vorhersehbaren Nachteile auf Dau­

er überwiegen . Bezogen auf das BIBB beantworte ich diese 

Frage mit einem klaren Nein . Eine Verlagerung des BIBB wür­

de für viele, viele Jahre einen Effizienzverlust mit sich brin­

gen, der angesichts der schon vorhandenen und vorherseh­

baren Herausforderungen nicht zu verantworten ist. Das 

BIBB ist keine Behörde, deren Akten an einem Ort geschlos­

sen und woanders von geschultem Personal problemlos wei-
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tergeführt werden können. Das BIBB lebt von seiner hetero­

genen Qualifikationsstruktur, die über dreißig wissenschaftli ­

che Fachrichtungen repräsentiert. Diese an einem anderen 

Ort aufzubauen, würde allein Jahre dauern. Selbst dann wä­

re man von einer Arbeitsfähigkeit in der heutigen Form noch 

weit entfernt. 

Das BIBB ist bereits seit 1976 mit einigen Organisationsein­

heiten und rund 60 Beschäftigten am Regierungssitz, derzeit 

also in Bonn, vertreten, dies insbesondere deshalb, um einen 

engen Kontakt zur Bundesregierung zu haben . Warum soll 

dieses bewährte Modell für die Zukunft nicht mehr vernünf­

tig sein, wenn die Bundesministerien für Wirtschaft, für Ar­

beit und Sozialordnung und andere Ministerien ganz oder 

mit Außenstellen in Berlin sein werden? Warum also nicht 

eine Aufgabenverlagerung zwischen den Dienststellenteilen 

Bonn und Berlin anstelle einer Radikallösung? Sollten Sach­

argumente in den Vordergrund der Diskussion treten, hätte 

dieses Modell eine gute Chance. 
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Die wissenschaftliche und wirtschaftliche Effizienz des Bun­

desinstituts, die 1986 durch eine vom Haushaltsausschuß 

des Deutschen Bundestages ins Leben gerufene Kommission 

untersucht und bestätigt wurde, ist bei der empfohlenen 

Verlagerung für einen sehr langen Zeitraum nicht mehr gesi­

chert. Jetzt sind die an der Berufsbildung Beteiligten - vor 

allem in den neuen Ländern - aufgerufen, ihren Stand­

punkt nachdrücklich zu vertreten . Noch werden "nur" Stel­

len gezählt. Wir stellen uns gern einem Austausch von Argu­

menten. Was wir und die Berufsbildung in Deutschland 

brauchen, sind inhaltlich überzeugende Lösungen nach Dis­

kussionen unter Beteiligung der Betroffenen, wobei nur Au­

genmaß und sinnvolle Entscheidungen beiden Standorten 

zugute kommen . 



Klaus Hahne 
Wissenschaftlicher Mitar­

beiter in der Abteilung 5. 1 

" Medienentwicklung und 

Mediendidaktik" im Bundes­

institut für Berufsbildung, 

Berlin 

Chancen und Probleme beruflicher 
Umweltbildung im Handwerk-
am Beispiel der Versorgungstechnik 

ln dem folgenden Aufsatz sollen 
Umsetzungsprobleme der berufli­
chen Umweltbildung, am Beispiel 
der versorgungstechnischen Hand­
werksberufe konkretisiert werden. 
Dazu werden zunächst die Umwelt­
bezüge der Versorgungstechnik am 
Beispiel Raumwärme/Warmwasser 

dargestellt. 
Für die Ausbildung werden Lernfel­
der und Handlungsspielräume ge­

nannt, in denen umweltbezogene 
Ausbildungsaktivitäten und Fort­
bildungsaktivitäten entwickelt wer­
den können. Der Berufsschule 
kommt eine besondere Bedeutung 

als Anreger und Unterstützer von 
umweltbezogenen Erkundungspro­

jekten zu. 

Einleitung: Zum Verständnis 
beruflicher Umweltbildung 

In seiner Grundlagenkonzeption der berufli­

chen Umweltbildung geht NITSCHKE davon 

aus, daß es trotz verschiedener Irrationalitä­

ten im beruflichen Handeln sinnvoll sei , "die 

Beschäftigten bei ihrem beruflichen Selbst­

verständnis zu ,packen', um sie zugunsten 

eines anderen Umgangs mit Natur zu aktivie­

ren". 1 In diesem Anknüpfen an die Beruf­

lichkeit und ihre identitätsstiftenden Wirkun­

gen (sie gehen z. B. aus den Worten Beru­

fung und Berufsethos hervor) liegt vielleicht 

ein Vorteil der beruflichen Umweltbildung 

gegenüber der allgemeinbildenden Umwelt­

erziehung. 

Mit dem Begriff der beruflichen Umweltbil­

dung wird auf das grundsätzliche Problem 

ihres Wirksamwerdens verwiesen. Bildungs­

prozesse führen erst mittel- und langfristig 

zur Änderung des Bewußtseins, von Einstel­

lungen und Werten und unter der Einwirkung 

verschiedener Realitätsbedingungen zu ver­

ändertem Handeln oder zu Handlungsdispo­

sitionen. Damit ist in der Umweltbildung 

ähnlich wie in der heutigen Diskussion um 

die Schlüsselqualifikation angelegt, was der 

Berufsbildungsforscher LEMPERT schon 1971 

auf den Begriff gebracht hat: "Berufliche 

Tüchtigkeit erfordert nicht nur eine be­

stimmte Qualifikation, sondern auch die Mo­

tivation, diese Qualifikation im Sinne der 

Berufsaufgabe einzusetzen." 2 Für umwelt­

bezogenes Arbeitshandeln gilt, daß es oft 

gegen Widerstände aus betrieblichen Struk­

turen, einem ausschließlich an Produktivität 

und Effektivität ausgerichteten Arbeitsethos 

oder ungenügender Autonomie am Arbeits­

platz aufrechterhalten werden muß. Eine 

Motivation bzw. eine Verhaltensdisposition 

aber, die nicht im normalen betrieblichen 

Wertesystem fest verankert ist, sondern sich 

erst oft gegen andere verankerte Werte 

durchsetzen muß, wie die zum umweltge­

rechten beruflichen Handeln, ist besonders 

gefahrdet und kann besonders schnell in Re­

signation und Apathie umschlagen . Das ver­

weist darauf, daß berufliche Umweltbildung 

soziale, motivationale, ganzheitliche, hand­

lungsbezogene und identitätsstiftende Bezüge 

enthalten muß, soll sie nicht unwirksam wer­

den. Wie sich diese Forderungen allerdings 

in der Ausbildungspraxis umsetzen lassen, 

ist noch weitgehend offen. 
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Um die Diskussion zur Praxis der berufli­

chen Umweltbildung zu beleben, sind Pra­

xisberichte und theoretische Grundlagenbe­

stimmungen genauso wichtig, wie die hier 

versuchte Darlegung von Forschungshypo­

thesen, die den Anspruch beruflicher Um­

weltbildung in konkreten Technologie- und 

Berufsfeldern konkretisieren. 

In der Anfangsphase eines BIDB-Forschungs­

projektes, welches unter dem Titel "Der Bei­

trag von Lehr- /Lernmitteln in der Ausbildung 

ausgewählter montageorientierter Handwerks­

bereiche" (S. 403) die Entwicklung von Pilot­

medien zur Umweltbildung in den versor­

gungstechnischen Handwerksberufen zum 

Ziel hat , zeigen sich folgende Entwicklungs­

fragen als bedeutsam: 

• Welches sind die ökologischen Bezüge 

der Versorgungstechnik? 

• Wie lassen sich die vorhandenen und zu 

entwickelnden Kompetenzen der Sanitär­

Heizungs-Klima-Handwerksbetriebe vor öko­

logischem Hintergrund bewerten? 

• In welchen Bereichen in den versorgungs­

technischen Ausbildungsberufen läßt sich be­

rufliche Umweltbildung realisieren? 

• Welche umweltrelevanten Lernaktivitäten 

und Handlungsspielräume lassen sich in der 

Ausbildung finden bzw. entwickeln? 

• Welche besondere Rolle fällt den ver­

schiedenen Lernorten im Handwerk bei der 

Verstärkung beruflicher Umweltbildung zu? 

• Welchen möglichen Beitrag können Me­

dien (für Auszubildende, Ausbilder und Leh­

rer) für die zu entwickelnden Lernformen in 

der beruflichen Umweltbildung leisten? 

• In welchen medialen Formen sollten Pi­

lotmedien konkretisiert werden, um berufli­

ches Umweltlernen in der Ausbildung beson­

ders zu fördern? 

Die Umweltbezüge 
in der Versorgungstechnik 

Die Versorgungstechnik erfüllt menschliche 

Bedürfnisse nach Wärme, Hygiene und 

Trinkwasser und braucht insoweit ihre 

Zwecke nicht sogleich als manipulierte Be­

dürfnisse (wie z. B. das Bedürfnis nach indi­

vidueller motorisierter Mobilität) kritisch zu 

hinterfragen. Es kann eigentlich nur darum 

gehen, diese Bedürfnisse - soweit sie ver­

nünftig sind - möglichst umweltverträglich 

und sozial verträglich, zu lösen . Für die 

Raumheizung und Warmwasserbereitung 

wird ein erheblicher Teil an Primär- und Se­

kundärenergien eingesetzt , entsprechend 

werden hier im erheblichen Umfang Emis­

sionen in die Atmosphäre freigesetzt. Der 

Energieeinsatz muß von der geforderten 

Energiedienstleistung in der Haustechnik un­

terschieden werden. 

Mit dem Begriff Energiedienstleistung wird 

bei einer Betrachtung der ökologischen Be­

züge der Versorgungstechnik die normale 

physikalische und technische Betrachtung 

von Energiearten verlassen, und davon aus­

gegangen, daß Verbraucher im Grunde ge­

nommen keinen Bedarf an Primär- oder Se­

kundärenergien haben, sondern an einer 

Energiedienstleistung, einem warmen Raum , 

heißem Wasser oder Transportmöglichkeit 

interessiert sind. 3 Das Beispiel der Raum­

wärme zeigt, wie der Begriff Energiedienst­

leistung Licht in die von ökonomischen und 

politischen Interessen geprägten Auseinan­

dersetzungen um die Energieproblematik 

bringen kann. "In der Bundesrepublik ent­

fallen rund 34 % des Endenergieverbrauchs 

auf diesen Bereich, so daß hier das größte 

Energiesparpotential liegt. Eine behagliche 

Zimmertemperatur kann mit hohem Energie­

einsatz und schlechter Wärmedämmung oder 

mit höherem Kapitaleinsatz (für Wärmedäm­

mung) und entsprechend geringerem Ener­

gieverbrauch erreicht werden . So kann der 

Energiebedarf gesenkt werden, ohne die er­

wünschte Energiedienstleistung zu vermin­

dern."4 Durch weitere Systemverbesserun­

gen im Bereich der Heizungsregelung, der 

Verlustminderung durch Optimierung der 

Heizungsanlage als Ergänzung zur Wärme­

dämmung des entsprechenden Hauses läßt 
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sich die Energiedienstleistung Raumwärme 

mit einem erheblich geringerem Aufwand an 

Primär- oder Sekundärenergien und damit 

auch mit einer erheblich geringeren Bela­

stung der Atmosphäre durch Emissionen 

herstellen. 

Vor diesem Hintergrund einer ökologischen 

Bewertungsmöglichkeit stelle ich ideal­

typisch fünf Stufen handwerklicher Kompe­

tenz im Umgang mit Technologien zur Er­

zeugung von Raumwärme und Warmwasser 

dar, von denen im SHK-Handwerk z. Z. aber 

nur die ersten beiden Stufen in breitem Maß­

stab wahrgenommen werden (vgl. Abb. 1). 

Die Stufen handwerklicher Kompetenz ver­

weisen auf weitere Zusammenhänge von 

Ökonomie und Ökologie. Solange die SHK­

Branche "boomt", solange Kunden einem 

reinen Kosten-Nutzen-Denken verhaftet blei­

ben, braucht das Handwerk seine bisher er­

reichten Kompetenzstufen nicht zu verlassen. 

Besondere Programme des Gesetzgebers -

z. B. das Energiedachprogramm der Bundes­

regierung - oder aufgeklärte Kunden mit 

gesteigertem Umweltbewußtsein verlangen 

jedoch Beratungen und Angebote, die über 

das bisherige Spektrum der SHK-Handwerke 

hinausgehen. Nicht zu unterschätzen ist auch 

die Möglichkeit für das Handwerk, durch ei­

gene Aufklärung und Beratungstätigkeit die 

Kunden auf umweltgerechtere Wege zur 

Deckung ihres Raumwärme- und Warmwas­

serbedarfs aufmerksam zu machen . 

Ansätze für Umweltbildung 
in der Ausbildung versorgungs­
technischer Berufe 

Einen wesentlichen, weil einklagbaren, Hin­

weis auf umweltbezogene Lerninhalte der 

Versorgungstechnik gibt die Ausbildungsord­

nung der entsprechenden neugeordneten 

Handwerksberufe. Als Standardposition fin­

den sich in den Ausbildungsordnungen um-



Abbildung 1: Ökologische Kompetenzstufen versorgungstechnischer Handwerksbetriebe 

Bewußte Ergänzung einfacher 
Kosten-Nutzungs-Relationen durch 
ökologische Kriterien. Einbezug 
regenerativer Energien in der Haustechnik 
in Hybridanlagen (Warmwasser). 

Empfehlungen zum Energiesparen mit 
Kosten-Nutzen-Analyse unter Einbezug der 
gesetzlichen Kosten-Nutzen-Analyse 

Bisher Domäne von Ingenieur- und 
Energieberatungsbüros. 
Zu diesen Techniken bestehen im 
SHK-Handwerk oft noch 
"Berührungsängste" . 

Der Schritt von der ersten zur 
zweiten Stufe stellt sich zur Zeit als 
Hauptaufgabe der Fortbi ldung im 
SHK-Handwerk dar. 

5. Stufe 

Das Angebot der 
Energiedienst leistung 
Raumwärme/Warmwasser nach 
ökologischen Kriterien. 

4. Stufe 

Umfassende Energieberatung für 
den Wohnbereich mit Kosten-Nutzen­
Analyse für energiesparende 
Maßnahmen; Analysen von Heizlast, 
Wärmebedarf und Wärmeschutz. 

3. Stufe 

Einbezug neuerer Heizungstechnologien in 
die Beratungs-, Instal lations- und 
Wartungskompetenzen, z. B. 
Brennwertkessel, Wärmepumpen, 
Kraft-Wärmekopplung. 

2. Stufe 

Systemoptimierung vorhandener konventione ller 
Systeme. Systematische Fehlersuche, Einstellung 
und Optimierung durch Messungen. Beratung 
bezüglich der Erneuerung. 

1. Stufe 

Dies ist der "Normalfall " des 
Wartungs- 5) und 
Reparaturauftrags im 
SHK-Handwerk. 

"Anlage zum Funktionieren bringen" . Fehler suchen 
nach "trial and error" und nach Erfahrung. Reinigen 
und Auswechseln von Alt-Teilen. 

weltbezogene Hinweise: So enthält z. B. die 

neue Ausbildungsverordnung zur Berufsaus­

bildung zum Gas- und Wasserinstallateur I 

-installateurin folgende Fähigkeiten und 

Kenntnisse: 

• für den ausbildenden Betrieb geltende 

wesentliche Vorschriften über den Emissions­

und Gewässerschutz sowie über die Reinhal­

tung der Luft nennen; 

• arbeitsplatzbedingte Umweltbelastungen 

nennen, und zu ihrer Verringerung beitragen; 

• im Ausbildungsbetrieb verwendete Ener-

giearten nennen und Möglichkeiten rationel­

ler Energieanwendungen im beruflichen Ein­

wirkungsbereich anführen; 

• Eigenschaften und Einsatzmöglichkeiten 

unterschiedlicher Energie- und Werkstoffar­

ten beachten". 6 

Die im Ausbildungsrahmenplan feststellbare 

Konkretisierung der Zielsetzung Umwelt­

schutz und rationelle Energieverwendung be­

schränkt sich meist auf die Vermittlung von 

Kenntnissen. Ihre Umsetzung in berufliches 

Handeln bleibt offen. Mit dem Hinweis auf 

die Einsatzmöglichkeiten unterschiedlicher 

Energiearten und die Verringerung arbeits­

platzbedingter Umweltbelastungen - haben 

Ausbilder, Auszubildende und Berufsschul­

lehrer einen rechtlichen Ansatzpunkt Um­

weltlernen in der Ausbildung der Versor­

gungstechnik zu initiieren . Dabei lassen sich 

folgende Bereiche als aktivierende Lernfel­

der identifizieren: 

Umweltbildung in Projekten 

Für die berufliche Umweltbildung bieten 

sich Projekte besonders an , versprechen sie 

doch im Gegensatz zur bloßen Wissensver­

mittlung durch ganzheitliches, soziales und 

handlungsorientiertes Lernen, eine den kom­

plexen Ansprüchen der Umweltbildung ge­

mäße Lernform. Projekte sind jedoch eine 

nach pädagogischen Kriterien organisierte 

hochkomplexe Lernform, die zu ihrer erfolg­

reichen Umsetzung besonders günstige 

Lernbedingungen, soziale Gruppenbedin­

gungen und eine hohe Professionalität der 

projektbegleitenden Ausbilder und Pädago­

gen voraussetzt. In den versorgungstechni­

schen Handwerksberufen sind solche Bedin­

gungen im wesentlichen nur in den Berufs­

schulen gegeben, läßt man die überbetriebli­

che Unterweisung wegen ihres anders gear­

teten Bildungsauftrages und die für Projekte 

besonders geeignete außerbetriebliche Aus­

bildung als Sonderform einmal beiseite. 

Es ist positiv anzumerken, daß es vielfältige 

schulisch initiierte Projekte mit Umweltbe­

zügen in den versorgungstechnischen Beru­

fen gibt. 7 Die schulischen Projekte für das 

Umweltlernen in der Versorgungstechnik 

sind insofern unverzichtbar, als daß nur 

durch sie im Sinne ihrer wörtlichen Bedeu­

tung des lateinischen ,pro jacere' als ,Voraus­

werfen' die Möglichkeit besteht, praktisch 

erfahrbar zu machen, was in der handwerkli­

chen Alltagsrealität und im beruflichen Han­

deln in der Ausbildung noch nicht allgemein 
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zugänglich ist, d. h. vor allem der Umgang 

mit ökologisch vertretbaren Energiekonzep­

ten und der Nutzung regenerativer Energien 

in der Haustechnik (Vergleiche dazu die 

Kompetenzstufen 3-5). 

Der Beginn der Erfahrung des Machbaren in 

der ökologisch vertretbaren Versorgungs­

technik, wird meist durch kleine Projekte 

zum Selbstbau regenerativer Energieanlagen 

vorgenommen. Beim Bau solcher Sonnen­

kollektoranlagen in schulischen Lerngruppen 

werden vielf<:iltige handwerkliche Kenntnis­

se, Fähigkeiten und Techniken der Installa­

tionstechnik eingesetzt. Durch die Ergän­

zung des Arbeitsvorhabens durch technologi­

sche Experimente, wird neben der Praxiser­

fahrung ein tieferes Verständnis der Möglich­

keiten der Energiekonvertierung gewonnen . 

Durch die Entwicklung geeigneter Energie­

bilanzierungen können die Auszubildenden 

in einem längeren Zeitabschnitt sich eigene 

Aufschlüsselungen über den Beitrag von So­

larenergie z. B. zur Warmwassererzeugung 

verschaffen. 

Lernen an Realobjekten zur ökologisch 
vertretbaren Energiekonvertierung 

Es ist eine wichtige Erkenntnis, daß berufli­

che Umweltbildung sich mit dem Anknüpfen 

an unmittelbare Beruflichkeil nicht begnügen 

darf. Daher gilt es möglichst oft die be­

schränkten Erfahrungsmöglichkeiten der be­

ruflichen Lernorte zu verlassen und andere 

Erlebnisse, andere Erfahrungen und andere 

Sichtweisen, als sie im unmittelbaren beruf­

lichen Handeln zugänglich sind, sichtbar und 

möglich zu machen . Exkursionen, Land­

schulheimaufenthalte oder Aufenthalte an al­

ternativen Bildungsstätten, bei denen regene­

rative Energienutzung anschaubar vorgeführt 

wird, sind hier genauso bedeutsam wie die 

fachkundige Besichtigung von Ökohäusern 

oder Realobjekten zur Einbeziehung regene­

rativer Energien mit einer nachvollziehbaren 

Ökologie-Ökonomie-Bilanzierung. 8 

Umwelterkundung im Betrieb 

Jeder Betrieb, auch der versorgungstechni­

sche Handwerksbetrieb, kann in bezug auf 

die Belange des Umweltschutzes handlungs­

orientiert erkundet werden. Im Betrieb wer­

den Energien verbraucht und Emissionen 

ausgeschieden. Im Betrieb werden Rohstoffe 

und Werkstoffe unter Energieeinsatz verar­

beitet. Es entstehen Abfälle und Produkte für 

die weitere Verarbeitung und Montage. Zum 

Bereich des betrieblichen Umweltschutzes 

gehört auch der Umgang mit Heizung, 

Warmwasserversorgung, Verpflegung (Kan­

tine), Abfällen und Schrottsammlungen etc. 

In umweltbezogenen Projekten können Aus­

zubildende alle diese Bereiche auf ihre Um­

weltrelevanz prüfen und Verbesserungsvor­

schläge einbringen. Bei montageorientierten 

Handwerksbetrieben verdient auch der be­

triebliche Fuhrpark und dessen Nutzung zur 

Erledigung der Kundenaufträge eine kri­

tische umweltspezifische Analyse. 

Umwelterkundung im Kundenauftrag 

Für die versorgungstechnischen Ausbil­

dungsberufe ist jedoch der wesentliche Punkt 

umweltbezogenen Handeins in der Bearbei­

tung verschiedener Kundenaufträge beim 

Privatkunden und auf wechselnden Baustel­

len gegeben. Allerdings sind die Möglichkei­

ten der Auszubildenden, hier auf die Art und 

Weise der Bereitstellung der Energiedienst­

leistung qualitativen Einfluß zu nehmen, be­

schränkt. Die Arbeitsteilung im Handwerk 

bedingt, daß die Kundenberatung meistens 

Sache des Meisters ist. Den ausführenden 

Gesellen bleibt oft nur die Umsetzung der 

vom Meister und dem Kunden im Beratungs­

gespräch getroffenen Entscheidungen. Dem 

Auszubildenden werden beim normalen Kun­

denauftrag keine besonders großen eigenen 

Gestaltungsmöglichkeiten eingeräumt; er ist 

häufig zunächst bloßer Zuarbeiter des Gesel­

len. Im Rahmen seiner wachsenden Kompe­

tenz wird er dann an der Erledigung von 
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Kundenaufträgen beteiligt. Die Formen der 

Zusammenarbeit mit dem Gesellen sind da­

bei noch ungenügend erforscht. 

Um die potentiellen Lernchancen des hand­

werklichen Kundenauftrages in der Versor­

gungstechnik freizulegen , muß man sich 

klarmachen, "daß das beste Projekt zum 

Lernen der Auftrag ist". 9 

Bei der Durchführung von Wartungsaufträ­

gen hat der Geselle die Möglichkeit durch 

Abgasmessungen die Brennereinstellung zu 

optimieren, er kann durch die Funktionsprü­

fung aller relevanten Teile einschließlich der 

Meß- und Regeleinrichtungen beurteilen, ob 

die Anlage vernünftig funktioniert . Schon 

aus dem regelmäßigen Wartungsauftrag kann 

sich eine umweltrelevante Beratungsfunktion 

ergeben. 

Die umweltrelevanten Handlungsspielräume 

bei Reparatur- oder Instandsetzungsaufträ­

gen liegen in der Abwägung zwischen Repa­

ratur, Teileerneuerung oder Gesamterneue­

rung unter ökonomischen, sozialen (Wirt­

schaftlichkeit, finanzielle Möglichkeit des 

Kunden) und ökologischen (Emission der 

Anlage) Gesichtspunkten. Die fachkompe­

tente Erledigung eines solchen Auftrages 

verlangt vom Gesellen oder Kundendienst­

monteur fachliche Kompetenz und ein hohes 

Analysevermögen sowie eine grobe Bera­

tungstätigkeit im Bereich der Kleinfeuerungs­

technik und der Meß-, Steuer- und Rege­

lungsgeräte. 10 

Bei der Installation auf Baustellen (Neubau 

und Sanierung) ist die Installation einer 

Heizungs- und Warmwasseranlage Folge ei­

ner vorhergehenden mehr oder weniger pro­

fessionellen Energieberatung des Kunden, 

die entweder von Handwerksmeistern, von 

Architekten oder Ingenieuren oder von ande­

ren professionellen Energieberatern durchge­

führt wird. Die Lernchancen und die um­

weltgerechten Entscheidungsspielräume für 

Gesellen und Auszubildenden lassen sich in 



einem solchen Auftrag nur vor dem Hinter­

grund ihres Verständnisses der Beratungs­

und der Entscheidungssituation öffnen. In 

der Durchführung eines solchen Installations­

auftrages kann dann viel über die Gesamt­

funktion und den Beitrag der Meß- und Re­

geltechnik für eine umweltgerechte Versor­

gungstechnik gelernt werden . 

Die besondere Rolle der Berufs­
schule bei der umwelt­
bezogenen Erkundung 

Es ist eine wichtige Erkenntnis, aus gelunge­

nen Lernprozessen im Bereich beruflicher 

Umweltbildung, daß erfolgreiche Lernpro­

zesse sich als Sozial- und Gruppenprozesse 

darstellen. Gerade im konfliktträchtigen Be­

reich des Umweltschutzes im Betrieb ist der 

einzelne schnell überfordert und am Ende 

seiner Handlungs- und Erkenntnismöglich­

keit angekommen. In den Handwerksbetrie­

ben im SHK-Bereich haben wir es oft mit 

Kleinbetrieben zu tun, in denen nur wenige 

Auszubildende ausgebildet werden, d. h. die 

günstige Situation des GruppenJemens in der 

betrieblichen Umwelterkundung ist meist 

nicht gegeben. Für erfolgreiche Ansätze für 

Umwelterkundungen durch Auszubildende 

im eigenen Betrieb 11 gibt es aus dem hand­

werklichen Bereich noch keine Projektbei­

spiele. Das verweist auf die wichtige Rolle, 

die die Berufsschule beim Zustandekommen 

solcher Umwelterkundungsprojekte in ver­

sorgungstechnischen Handwerksbetrieben 

übernehmen sollte. 

Die Projektplanung, die Entwicklung von 

Fragestellungen für die Erkundung kann ei­

gentlich nur in der Berufsschule erfolgen. 

Mit leittextartigen Checklisten können dann 

die Jugendlichen einer Erkundungsprojekt­

Klasse in ihre jeweiligen Handwerksbetriebe 

gehen, um dort ihre Erkundungen vorzuneh­

men und ihre Fragen zu stellen. Danach wer­

den die Ergebnisse der Jugendlichen in der 

Klasse ausgewertet, verglichen und disku-

tiert. In einer nächsten Stufe können dann 

Verbesserungsvorschläge entwickelt und in 

die Betriebe hineingetragen werden. Bei Wi­

derständen und Konflikten kann der Berufs­

schullehrer eine vermittelnde, schützende 

und die umweltbezogene Motivation auf­

rechterhaltende Rolle einnehmen. 

Auch für die Einübung in die umweltgerech­

te Bearbeitung von Kundenaufträgen schon 

auf dem Niveau von Auszubildenden in den 

ersten Ausbildungsabschnitten kann die Be­

rufsschule wichtige Hilfestellung leisten: 

Ein solches von der Berufsschule initiiertes 

Projekt könnte sich zunächst der häuslichen 

Energieversorgungssituation im Wohn- und 

Lebensbereich der Auszubildenden zuwen­

den. Das heißt, die Auszubildenden ent­

wickeln gemeinsam mit den Berufsschulleh­

rern Checklisten und Erkundungsleittexte, 

mit denen sie in ihrer Lebenswelt, z. B. ihrer 

Familie, den Haushalt daraufhin untersu­

chen, mit welchen versorgungstechnischen 

Mitteln, mit welchem Aufwand an Primär­

und Sekundärenergien die Energiedienstlei­

stungen im privaten Wohnbereich bereitge­

stellt werden. Die Besprechung der unter­

schiedlichen versorgungstechnischen Situa­

tionen im Familienbereich der Auszubilden­

den kann dann als erste Auswertung zu Ver­

gleichen über die eingesetzten Primär- und 

Sekundärenergien unter Umweltgesichts­

punkten führen. Das hat die Vorteile, daß die 

Auszubildenden nicht bei Fremden oder 

beim Kunden erkunden müssen, sondern in 

ihrer eigenen Lebenswelt Ob die dann im 

Unterricht erarbeiteten Verbesserungsvor­

schläge praktisch umsetzbar sind, ist weni­

ger entscheidend, als daß durch die Erkun­

dungen der Energiedienstleistungen im eige­

nen Lebensbereich die Augen der Auszubil­

denden auch für die energetische Betrach­

tung der Lebensbereiche ihrer Kunden geöff­

net werden können. 

Bei Kundenaufträgen kann der Auszubilden­

de mit Hilfe von "auftragsorientierten Leit­

texten" und mit "Erkundungsleittexten" die 

Umweltbezüge von Kundenaufträgen erar­

beiten und dabei auch die potentiellen Hand­

lungsspielräume für umweltbewußtes beruf­

liches Handeln (von der Beratung bis hin zur 

Emissionsminderung) identifizieren. 

Umweltbildung als fach­
bezogene Fortbildung im 
SHK-Bereich 

Das Lernfeld des Kundenauftrages und der 

Kundenberatung ist natürlich eine Domäne 

der Fortbildung im SHK-Handwerk. Da die 

Realisierung der Umweltbildung im Fortbil­

dungsbereich weiter fortgeschritten ist, als in 

der Ausbildung, will ich die wichtigsten Er­

kenntnisse eines Modellversuchs kurz dar­

stellen. 

Die Aufschlüsselung der Umweltbildung im 

Modellversuch "Rationelle Heizungstech­

nik für arbeitslose Facharbeiter I innen 

und Gesellen" 12
, einer konkreten Anpas­

sungsfortbildung, zeigt, daß sich umweltbe­

zogene Berufsbildung nur integriert mit der 

Vermittlung berufsfachlicher Kompetenzen 

vermitteln läßt. Daß sie darin jedoch nicht 

aufgeht, zeigen dann allerdings widersprüch­

liche Erfahrungen mit den Teilnehmern: 

REINHARDT faßt als positive Erfahrung in der 

Vermittlung umweltbezogener Inhalte zu­

sammen: "Die Teilnehmer bringen ein höhe­

res Interesse an diesem Thema mit als an 

konventionellen Inhalten". 13 Umweltthemen 

führen zu der Einsicht, daß Heizen sehr viel 

mit Umwelt und Leben zu tun hat und nicht 

nur die Bereitstellung von Wärme darstellt. 

Es werden enge Bezüge des Berufslebens 

zum gesellschaftlichen Leben erkannt. So­

lartechniken und Umweltuntersuchungen 

werden als spannend und aufschlußreich 

empfunden und es entsteht ein Gefühl der 

Wichtigkeit des eigenen Arbeitens und des 

eigenen Handelns. Die Erfahrung von REIN­

HAROT bestätigen also die Hypothese, daß 

das Erarbeiten der Umweltbezüge im beruf-
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Iichen Handeln die Identifikation mit dem 

Beruf und die Berufszufriedenheit deutlichen 

verstärken kann. 

Auf der anderen Seite mußte REINHARDT je­

doch auch negative Erfahrungen darstellen, 

die auch gewissen Barrieren zwischen Hand­

werk und Umwelt bzw. Ökologie erkennen 

lassen: 

Die Teilnehmer brachten keine Vorqualifika­

tion zum Umweltbereich mit, auf der man 

aufbauen konnte. Gerade die bisherige Be­

rufserfahrung der Teilnehmer standen Um­

weltansprüchen eher entgegen. Es ließen 

sich Berührungsängste zu ökologischer, grü­

ner Ideologie auffinden, die die Teilnehmer 

gerade mit Themen wie Solar- und Umwelt­

technik erst einmal verbanden. Hinzu kam, 

daß die "Do-it-yourself-Mentalität" im Solar­

bereich zu einem gewissen Imageverlust und 

einer eher unprofessionellen Einschätzung 

dieser Techniken durch Handwerker geführt 

hat. 

Als kritische Rahmenbedingungen für beruf­

liches Umweltlernen in der Anpassungsfort­

bildung nennt REINHARDT zusätzlich den er­

heblichen Mangel an pädagogisch aufberei­

teten und im praktischen Ernstfall betrie­

benen Solaranlagen, die durch Nachweisen 

einer Ökologie-Ökonomiebilanz Überzeu­

gungskraft auch bei Handwerkern entwickeln 

können. 

Der Beitrag von Medien zur 
Stützung beruflicher Umwelt­
bildung in der Versorgungs­
technik 

Soll berufliche Umweltbildung mit dem Ziel 

umweltgerechten beruflichen Handeins be­

trieben werden, so muß sie ihre Schwer­

punkte in praktischen Projekten setzen, in 

denen die Auszubildenden mit Erfolgsaus­

sichten verändernd in betriebliche Wirklich­

keit eingreifen können . Zur medialen Stüt­

zung solcher Lernansätze bietet sich die 

Abbildung 2: Leittext- Varianten 

Lernleittext 

handlungsbezogene aktivierende und 
motivierende Gestaltung von Lerninhalten 

Erkundungsleittext 

Checklisten mit Leitfragen zur 
Erkundung betrieblicher Realität 

Produkt- bzw. 
projektorientierter Leittext 

"Klassischer" Leittext in der 
nach pädagogischen Kriterien 
organisierten gewerblichen und 
kaufmännischen Ausbildung . 
Leittext regt soziales Lernen 
besonders an . 
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"0 
.E ... 
<II 

"0 

·= 

Leittextmethode besonders an. 14 Sie fordert 

als Strukturierungshilfe die Fähigkeit zur 

Selbststeuerung der Auszubildenden bei der 

Planung, Durchführung und Bewertung von 

Projekten. In bezug auf die Besonderheiten 

der Ausbildung im Handwerk lassen sich fol­

gende Leittexttypen 15 differenzieren (vgl. 

Abb. 2). 

Mit Hilfe des Lernleittextes kann umweltre­

levantes Wissen, handlungsorientiert und lern­

aktivierend aufbereitet, vermittelt werden. 

Mit Erkundungsleittexten können z. B. Aus­

bildungsbetriebe auf Umweltbezüge er­

forscht werden. Im auftragsorientierten Leit­

text kann durch entsprechende Leitfragen in 

allen Phasen der Entwicklung des Kunden­

auftrages, von der Beratung über die Mate­

rialbestellung und die Arbeitsverfahren bis 

hin zur Entsorgung von Altteilen und zur 

Einhaltung von Arbeitssicherheitsbestim­

mungen, jeder Aspekt auf die Prüfung der 

Umweltrelevanz nachgefragt werden. Der 

produkt-oder projektorientierte Leittext hät­

te seinen Einsatzort eher in der außer- oder 

überbetrieblichen Ausbildung und kann ent­

weder ein umweltrelevantes Produkt oder 

Projekt als ganzes ansprechen oder aber 

Auftragsorientierter Le ittext 

Checklisten mit Leitfragen zur 
Planung, Durchführung und 
Bewertung von 
Kundenaufträgen auf 
Arbeitsstellen . 

..:,t ... 
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3: 

"0 
s:::: 
10 
:I: 
E 

durch Leitfragen in allen Phasen eines Pro­

jektes auf die Umweltrelevanz hinweisen. Mit 

Umwelt-Projekt-Leittexten, die Elemente 

aller Leittextvarianten verbinden, sollen än­

dernde und eingreifende Projekte mit innova­

tiver Wirkung im Bereich des Umweltschut­

zes initiiert werden. Sie beginnen meist mit 

einer Erkundung, einer Bilanzierung oder ei­

ner Analyse von vorhandenen Bereichen in 

bezug auf ihre Umweltrelevanz, mögliche 

Schädigungspotentiale und Alternativen. In 

diesem ersten Teil entspricht das Vorgehen 

einem Erkundungsprojekt. Jedoch bleibt es 

bei der Bilanzierung oder der Erkundung 

nicht stehen. Es erfolgt vielmehr eine Nutz­

anwendung des Erkannten, in Vorschlägen 

zur Veränderung bzw. zur umweltrelevanten 

Verbesserung. Oft leiten diese Vorschläge in 

eine produktions- und produktbezogene Pha­

se der Projektarbeit über. 

Im o. g. bis 1995 laufenden Forschungspro­

jekt sollen u. a. in Zusammenarbeit mit 

Schulen und Betrieben Erkundungs- und 

Umweltprojekt-Leittexte erprobt werden. In­

teressenten aus Praxis und Wissenschaft sind 

hiermit eingeladen, sich mit kritischen Bei­

trägen und Vorschlägen zu beteiligen . 
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Lehrerbildung 
für berufliche Schulen 

Bernhard Bonz 
. Prof Dr. , Lehrstuhl für Be­

rufspädagogik, Geschäfts­

führender Direktor des In­

stituts für Berufs- und Wirt­

schaftspädagogik der Uni ­

versität Hohenheim 

Berufliche Schulen tragen im Dua­
len System erheblich zum Ausbil­
dungserfolg bei. Die Effizienz der 
Berufsausbildung ist deshalb von 
der Qualität der Lehrerbildung ab­
hängig. 

Im folgenden Beitrag wird auf Stel­
lungnahmen und Forderungen hin­
gewiesen, die eine am Leitbild des 
professionellen Lehrers orientierte 
Ausbildung gewährleisten sollen. 
Im Hinblick auf die Neugestaltung 
oder Umstrukturierung von Stu­
diengängen in den neuen Bundes­
ländern erhalten diese Grundsätze 
besondere Relevanz. 

Lehrerbildung und duales 
System der Berufsausbildung 

Im Dualen System der Berufsausbildung tra­

gen die berufl ichen Schulen erheblich zum 

Ausbildungserfolg bei. Wenngleich der zeit­

liche Anteil des schulischen Partners gerin­

ger ist als jener der betrieblichen Seite, so 

gründet doch - vor allem im fachtheoreti­

schen Bereich - eine erfolgreiche Berufs­

ausbildung auf den Unterrichtsveranstaltun­

gen der beruflichen Schulen. Im Rahmen der 

Berufsausbildung sind vor allem die Teilzeit­

berufsschulen betroffen . Der Unterrichtser­

folg in beruflichen Schulen hängt aber wie 

bei jedem Schulunterricht von der Qualifika­

tion der Lehrer ab, denn diese müssen die 

Lernprozesse zielgerichtet organisieren und 

anregen. 
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Obwohl die Lehrerausbildung und -Vorbil­

dung einen entscheidenden Faktor für die Ef­

fizienz des Dualen Systems der Berufsausbil­

dung darstellen, wurde die Frage der Lehrer­

bildung für berufliche Schulen kaum unter 

dem Aspekt der dualen Berufsausbildung 

aufgegriffen. In der Denkschrift der Deut­

schen Forschungsgemeinschaft (DFG) von 

1990 vermerkt die Senatskommission für Be­

rufsbildungsforschung dementsprechend: 

Die "Vernachlässigung der Berufsbildung 

und der Koordination von betrieblichen und 

schulischen Aktivitäten" überrascht, da das 

Duale System der beruflichen Erstausbildung 

über Deutschland hinaus anerkannt ist. "Ein 

markantes Beispiel" für die Vernachlässi­

gung der Berufsbildung "bilden die ungelö­

sten qualitativen und seit einigen Jahren vor 

allem die quantitativen Probleme der Berufs­

schullehrerausbildung, die in Kombination 

mit der Ausbildung der betrieblichen Ausbil­

der eine zentrale Stütze des Berufsbildungs­

systems darstellt". Der Mangel an Lehrern 

für berufliche Schulen und die damit zusam­

menhängende Beeinträchtigung der Berufs­

bildung "findet aber in der Öffentlichkeit 

nicht die Aufmerksamkeit, die sie im Hin­

blick auf ihre wirtschaftliche und gesell­

schaftliche Bedeutung sowie ihre Relevanz 

für die betroffenen Auszubildenden ver-

dient". 1 

Die Diskussion wurde erst über den Kreis 

der Lehrer an beruflichen Schulen und ihren 

Verbandsvertretern, den Wissenschaftlern 

der Berufs- und Wirtschaftspädagogik sowie 

anderen an der Lehrerbildung Beteiligten 

hinausgetragen, als Lehrermangel zur erheb­

lichen Einschränkung des Unterrichts führte. 

Doch nur der Unterrichtsausfall und damit 

das quantitative Problem der Lehrerbildung 

fand in solchem Maß Beachtung, daß Über­

legungen zur Abhilfe angestellt wurden. 

Dies wird daran deutlich, daß die Maßnah­

men der Schulbehörden kaum zur Verbesse­

rung der Lehrerbildung und zur Attraktivi­

tätssteigerung entsprechender Studiengänge 

dienten; die Bemühungen waren vor allem 

darauf gerichtet, "Fachleute" 2 anzuwerben 

und einzustellen. 

Zu diesen "Fachleuten" gehören Diplomin­

genieure beispielsweise der Fachrichtung 

Elektrotechnik, von denen die Schuladmini­

stration annimmt, daß sie befahigt sind, Un­

terricht in Berufsschulklassen für Elektro­

technik zu geben. Analog zu den Diplomin­

genieuren werden für Wirtschaftsschulen Di­

plom-Kaufleute, Diplom-Volkswirte und Di­

plom-Ökonomen direkt in den Vorberei­

tungsdienst übernommen oder angestellt 

(sog. Direkteinsteiger). Die Gewinnung von 

Fachleuten ohne Lehrerausbildung und deren 

Einarbeitung in die Lehrertätigkeit ist eine 

Notmaßnahme, durch die - nicht nur kurz 

nach dem 2. Weltkrieg, sondern erneut seit 

einigen Jahren - der Lehrer-Einstellungsbe­

darf in wichtigen Berufsfeldern zu einem er­

heblichen Teil gedeckt wird. 

Für die duale Berufsausbildung hat dies am­

bivalente Auswirkungen: Einerseits stehen 

"Fachleute" den betrieblichen Aufgaben und 

Zielsetzungen besonders nahe, was zumin­

dest von Seiten der Wirtschaft nicht als 

Nachteil angesehen wird, andererseits beein­

trächtigt die fehlende pädagogische Kompe­

tenz der "Fachleute" sowohl die die betrieb­

liche Ausbildung ergänzenden Erziehungs­

aufgaben als auch die im Zuge der Neuord­

nung von Ausbildungsberufen erforderliche 

Betonung von allgemeinen und fachübergrei­

fenden Lernzielen3 bzw. von Schlüsselquali­

fikationen , die nicht unter fachwissenschaft­

liehen Kriterien abgeleitet werden können. 

Die Auswirkungen der Neuordnung von 

Ausbildungsberufen auf die berufliche Schu­

le erreichten nicht die Ebene der Lehr­

Lern-Prozesse, weshalb CzYCHOLL fragt , ob 

die Berufsschule "im methodischen Abseits" 

steht. 4 Im Zusammenhang mit der Vermitt­

lung von Schlüsselqualifikationen5 wurde 

zwar die pädagogische Kompetenz des be­

trieblichen Ausbildungspersonals problema­

tisiert6 und die Qualifizierung der Ausbilder 
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intensiviert\ nicht aber eine "Neuorganisa­

tion der Berufsschule" in Angriff genommen 

und eine Reform des Lehrerstudiums einge­

leitet, die aufgrund der neuen Leitziele be­

ruflicher Ausbildung im Dualen System er­

forderlich ist. 8 Deshalb bleibt "das Nadel­

öhr für eine Qualitätsverbesserung der Aus­

bildung im Dualen System die didaktisch­

methodische Kompetenz der Berufsschulleh­

rer und der Ausbilder". 9 

Das Duale System der Berufsausbildung ist 

darauf angewiesen, daß Lehrer ihre unter­

richtliche Tätigkeit im schulischen Ausbil­

dungsbereich als kompensatorische und 

komplementäre Komponente bezüglich des 

betrieblichen Ausbildungsanteils auffassen 

und im Hinblick auf den gemeinsamen ein­

heitlichen Bildungsaspekt in der beruflichen 

Ausbildung reflektieren. Deshalb muß die 

Ausbildung bzw. das Studium der Lehrer 

auch die veränderten Anforderungen auf­

grund der Neuordnung berücksichtigen. In­

novationen im Dualen System sind auf quali­

fizierte Lehrer angewiesen, die entsprechen­

de didaktische Entscheidungen treffen kön­

nen. Deshalb müssen im Studium die Anteile 

der Erziehungswissenschaften ausgeweitet 

und intensiviert werden, denn pädagogische 

Kompetenz erhält im Rahmen der Berufsbil­

dung den Rang einer Schlüsselqualifikation. 

KurscHA weist hier mit Recht auf die Dispa­

rität zwischen höheren Qualifikationsanfor­

derungen an Lehrer und der vermehrt prakti­

zierten Einstellung von Fachleuten ohne päd­

agogische Vorbildung in den Schuldienst hin. 10 

Zusammenfassend: Sowohl zur Stützung des 

Dualen Systems der Berufsausbildung als 

auch zur Fundierung von Bildungsgängen in 

beruflichen Schulen muß der Nachwuchs an 

qualifizierten Bewerbern für das Lehramt an 

beruflichen Schulen sichergestellt werden. 

"Qualifiziert" bezieht sich auf eine profes­

sionelle Lehrertätigkeit in beruflichen Schu­

len. Diese Qualifizierung setzt ein Studium, 

das an den zentralen Aufgaben der Lehrer an 

beruflichen Schulen orientiert ist, voraus. 



Leitbilder für die Ausbildung 
von Lehrern an 
beruflichen Schulen 

Ausbildung und Vorbildung der Lehrer an 

beruflichen Schulen orientieren sich an Leit­

bildern, die aufgrundder Anforderungen des 

Tätigkeitsfelds aufgestellt wurden oder auf 

die Ausbildungswege der erfolgreich tätigen 

Lehrer rekurrieren. Im Gegensatz zum Leit­

bild des "Fachmanns" und dem Leitbild des 

"Pädagogen" 11 erfordert das Leitbild eines 

professionellen Lehrers für berufliche Schu­

len einen integrierten Erwerb fachwissen­

schaftlich-beruflicher Kompetenz zusammen 

mit der pädagogisch-didaktischen Kompetenz. 

An diesem Leitbild des professionellen 

Lehrers orientiert sich die Auffassung der 

Berufs- und Wirtschaftspädagogen . KursCHA 

kennzeichnet sie folgendermaßen: "Die zen­

trale Aufgabe des Lehrers an beruflichen 

Schulen besteht darin , Schüler und Schüle­

rinnen zu befähigen, komplexe berufliche Si­

tuationen zu bewältigen". Die für seine "be­

rufliche Lautbahn erforderliche Kompetenz 

gewinnt der künftige Lehrer an beruflichen 

Schulen nicht allein durch das fachwissen­

schaftliche Studium und durch die fachdi­

daktische Durchdringung einer oder mehre­

rer Bezugsdisziplinen, sondern aus der be­

rufspädagogisch reflektierten Analyse und 

Deutung beruflicher Handlungsfelder. Die 

Qualität des berufs- und wirtschaftspädago­

gischen Studiums ist mithin der entscheiden­

de Prüfstein für das Maß an Professionalisie­

rung, die durch die wissenschaftliche Ausbil­

dung von Lehrern an beruflichen Schulen an­

gestrebt und realisiert wird." 12 

Somit gilt als Maxime für die Gestaltung der 

Lehrerbildung für berufliche Schulen die 

Verschränkung fachwissenschaftlicher und 

beruflicher Inhalte mit den pädagogischen 

Aspekten. Dann bekommt in diesen Studien­

gängen die Berufs- und Wirtschaftspädago­

gik den Rang eines "profilbestimmenden In­

tegrationsfachs". 13 

Stellungnahmen zur Lehrer­
bildung für berufliche Schulen 

Die oben herausgestellte Auffassung zu Aus­

bildung und Studium von Lehrern für beruf­

liche Schulen wurde seit langem von Wissen­

schaftlern vertreten und bildete die Basis von 

Stellungnahmen und Empfehlungen. So for­

derte bereits 1970 der Deutsche Bildungs­

rat, es "müssen in der Ausbildung aller Leh­

rer Elemente der Erziehungs- und Gesell­

schaftswissenschaften, der Fachwissenschaf­

ten und der Fachdidaktik, der praktischen 

Erfahrung und Erprobung sowie ihrer kriti­

schen Auswertung als Teile eines Ganzen in­

tegriert sein". 14 

Ein umfassendes Konzept zum Studium legte 

die Sektion Berufs- und Wirtschaftspädago­

gik der Deutschen Gesellschaft für Erzie­

hungswissenschaft (DGfE) 1981 vor: "Emp­

fehlungen zur Neuordnung der Ausbildung 

von Lehrern für das berufliche Schul- und 

Ausbildungswesen". Dieses Konzept umfaßt 

sechs Studienrichtungen. Ein gemeinsamer 

Block der Erziehungs- und Gesellschaftswis­

senschaften wurde kombiniert mit verschie­

denen beruflichen Fachrichtungen sowie 

zum Hauptfach hochaffinen, affinen oder 

nichtaffinen zweiten Fächern oder praxis­

orientierten bzw. an außerschulischen Tätig­

keitsfeldern orientierten Spezialisierungen 

(s. Abbildung). 

Abbildung : Konzeption der Sektion Berufs- und Wirtschaftspädagogik für die 
Studienrichtungen 

Studienrichtung .I 

80 Semesterwochenstunden 
Berufliche Fachrichtung 
allgemein 

80 Semesterwochenstunden 
Berufliche Fachrichtung 
allgemein 

40 Semesterwochenstunden 
Berufliche Fachrichtung 
speziell 

40 Semesterwochenstunden 
Berufliche Fachrichtung 
praxisorientiert 

40 bis 60 
Semesterwochenstunden 
Wahlfach (affin) 

40 bis 60 Semester­
wochenstunden 
Besondere schulische/ 
außerschulische Tätigkeitsfelder 

60 bis 80 
Semesterwochenstunden 
Berufliche Fachrichtung 

60 bis 80 
Semesterwochenstunden 
Wahlfach (nicht affin) 
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Die Notwendigkeit einer Befähigung für Un­

terricht in einem zweiten Fach wird gefordert 

im Hinblick auf Schulfächer an beruflichen 

Schulen. Das zweite Fach wird dann als 

hochaffin bezeichnet, wenn sich seine Lehr­

inhalte zu einem großen Teil mit jenen über­

decken, die Studienbestandteil des Haupt­

faches sind. Dementsprechend gilt z. B. Kfz­

Technik als hochaffin zur beruflichen Fach­

richtung Metalltechnik. Affine Fächer kenn­

zeichnet ein kleineres Ausmaß der Über­

deckung; angesichts erheblicher mathemati­

scher Studienanteile in der beruflichen Fach­

richtung Elektrotechnik wird z. B. das Fach 

Mathematik zu dieser Fachrichtung als affin 

eingestuft. Ein schulbezogenes Fach wie 

Sport oder Geschichte I Politische Wissen­

schaft muß bezüglich der genannten beruf­

lichen Fachrichtungen als nichtaffin gelten. 

Der zunehmende Lehrermangel führte gegen 

Ende der 80er Jahre dazu, daß sich die Kul­

tusministerkonferenz mit der "Sicherung des 

Nachwuchses an Lehrern und Lehrerinnen 

an beruflichen Schulen" befaßte und beson­

dere Maßnahmen empfahl. 15 Diese Maßnah­

men konnten allerdings keine dauerhafte Lö­

sung erwarten lassen. Im Gegenteil: "Der 

vereinbarte Maßnahmenkatalog zielt schwer­

punktmäßig auf kurzfristig und allenfalls 

quantitativ wirksame Übergangsmaßnahmen 

ab. Dadurch werden die schwierigen Proble­

me der langfristigen und kontinuierlichen 

Versorgung des beruflichen Schulwesens mit 

pädagogisch und fachlich gut ausgebildeten 

Lehrern /Lehrerinnen auf Dauer eher ver­

schärft als gelöst." 16 

Dies nahm die Kommission Berufs- und 

Wirtschaftspädagogik zum Anlaß, Mindest­

anforderungen für das Studium für Lehrer I 

Lehrerinnen an beruflichen Schulen zu for­

mulieren 17 "um die Professionalität und wis­

senschaftliche Verantwortbarkeit der Ausbil­

dung eines Berufsstandes, von dem die Ge­

sellschaft einen maßgeblichen Beitrag zur 

beruflichen Bildung der nachwachsenden 

Generation erwartet", zu sichern. 18 Die 

"Stellungnahme zum Studium für Lehrer I 

Lehrerinnen an beruflichen Schulen" 19 wur­

de am 21. März 1990 von der Kommission 

Berufs- und Wirtschaftspädagogik und am 

13. August 1990 vom Vorstand der Deutschen 

Gesellschaft für Erziehungswissenschaft be­

schlossen. Demnach sollten folgende Grund­

sätze für 

gelten: 

alle beruflichen Fachrichtungen 

I Die Entwicklung 
des Dualen Systems der 

Berufsausbildung in 
den alten und den neuen 

Bundesländern ... 

"!. Die wissenschaftliche Ausbildung von 

Lehrern/Lehrerinnen an beruflichen Schu­

len ist grundständig zu organisieren, das 

heißt: alle Fächer sind im Grund- und 

Hauptstudium anzubieten. Dies schließt die 

berufs- und wirtschaftspädagogischen sowie 

fachdidaktischen Studienangebote ein, weil 

nur so die wissenschaftliche Qualifikation 

für berufliche Lehr- /Lernprozesse ent­

wickelt werden kann. 

Aufbau-, Ergänzungs-, oder Zusatzstudien­

gänge, die in anderen Organisationsformen 

die gleichen Standards sichern, sind nur in 

definierten Ausnahmen vorzusehen. 

2. Da die Studiengänge mit dem Ziel der 

Staatsprüfung für das Lehramt an berufli­

chen Schulen unter den Druck der allgemei­

nen Staatsprüfung geraten sind und damit die 

für die beruflichen Schulen nötige Differen­

zierung gefährdet ist, sind sämtliche Studien­

gänge für Lehrer an beruflichen Schulen als 

Diplomstudiengänge anzubieten. Die Studien­

angebote sind zu gliedern in 

a) Berufs- und Wirtschaftspädagogik 

b) Berufliche Fachrichtung I Fachwissenschaft 

c) Wahlpflichtbereich . 

Es sollte ein möglichst breites Fächerspek­

trum zugelassen werden, wobei die Speziali­

sierung auf eine jeweilige berufliche Fach­

richtung durch Fächerkombinationen ergänzt 
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werden kann , die über diese spezielle Fach­

richtung hinausgehen. 

3. Diplom-Studiengänge für Lehrer /Lehre­

rinnen an beruflichen Schulen gliedern sich 

in ein Grund- und Hauptstudium. Beide Tei­

le werden durch Prüfungen abgeschlossen 

(Diplomvorprüfung, Diplomhauptprüfung). 

Das Thema der Diplomarbeit wird in der Re­

gel dem Gebiet der Berufs- und Wirtschafts­

pädagogik entnommen. 

4. Für Fachrichtungen bzw. Fächer an be­

ruflichen Schulen, für die entsprechende 

Fachwissenschaften an Hochschulen eines 

Bundeslandes nicht vorhanden sind, ist von 

der Kultusministerkonferenz unter Mitwir­

kung der Universitäten ein bundesweites 

Konzept zu entwickeln. 

5. Zur langfristigen Sicherstellung der Leh­

rerversorgung ist es erforderlich, Institute / 

Seminare für Berufs- und Wirtschaftspäd­

agogik einzurichten bzw. auszubauen, die ein 

hinreichendes Lehrangebot ermöglichen so­

wie eme entsprechende Forschung gestat­
ten ."20 

Eine gemeinsame Tagung von Mitgliedern 

des Wissenschaftlichen Beirates Berufspäd­

agogik beim Ministerium für Bildung und 

Wissenschaft der DDR und dem Vorstand 

der Kommission Berufs- und Wirtschafts­

pädagogik der Deutschen Gesellschaft für 

Erziehungswissenschaft am 26. Juni 1990 in 

Berlin führte zu einer Stellungnahme, in der 

die Grundpositionen zur Ausbildung von 

Lehrern und Lehrerinnen für berufliche 

Schulen in Deutschland - damals in der 

Bundesrepublik und in der DDR - nieder­

gelegt wurden. 21 Auf der Basis dieser Stel­

lungnahme wurde im Rahmen der "Hoch­

schultage Berufliche Bildung '90" in Magde­

burg am 3. Oktober 1990, dem Tag der deut­

schen Einheit, das Forum "Studium der 

Lehrer und Lehrerinnen an beruflichen 

Schulen" abgehalten. 22 (Diese Thematik 

wird an den "Hochschultagen Berufliche 

Bildung" regelmäßig im Rahmen des Work­

shops "Qualifizierung von Berufspädagogen" 

auch unter Berücksichtigung des betriebli-



chen Bildungspersonals diskutiert. 23
) Das 

Forum bekräftigte nicht nur die Übereinstim­

mung der Wissenschaftler aus den alten und 

neuen Bundesländern, die bereits in der Stel­

lungnahme von Berlin zum Ausdruck kam, 

sondern brachte darüber hinaus auch die Zu­

stimmung der Lehrerverbände zu den vorge­

legten Grundsätzen und Mindeststandards 

für das Studium der Lehrer und Lehrerinnen 

an beruflichen Schulen. 24 

Die Situation 
im vereinten Deutschland 

Durch die deutsche Vereinigung kamen im 

Bereich der Berufsbildung inhaltlich und 

strukturell verschiedene Konzepte zusam­

men. In der DDR hatte ein einheitliches Sy­

stem der Berufsausbildung bestanden, in 

dem betriebliche und schulische Anteile ent­

halten waren. Grundsätzliche und strukturel­

le Unterschiede zwischen den Bezirken gab 

es im Bereich der Berufsbildung nicht; hin­

sichtlich der Lernorte Schule und Betrieb be­

stand kein Dualismus. 

Anders gestaltet war hingegen die Struktur 

der Berufsbildung in den alten Ländern. Sie 

war insoweit dualistisch , als- im Gegensatz 

zur bundeseinheitlichen Ordnung der Be­

rufsausbildung für die Betriebe- im Kultur­

bereich nur ein gemeinsames Mindestmaß 

der KMK-Vereinbarungen bestand. Der föde­

ralistische Staatsaufbau, der den Ländern 

Kulturhoheit garantiert, erfordert eine kom­

plizierte Abstimmung zwischen den Ländern 

in der Ständigen Konferenz der Kultusmi­

nister (KMK) , die z. B. eine Untergrenze 

von acht Semesterwochenstunden Erzie­

hungswissenschaften im Studium der Lehrer 

für berufliche Schulen für die Anerkennung 

von Lehramtsprüfungen festlegte. 25 Solche 

Vereinbarungen können jedoch zu keiner 

Vereinheitlichung hinsichtlich der Leitbilder 

einer Ausbildung führen. 

Im Gegensatz zu der Unterschiedlichkeit der 

Studiengänge in den alten Bundesländern be-

stand in der DDR ein einheitliches Studium 

für zwölf Fachrichtungen bzw. Berufsrich­

tungen mit Diplomprüfung. 26 Von der 

Struktur her bestand kein Widerspruch zu 

den Vorstellungen des Deutschen Bildungs­

rats ; auch die schulpraktische Einführung 

war integriert. 27 Hingegen bestand zwischen 

der einphasigen Ausbildung in der DDR und 

dem zweiphasigen System in den Ländern 

der alten Bundesrepublik ein entscheidender 

struktureller Unterschied. 

I ... ist auf 
professionelle Lehrer 

an beruflichen Schulen 
angewiesen 

Nach der Vereinigung sollte sich eine Um­

strukturierung oder ein Neuaufbau von Stu­

diengängen in den neuen Bundesländern an 

den genannten Grundpositionen und Min­

deststandards (Abschnitt 3) orientieren. 

Doch die Forderungen der Wissenschaftler 

wurden nicht umgesetzt. Die Situation der 

Lehrerbildung für berufliche Schulen blieb 

unklar. 

Auf Initiative des Vorstands der Kommission 

Berufs- und Wirtschaftspädagogik der Deut­

schen Gesellschaft für Erziehungswissen­

schaft und mit finanzieller Unterstützung des 

Bundesministers für Bildung und Wissen­

schaft hielten Vertreter der universitären 

Berufs- und Wirtschaftpädagogik aus den al­

ten und neuen Bundesländern eine 2. Infor­
mations- und Koordinationskonferenz am 
17. und 18. Februar 1992 in Leipzig ab. 

Auch Vertreter von Ministerien, Studiense­

minaren und Verbänden nahmen teil. 

Ziel dieser Konferenz war u. a. die Situation 

der Lehrerbildung für berufliche Schulen in 

den neuen Bundesländern zu analysieren. 

Dementsprechend standen an erster Stelle 

die Kurzberichte von den einzelnen Studien­

orten in den östlichen Bundesländern. In den 

Berichten und den Hinweisen auf geplante 

neue Studienorte wurde insbesondere deut­

lich, 

• daß eine Orientierung am ermittelten re­

gionalen oder überregionalen Bedarf fehlte, 

• daß keine Abstimmung mit benachbarten 

Hochschulen bezüglich der Fachrichtungen, 

auch im Hinblick auf vorhandene Kapazitä­

ten stattfand und 

• daß die fachwissenschaftliehen Vorausset­

zungen für berufliche Fachrichtungen pro­

blematisch sind. 

Die Darstellung der Situation wurde zusam­

mengefaßt und ergänzt durch die beiden 

Hauptreferate von BERNARD zur "Lehrerbil­

dung für berufliche Schulen in den neuen 

Bundesländern" sowie von L!PSMEIER zur 

"Entwicklung neuer Studiengänge für Leh­

rer und Lehrerinnen an beruflichen Schulen 

in den alten Bundesländern". Es folgte eine 

eingehende Analyse und ausführliche Dis­

kussion im Plenum sowie in Arbeitsgruppen. 

Im Mittelpunkt der Erörterung stand die 

Neu- und Umgestaltung von Studiengängen 

für Lehrer und Lehrerinnen an beruflichen 

Schulen. Die Konferenzteilnehmer mußten 

feststellen , daß entgegen den Empfehlungen 

der ersten Konferenz vom 26. Juni 1990 in 

Berlin28 in den neuen Bundesländern in vie­

len Fällen die Lehrerbildungsgänge für be­

rufliche Schulen nicht als Diplomstudien­

gänge eingerichtet werden und daß unnötige 

inhaltliche Verschiedenheiten aufgrund man­

gelhafter Abstimmung zwischen den Bun­

desländern entstehen. 

Als Ergebnis der Beratungen wurde am 18. 

Februar 1992 eine "Stellungnahme zur Ge­

staltung von Studiengängen für Lehrer 
und Lehrerinnen an beruflichen Schulen 
in den neuen Bundesländern" verabschie­

det (s. S. 15). 

Im abschließenden Vortrag von BONZ zum 

Thema "Probleme der Ausbildung von Leh­

rern für berufliche Schulen im vereinten 

Deutschland" wurden die Ergebnisse der 

Konferenz zusammengefaßt. 
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Schlußbemerkungen 

In der Stellungnahme vom 18. Februar 1992 

kommt insgesamt die Sorge zum Ausdruck, 

daß in den neuen Bundesländern bei der 

Neuplanung und Einrichtung von Studien­

gängen für Lehrer und Lehrerinnen an beruf­

lichen Schulen oder bei der Umgestaltung 

von alten Diplomstudiengängen die Erfah­

rungen aus den alten Bundesländern, die von 

den Wissenschaftlern aufgearbeitet und in 

Stellungnahmen oder Empfehlungen kompri­

miert wurden, außer acht gelassen werden 

und daß die neuen Studiengänge den Min­

deststandards eines am Leitbild des profes­

sionellen Lehrers orientierten Studiums 

nicht genügen können. 

Der Aufbau des Dualen Systems der Berufs­

ausbildung in den neuen Bundesländern so­

wie die Weiterentwicklung des Dualen Sy­

stems in der Bundesrepublik Deutschland 

insgesamt sind aber auf professionelle Leh­

rer an beruflichen Schulen angewiesen. Un­

erläßlich sind Lehrer und Lehrerinnen, die 

ihre Aufgaben im Bildungssystem in pädago­

gischer Verantwortung wahrnehmen. 

Es genügt nicht, angesichts des Lehrerman­

gels ohne Rücksicht auf pädagogische Vor­

bildung Lehrpersonal zu rekrutieren, um 

Unterrichtsausfall an beruflichen Schulen zu 

minimieren. Unterricht an beruflichen Schu­

len ist nur verantwortbar, wenn er - orien­

tiert am Gesamtziel der Berufsbildung - als 

Ergänzung zu betrieblichen Ausbildungs­

komponenten begründet und entsprechend 

gestaltet ist. Dafür genügt eine beruflich­

fachliche Qualifikation nicht. Diese ist zwar 

unerläßlich für Lehrer und Lehrerinnen an 

beruflichen Schulen, sie reicht aber nicht 

aus, um über die fachliche Begründung eines 

Unterrichts hinaus jene spezifischen berufs­

pädagogischen Aufgaben zu erfüllen, für die 

im Dualen System die schulische Seite zu­

ständig ist und auf die berufs- und wirt­

schaftspädagogische Studieninhalte vorberei­

ten. Insofern liegt ein am Leitbild des profes-

sionellen Lehrers orientiertes Studium im In­

teresse der Berufsbildung insgesamt und 

nicht nur des beruflichen Schulwesens. 

Darüber hinaus müssen Notmaßnahmen zur 

Rekrutierung von pädagogischen Laien als 

Lehrer an beruflichen Schulen abgelehnt 

werden, da so gewonnenes Lehrpersonal 

dem Anspruch der Lernenden auf angemes­

sene Berufsbildung nicht genügen kann . Au­

ßerdem beeinträchtigen solche Maßnahmen 

die Effizienz des Dualen Systems der Berufs­

ausbildung und ignorieren die essentiellen 

pädagogischen Aufgaben der Lehrer und 

Lehrerinnen in beruflichen Schulen. 

Neuplanung oder Umstrukturierung von Stu­

diengängen in den neuen Bundesländern ha­

ben neue Aspekte und Probleme des Studi­

ums von Lehrern und Lehrerinnen für beruf­

liche Schulen aufgeworfen. Gleichzeitig 

wurden die negativen Auswirkungen des 

Lehrermangels auf die Lehrerbildung und 

die Relevanz des berufs- und wirtschaftspäd­

agogischen Studiums für die Berufsausbil­

dung im Dualen System sowie für die Be­

rufsbildungspolitik deutlich. 
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Stellungnahme zur Gestaltung 
von Studiengängen für Lehrer und 
Lehrerinnen an beruflichen Schulen 
in den neuen Bundesländern 

Die Erhaltung und Ausgestaltung einer qualifizierten 
Ausbildung der Lehrer für berufliche Schulen stellt ei­
nen wesentlichen Beitrag zur Weiterentwicklung einer 
leistungsfähigen und demokratischen Gesellschaft dar. 
Anknüpfend an die Stellungnahme vom 26. Juni 1990 
(Anlage 1) betrachtet die Konferenz zum Studium von 
Lehrern an beruflichen Schulen im Hinblick auf ihre leh­
rerbildungspolitischen Ziele die Rahmenbedingungen 
in den neuen Bundesländern als Chancen, sieht in ih­
nen aber auch Gefahren. Es gilt, die Erfahrungen aus 
den einzelnen Hochschulen zu nutzen, die jeweiligen 
regionalen Besonderheiten zu berücksichtigen und die­
jenigen übergreifenden Gesichtspunkte zu benennen, 
die auch bei der durchaus wünschenswerten Vielfalt 
der Ansätze unerläßlich sind. 

Vorrangig bekräftigt die Konferenz das Konzept der 
grundständigen Diplomstudiengänge. 

Das bedeutet zum einen die grundständige Organisa­
tion der Studiengänge für Lehrer und Lehrerinnen an 
beruflichen Schulen an Universitäten. Dies muß noch­
mals betont werden angesichts der Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates zur Entwicklung der Fachhochschu­
len (199 1) und angesichtsvon Entwicklungen in einzel­
nen Bundesländern, die von anderen Studiengangsmo­
dellen ausgehen (z. B. in den Bereichen Agrar-, Garten­
bau-, Forst-, Haushalts- und Ernährungswissenschaften 
sowie Lebensmitteltechnologie). Grundständige Stu­
diengänge müssen für alle beruflichen Fachrichtungen 
eingerichtet werden -auch für solche, die bisher ver­
nachlässigt wurden (z. B. in den Bereichen Sozialpäd­
agogik und Medizin). Aufgrund knapper Ressourcen 
müßte durch länderübergreifende Abstimmung eine 
Konzentration auf wenige Standorte erfolgen, um eine 
hohe Qualität auch in diesen Studiengängen zu si­
chern. 

Das bedeutet zum anderen einen Studienabschluß mit 
einer der ersten Staatsprüfung gleichgestellten Diplom­
prüfung. Damit unverträglich ist aber die Festlegung 
von Lehramtsstudiengängen mit Staatsprüfung in den 
neuen Bundesländern. 

Die Konferenz bekräftigt darüber hinaus die Postulate, 
• daß auf jeden Fall bei der Ausgestaltung der Stu­
diengänge der wissenschaftliche Charakter der Ausbil­
dung in der ersten Phase gewährleistet sein muß, 
• daß für die Auswahl der Wahl- oder Zweitfächer in 
den Studien- und Prüfungsordnungen ein möglichst 
breiter Katalog zur Verfügung stehen soll, der sowohl 
Möglichkeiten einer Vertiefung in speziellen berufli­
chen Fachrichtungen als auch Lehrbefähigungen in 
Schulfächern eröffnet, 

• daß durch eine neue KMK-Vereinbarung mit derbe­
ruflichen Fachrichtung affine ' oder hochaffine 1 Fächer 
als zweite Studienfächer anerkannt werden. 
• daß die wissenschaftliche Abschlußarbeit allen Prü­
fungsfächern entnommen werden kann, wobei in die­
sen ein ausreichendes Studienangebot zu sichern ist 
und 
• daß die Studiengänge auch für außerschulische Tä­
tigkeitsfelder qualifizieren. 

Unstreitig bleibt weiterhin 
• die hohe Bedeutung eines soliden lachwissen­
schaftlichen Studiums, dessen curriculare Struktur je­
doch an den professionellen Erfordernissen berufspäd­
agogischer Praxis zu orientieren ist, 
• die Notwendigkeit eines berufspädagogisch akzen­
tuierten erziehungs- und sozialwissenschaftliehen Stu­
diums, das die für berufspraktisches Handeln not­
wendige personale und soziale Kompetenz vermittelt, 
und 
• der bedeutende Stellenwert der Fachdidaktik, deren 
quantitative und qual itative Ausgestaltung im wissen­
schaftlichen Studium in Abstimmung mit dem Referen­
dariat unverzichtbar ist. 

Bei allen diesen Grundsätzen geht die Konferenz selbst­
verständlich davon aus, daß berufspädagogische Stu­
dien die neuen Entwicklungstendenzen in Wirtschaft, 
Arbeitswelt und Gesellschaft kritisch einbeziehen, 
denn das Studium der Lehrer und Lehrerinnen ist nicht 
nur Vorbereitung auf die gegenwärtige Praxis, sondern 
dient auch der Sicherung und Weiterentwicklung zu­
künftiger Arbeits- und Lebenschancen. 

Hinweis: 
Die KMK-Empfehlung vom 5. 10. 1990 reguliert nur 
die Mindestnormen zur gegenseit1gen Anerkennung 
von auf dem Gebiet der ehemaligen DDR erworbenen 
Lehramtsprüfungen und Lehramtsbefähigungen. 
Für die Gestaltung von Studiengängen für Lehrer an 
beruflichen Schulen gilt nach wie vor die KMK-Empfeh­
lung vom Oktober 1973, deren Aktualisierung noch 
aussteht. 

' Beispielsweise ist Mathematik affin zur beruflichen 
Fachrichtung Elektrotechnik 
2 Beispielsweise ist Kfz-Technik hochaffin zur berufli­
chen Fachrichtung Metalltechnik 

Stellungnahme 

Der Vorstand der Kommission Berufs- und Wirtschafts­
pädagogik der Deutschen Gesellschaft für Erziehungs­
wissenschaft der BRD und Mitglieder des Wissenschaft­
lichen Beirates Berufspädagogik beim Ministerium für 
Bildung der DDR führten am 26. 6. 1990 im Bundesin­
stitut für Berufsbildung in Berlin-West eine Tagung zum 
Studium für Lehrer /Lehrerinnen an beruflichen Schulen 
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in Deutschland durch. Der Tagung lag ein Beschluß der 
Kommission Berufs- und Wirtschaftspädagogik vor, der 
am 21. 3. 1990 in Bielefeld einstimmig gelaßt wurde. 
Standpunkte der teilnehmenden Vertreter der berufli­
chen Fachrichtungen wurden vorgetragen. 

Die Tei lnehmer stellten übereinstimmende Auffassun­
gen zu nachstehenden Grundpositionen der Ausbil­
dung fest: 

1. Die wissenschaftliche Ausbildung von Lehrern/Leh­
rerinnen an beruflichen Schulen ist grundständig zu or­
ganisieren, d. h., alle Fächer sind im Grund- und Haupt­
studium anzubieten . Das schließt die berufs- und wirt­
schaftspädagogischen sowie unterrichtsmethodischen 
Studienangebote ein, weil nur so die wissenschaftliche 
Qualifikation für berufliche Lehr- und Lernprozesse ent­
wickelt werden kann. 

2. Studiengänge für Lehrer/Lehrerinnen an berufli­
chen Schulen sind im Sinne einer zukunftsorientierten 
Professionalisierung der Ausbildung von Berufspädago­
gen als Diplomstudiengänge anzubieten. Das wird ins­
besondere dem akademischen Charakter der Ausbil­
dung in der ersten Phase, der sozialen Stellung der Ab­
solventen wie auch der zunehmenden Wissenschafts­
orientiertheit beruflicher Bildungsprozesse sowohl in 
der schulischen als auch in der betrieblichen Aus- und 
Weiterbildung gerecht. Der Diplomabschluß ist der 
ersten Staatsprüfung gleichzustellen. 

3. Die Studienangebote sind zu gliedern in 
a) Berufs- und Wirtschaftspädagogik sowie studium 

generale 
b) Berufliche Fachrichtung I Fachwissenschaft 
c) Wahlpflichtbereich. 
Es sollte für den Wahlpfl ichtbereich ein möglichst brei­
tes Fächerspektrum zugelassen werden, wobei die Spe­
zialisierung auf eine jeweilige berufliche Fachrichtung 
ergänzt werden kann, die über diese spezielle Fachrich­
tung hinausgehen. 

4. Diplomstudiengänge für Lehrer !Lehrerinnen an be­
ruflichen Schulen gliedern sich in ein Grund- und 
Hauptstudium. Beide Teile werden durch Prüfungen 
abgeschlossen (Diplomvorprüfung, Diplomprüfung). 
Das Thema der Diplomarbeit wird in der Regel dem Ge­
biet der Berufs- und Wirtschaftspädagogik entnom­
men. 

Für die Kommission Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
Prof. Dr. Bonz (Universität Hohenheim) 
Für die Teilnehmer der DDR 
Prof. Dr. Bannwitz (Technische Universität Dresden) 

Berlin, am 26. 6. 1990 

Ausbildung und Erwerbsarbeit 
von Frauen zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit 

Iris Bednarz-Braun 
Dr. phil., Diplomvolkswir­

tin (sozialwissenschaftliche 

Richtung), wissenschaftliche 

Referentin am Deutschen 

Jugend Institut in der Ab­

teilung Mädchen- und Frau­

enforschung 

Der folgende Beitrag geht der Fra­
ge nach, welche Lebensmodelle 
junge Frauen für sich entwerfen, 
wie sich ihre Einstellungen zum Be­
ruf und zur Familie verändern und 
welche Möglichkeiten ihnen der 
Ausbildungsstellen- und Arbeits­
markt bietet, ihre Lebenskonzepte 
und -Vorstellungen zu realisieren. 
Es werden Erklärungsansätze für 
die Entstehungsbedingungen ge­
schlechtsspezifischer Benachteili­
gungen von Frauen referiert, um 
vor diesem Erkenntnisstand ak­
tuelle Problemlösungskonzepte zur 
beruflichen Förderung von Frauen 
in Ausbildung und Erwerbsarbeit 
zu diskutieren. 

Veränderungen in den 
Einstellungen Jugendlicher zu 
Beruf und Familie 

Einstellungswandel junger Frauen: 
Vom Drei-Phasen-Modell zum Kon­
zept der gleichzeitigen Vereinbarkeit 
von Kindern und Beruf 

In den letzten zehn Jahren sind eine Reihe 

von Studien durchgeführt worden, die sich 

mit dem Thema Jugend befassen. Dabei wur­

de unter anderem ermittelt, welche Lebens­

vorstellungen und Lebensplanungen Mäd­

chen und junge Frauen für sich selbst ent­

werfen und ob sich in den zukünftigen Per­

spektiven der nachwachsenden jungen Frau-
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engeneration Veränderungen in den Orientie­

rungen und Lebensmustern im Vergleich zu 

vorhergehenden Frauengenerationen zeigen. 

Eine der ersten repräsentativen Studien dazu, 

nämlich die von BURGER und SEIDENSPINNER 

durchgeführte Brigitte-Studie "Mädchen 

82" 1, hatte zum Ergebnis, daß von den be­

fragten 15- bis 19jährigen jungen Frauen die 

Mehrheit Beruf und Familie als wesentliche 

Bestandteile ihres Lebens betrachten , beides 

als gleichrangig bewerten und - zumindest 

in der Planung - davon ausgehen, in ihrem 

eigenen Leben Beruf und Familie miteinan­

der zu vereinbaren. Zum damaligen Zeit­

punkt stellten sich die jungen Frauen vor, Be­

ruf und Familie nach dem Muster des Drei­

Phasen-Modells miteinander zu vereinbaren. 

Das bedeutet, daß nach der Ausbildung eine 

Erwerbsarbeitsphase folgt, die durch eine 

Familienphase mit Kinderbetreuung unter­

brochen wird . Danach wird die Phase der 

Berufstätigkeit fortgesetzt, wenn die Kinder 

"aus dem Gröbsten raus sind". 

Nach dieser Studie sind eine Reihe weiterer 

Untersuchungen durchgeführt worden, die 

ein wesentliches Ergebnis der Brigitte-Studie 

bestätigen2: Mädchen und junge Frauen 

wollen beides haben, Beruf und Familie. In 

einer Untersuchung von Martin Baethge und 

anderen zeigte sich, daß insgesamt 55 Pro­

zent der zu ihren Lebenskonzepten befragten 

weiblichen Jugendlichen ausgesprochen ar­

beitsorientiert waren, d. h. , der Erwerbsar­

beit einen zentralen Stellenwert für ihr Le­

ben beimaßen oder Arbeit und Privatleben 

als gleichwertige Bezugspunkte für ihr Le­

benskonzept betrachteten. Aber auch unter 

den sogenannten familienorientierten Frauen 

war der Anteil derjenigen recht hoch, die 

zwar der Arbeit einen gegenüber der Familie 

nachgeordneten, gleichwohl aber sehr hohen 

Stellenwert beimaßen. 3 

Auch in einer von ZOLL und anderen durch­

geführten Untersuchung bestätigt sich dieses 

Ergebnis. Erwerbsarbeit wird in der Ein­

schätzung junger Frauen als wesentlich für 

ihre eigene Identifikation, für ihre Selbstän­

digkeit und für ihre materielle Eigenständig­

keil betrachtet. 4 

Zu einem gleichen Ergebnis kommen FAUL­

STICH-WIELAND und HORSTKEMPER in ihrer 

Längsschnittstudie zur Entwicklung von Schü­

lerinnen. Ihre Befragung von 15- bis 20jäh­

rigen Schülern und Schülerinnen aus fünf 

Schulen einer nordhessischen Großstadt er­

brachte, daß 77 Prozent der befragten Schü­

lerinnen es als wichtig oder sehr wichtig be­

werteten, Beruf und Familie miteinander zu 

verbinden und einen dementsprechenden Be­

ruf zu haben. 5 

Die Vereinbarkeil von Familie und Beruf be­

deutet heutzutage die Vereinbarkeil von Kin­

dererziehung und Kinderbetreuung mit der 

Berufstätigkeit An diesem Punkt deuten sich 

gegenüber den Ergebnissen der Anfang der 

80er Jahre durchgeführten Brigitte-Untersu­

chung Veränderungen in den Einstellungen 

junger Frauen an. Frauen fühlen sich nach 

wie vor hauptverantwortlich zuständig für 

die Lösung des Problems, Familie und Beruf 

bzw. Kinder und Beruf miteinander zu ver­

einbaren. Dennoch zeichnen sich allmählich 

Umorientierungen insofern ab, als junge 

Frauen zunehmend von einem Lebensmodell 

ausgehen, das eine partnerschaftliehe Auftei­

lung der Aufgaben in der Familie und der 

Kindererziehung in den Blick nimmt. Dazu 

paßt, daß Frauen zunehmend von einer kon­

tinuierlichen Berufstätigkeit auch dann aus­

gehen, wenn sie Kinder haben. 6 Dies be­

deutet zumindest von der Tendenz her eine 

Abkehrung von dem Drei-Phasen-Modell, 

das eine Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 

und damit einen diskontinuierlichen Berufs­

verlauf für Frauen vorsah. 

Konservatives Lebensmodell junger 
Männer: Zum Festhalten am Konzept 
traditioneller geschlechtsspezifischer 
Arbeitsteilung in Familie und Beruf 

Im Vergleich zu jungen Frauen halten junge 

Männer eher an einem traditionellen Lebens-

entwurf fest. Die von FAULSTICH-WIELAND 

und HoRSTKEMPER befragten männlichen 

Schüler entwerfen für sich selbst ein anderes 

Lebensmodell als die befragten Schülerin­

nen, denn die Jungen gehen zu 84 Prozent 

davon aus, daß ihre künftige Frau die Berufs­

tätigkeit aufgibt, wenn Kinder zu versorgen 

sind. 7 Aus der Sicht vieler Männer findet 

die ansonsten von ihnen durchaus bejahte 

Partnerschaft zwischen Frauen und Männern 

dann ihre Grenzen, wenn es um die Betreu­

ung von Kindern geht. In einer ebenfalls re­

präsentativen Brigitte-Studie zu Männern 

wurde deutlich, daß die befragten Väter für 

sich selbst und ihr eigenes Leben mit Kin­

dern keine Konkurrenz zwischen Familie 

und Beruf sehen, weil sie das traditionelle 

Arbeitsteilungsmodell zwischen Mann und 

Frau für sich als Lösung des Problems be­

trachten. "Die befragten Väter plädierten zu 

über 80 Prozent für ein konservatives Fami­

lienmodell, demzufolge die Mütter für die 

Familie und die Väter für den Beruf da sein 

sollen, wenn Kinder unter zehn Jahren zu 

versorgen sind." 8 Das, was für die 50er Jah­

re galt, scheint in den Einstellungen immer 

noch vieler Männer ungebrochen fortzube­

stehen: "Die Betreuung und Erziehung von 

Kindern , die Versorgung des Mannes, die 

Haushaltsführung sowie generell familiäre 

Belange und Pflegeleistungen waren Aufgabe 

der Frau. Die Aufgabe des Mannes für die 

Familie bestand primär in der Sicherung des 

Familieneinkommens durch Arbeits- und Be­

rufstätigkeit; hinzu kommen Aufgaben in Po­

litik und Öffentlichkeit. Für die Lebenswege 

von Frauen war in der gesellschaftlich ver­

breiteten Normvorstellung eine primäre Aus­

richtung auf Familie, für die der Männer 

eine Orientierung auf Erwerbsarbeit und Be­

ruf vorgesehen." 9 

Gegenüber den Einstellungen der Männer 

hat sich - wie eingangs gezeigt wurde - in 

den Einstellungen der Frauen insofern ein 

Wandel vollzogen, als Frauen ihrer eigenen 

Erwerbsarbeit einen sehr viel höheren Stel­

lenwert einräumen. Dennoch: das Problem 
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der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist 

für Frauen in der Bundesrepublik Deutsch­

land nach wie vor ungelöst. Immer noch gibt 

es eine unter den Geschlechtern ungleiche 

Verteilung von Aufgaben, Arbeiten und Zu­

ständigkeiten im Produktions- und Repro­

duktionsbereich. Das bedeutet nichts ande­

res, als daß der bei Frauen sich vollziehende 

Einstellungswandel zwar einen Bedeutungs­

gewinn der beruflichen Identität von Frauen 

mit sich gebracht hat, ohne daß aber nen­

nenswerte komplementäre Neuorientierun­

gen bei ihren männlichen Partnern in Rich­

tung einer höheren Beteiligung an Kinder­

und Familienaufgaben eingesetzt hätten. 

Hier bestehen Ungleichgewichte, die sich 

auf die Chancen von Frauen und Männern, 

eine qualifizierte Berufsausbildung zu erwer­

ben und einen qualifizierten Arbeitsplatz zu 

erhalten, in sehr unterschiedlicher Weise 

auswirken. 

Ausbildung weiblicher Jugend­
licher und Erwerbsarbeit von 
Frauen 

Trotz deutlichem Erwerbsanstieg von 
Frauen kein deutlicher Abbau von 
Benachteiligungen 

Das zunehmende Interesse von jungen Frau­

en an einer beruflichen Ausbildung und einer 

anschließenden Berufstätigkeit findet seinen 

quantitativen Niederschlag in der tatsäch­

lichen Entwicklung der Erwerbsarbeit von 

Frauen und in ihren steigenden Anteilen an 

den Auszubildenden. Mitte dieses Jahrhun­

derts lag die Frauenerwerbsquote in der Bun­

desrepublik Deutschland bei knapp 44 Pro­

zent, Ende der 80er Jahre lag sie bei 55 Pro­

zent (1989). Der Anteil der Frauen an allen 

Auszubildenden stieg von 35 Prozent in den 

70er Jahren auf 42 Prozent Ende der 80er 

Jahre (1989) . 10 Die wachsende Erwerbsbe­

teiligung von Frauen führtjedoch nicht zu ei­

ner auch unter qualitativen Gesichtspunkten 

ausgeglichenen Verteilung von Frauen auf 

das gesamte Spektrum an Ausbildungsberu­

fen und Beschäftigungsmöglichkeiten in den 

potentiell zur Verfügung stehenden Berufs­

feldern. Vielmehr werden Frauen in großer 

Zahl auf Arbeitsplätzen eingesetzt, in denen 

die Einkommens- und Aufstiegschancen ge­

ring sind . In ungeschützten Arbeitsverhält­

nissen sind Frauen überdurchschnittlich ver­

treten. Nach wie vor sind Frauen von Ar­

beitslosigkeit wesentlich stärker betroffen. 11 

Dem deutlichen Anstieg der Erwerbsarbeit 

von Frauen steht - so kann man zusammen­

fassen - noch kein deutlicher Abbau ihrer 

Benachteiligungen in Ausbildung und Beruf 

gegenüber. 

In den letzten 20 Jahren sind unterschiedli­

che theoretische Annahmen entwickelt wor­

den, die zu erklären suchen, warum Frauen 

immer wieder in solche Ausbildungs- und 

Beschäftigungsbereiche einmünden, die im 

Vergleich zu denen ihrer männlichen Kolle­

gen sehr viel häufiger durch negative Merk­

male gekennzeichnet sind und die zusam­

mengenommen dazu führen, daß Frauen in 

ihrer beruflichen Förderung und ihren beruf­

lichen Perspektiven hinter den Chancen der 

Männer zurückstehen. 

Rollen- und sozialisationstheoretische 
Erklärungen zur "prekären" Berufswahl 
junger Frauen 

In den 70er Jahren standen sozialisations­

und rollentheoretische Überlegungen im Vor­

dergrund, mit denen Benachteiligungen von 

Mädchen und Frauen auf dem Ausbildungs­

stellen- und Arbeitsmarkt erklärt wurden. 

Vor dem Hintergrund von Massenarbeits­

losigkeit und fehlenden Ausbildungsstellen 

für Jugendliche war erklärungsbedürftig, 

warum Mädchen überwiegend sogenannte 

Frauenausbildungsberufe erlernen, obwohl 

bekannt war, daß mit diesen Frauenberufen 

hohe Arbeitslosigkeitsrisiken einhergehen. 

Zurückgeführt wurde die beklagte Konzen-
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tration von Mädchen in sogenannten Frauen­

berufen auf die frühzeitige Vorbereitung der 

jungen Frauen auf ihre künftige Rolle als 

Hausfrau und Mutter als ihrer zentralen und 

dauerhaften Lebensaufgabe. Innerhalb einer 

solchen geschlechts- und rollenspezifischen 

Einstimmung auf das zukünftige Leben wur­

de "die weibliche Erwerbsrolle als marginal 

und temporär bewertet". 12 Daß Mädchen 

sich zum damaligen Zeitraum eher in kurz­

fristigen und damit auch in weniger qualifi­

zierenden Ausbildungsgängen wiederfanden 

und daß es sich dabei um Ausbildungsberufe 

handelte, in denen auch für spätere Familien­

aufgaben nützliche Qualifikationen erwor­

ben wurden, galt als Resultat dieses frauen­

spezifischen Erziehungsprozesses innerhalb 

der Familie und in der Schule. Zum damali­

gen Zeitpunkt gab es eine Reihe von Unter­

suchungen, die die Entstehung eines ge­

schlechtsspezifisch geprägten Arbeitsmarktes 

in dieser Weise sozialisations- und rollen­

theoretisch begründeten. Ausgehend von Un­

tersuchungen zu erwerbstätigen Frauen und 

ihrer Identifikation mit ihrem Beruf im 

Krankenpflegebereich 13, im Dienstleistungs­

bereich und im industriellen Bereich 14 wur­

de damals vermutet "daß das während des 

familiären Sozialisationsprozesses ausge­

prägte sogenannte hausarbeitsnahe Arbeits­

vermögen von Frauen seinen Niederschlag in 

Optionen für die Berufe fände, die die Reali­

sierung spezifisch weiblicher, auf Hausarbeit 

und Kindererziehung gerichteter Interessen 

und Fähigkeiten versprechen". 15 

In der bildungspolitischen Auseinanderset­

zung hatte dieser Erklärungsansatz zur Fol­

ge, daß die anscheinend an den Hausfrauen­

und Familiennotwendigkeiten ausgerichteten 

Berufswünsche von Mädchen als wenig ra­

tional kritisiert wurden, weil sie sich nicht an 

den Bedingungen des Ausbildungsstellen­

und Arbeitsmarktes orientierten. Daraus ab­

geleitet wurden die Schwierigkeiten der jun­

gen Frauen auf dem Arbeitsmarkt auf deren 

eigenes Verschulden zurückgeführt, nämlich 

auf ihr vermeintliches Fehlverhalten in der 



Berufswahl. Somit hatten Mädchen und jun­

ge Frauen Defizite und vordergründig konnte 

ihnen leicht zum Vorwurf gemacht werden, 

lediglich "Modeberufe" zu wählen, anstatt 

die prognostizierten guten Zukunftschancen 

zu nutzen, die- wie es schien - in gewerb­

lich-technischen Ausbildungsberufen lägen. 

Weil Mädchen in dem letztgenannten Be­

reich deutlich unterrepräsentiert waren, wur­

de ihnen zugleich eine fehlende Motivation 

und mangelndes Interesse unterstellt, solche 

für Frauen als untypisch gekennzeichneten 

Ausbildungsberufe zu wählen. In Erwartung 

der für Mitte der 80er Jahre prognostizierten 

Facharbeiterlücke im gewerblich-technischen 

Beschäftigungsbereich waren gegen Ende 

der 70er Jahre gegensteuernde Maßnahmen 

der Berufsbildungspolitik darauf gerichtet , 

Mädchen für einen gewerblich-technischen 

Ausbildungsberuf zu interessieren und Vor­

urteile der Betriebe gegenüber Mädchen in 

technischen Berufen abzubauen . Geschaffen 

wurden die Modellversuche und Förderpro­

gramme zur Ausbildung von jungen Frauen 

in gewerblich-technischen Ausbildungsberu­

fen. Ein zum damaligen Zeitpunkt von Be­

trieben in der Öffentlichkeit vorgetragenes 

"objektives" Argument gegen die Ausbil­

dung junger Frauen in technischen Berufen 

war der Hinweis auf den "zu kurz geratenen 

Daumen" von Mädchen. In der Folge der 

Modellversuche und Förderprogramme zeig­

te sich jedoch sehr deutlich , daß Mädchen 

ebenso wie Jungen und in gleicher Weise wie 

diese geeignet waren, eine gewerblich-tech­

nische Facharbeiterausbildung erfolgreich zu 

durchlaufen und abzuschließen. 

Segmentations- und humankapitaltheore­
tische Erklärungen frauenspezifischer 
Benachteiligungen auf dem Ausbildungs­
stellen- und Arbeitsmarkt 

Das im Zuge der Modellversuche und För­

derprogramme deutlich gewordene Interesse 

von Mädchen, einen technischen Beruf zu 

ergreifen und dementsprechende Chancen 

wahrzunehmen, wenn sie ihnen geboten 

werden, unterstützte die im Verlauf der 70er 

Jahre aufkommenden Zweifel, ob die Kon­

zentration weiblicher Jugendlicher in soge­

nannten Frauenberufen ausschließlich auf ihr 

mangelndes Interesse an technischen Berufen 

- quasi als Folge geschlechtsspezifischer 

Erziehung - zurückzuführen sei . Zwischen­

zeitlich wurden sozialwissenschaftliche Ana­

lysen durchgeführt, die den Einfluß der be­

trieblichen Angebote an Ausbildungsstellen 

auf das Berufswahlverhalten von Jugendlichen 

- so auch von Mädchen - untersuchten. 

I An der Herausbildung 
von Frauen- und Männer­

berufen haben die personal-
politischen Entscheidungen 

der Betriebe einen 
erheblichen Anteil 

Dabei gelangte man zu der Erkenntnis, daß 

sich die unterschiedlichen Berufswünsche 

von Mädchen und Jungen und die ge­

schlechtsspezifischen Segmentalionsstruktu­

ren auf dem Ausbildungsstellen- und Ar­

beitsmarkt nur unzureichend mit an traditio­

nellen Rollenvorstellungen orientierten So­

zialisationsprozessen in der Familie und der 

Schule erklären lassen. Vielmehr wurde der 

Einfluß personalpolitischer Entscheidungen 

der Betriebe deutlich - Entscheidungen, die 

in ihrer Summe erheblichen Anteil an der 

Herausbildung von Frauenberufen, Männer­

berufen oder fürbeidein ähnlicher Weise zu­

gängliche Berufe haben. 16 Mit dieser Be­

trachtungsweise wurde deutlich , daß sich die 

Berufswünsche von Mädchen und Jungen im 

Rahmen der ihnen angebotenen Stellen ent­

wickeln und daß bei den Mädchen eine nüch­

terne Einschätzung vorhandener Ausbildungs­

platzangebote und Zugangsmöglichkeiten eben 

zu einer Häufung von Berufswunschnennun­

gen in sogenannten typischen Frauenberufen 

führte. Schon zum damaligen Zeitpunkt konn­

te gezeigt werden, daß die hohe Konzentra-

tion von Mädchen in typischen Frauenberu­

fen durchaus abnahm, wenn Mädchen in Fol­

ge einer entspannten Arbeitsmarktsituation 

wieder mehr Chancen in anderen als den 

Frauenberufen angeboten bekamen. 17 

Wendet man sich den Grundlagen personal­

politischer Entscheidungen von Betrieben 

zu , dann wurden in den humankapitaltheore­

tischen Ansätzen, die zum damaligen Zeit­

punkt entwickelt wurden, Begründungen an­

geführt, die die Entstehung geschlechtsspezi­

fischer Arbeitsmarktsegmente weiter erklä­

ren wollten. Es wurde angenommen, daß die 

Betriebe keine große Bereitschaft zeigen, in 

Humankapital zu investieren, d. h., in die 

Qualifizierung von Arbeitskräften zu inve­

stieren, wenn die Betriebe aufgrund grup­

penbezogener Merkmale wie "Geschlecht, 

Alter, Nationalität" 18 eine nur kurzfristige 

Beschäftigungsdauer im Betrieb vermuten, 

weil sich dann die Investitionen in Humanka­

pital nicht amortisieren. Bei Frauen wurde 

angenommen, daß sie wegen der Erziehung 

und Betreuung von Kindem ihre Berufstätig­

keil für eine längere Zeit unterbrechen. Man 

sah in dem diskontinuierlichen Berufsverlauf 

von Frauen einen wesentlichen Grund dafür, 

daß die Betriebe nicht bereit sind, junge 

Frauen in qualifizierten und vielseitig ver­

wertbaren Ausbildungsberufen auszubilden, 

da es sich bei solchen Ausbildungsberufen 

eben zugleich auch um kostspielige Investi­

tionen in die Qualifizierung des Fachkräfte­

nachwuchses handelt. Mit diesen humanka­

pitaltheoretischen Überlegungen konnte man 

erklären, warum sich Frauen mehrheitlich in 

den mit negativen Merkmalen ausgestatteten 

Ausbildungs- und Beschäftigungsbereichen 

wiederfinden. Auf diese Weise konnten die 

kurzfristigen Beschäftigungszeiten von Frau­

en wiederum mit ihrer Familienorientierung 

begründet werden. 

Anfang der 80er Jahre zeigte sich demgegen­

über in einer industriesoziologischen Unter­

suchung zu der Anlemung und Beschäfti­

gung von Arbeiterinnen in der Elektroindu-
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strie 19, daß kurzfristige Beschäftigungszeiten 

von Frauen auch darauf zurückzuführen 

sind, daß sie an gewerblich-technischen Ar­

beitsplätzen beschäftigt werden, die mit ho­

hen physischen und psychischen Belastungen 

einhergehen, so daß aufgrund dieser Fakto­

ren die kurzfristigen Beschäftigungszeiten 

von Frauen durch die arbeitsorganisatorische 

Gestaltung der Arbeitsplätze vorprogram­

miert sind. Das bedeutet nichts anderes, als 

daß die Familienorientierung von Frauen, 

die auf solchen Arbeitsplätzen beschäftigt 

sind, keine freiwillig gewählte, sondern eine 

durch die betrieblichen Bedingungen er­

zwungene Familienorientierung ist. Dieser 

Sachverhalt ist in der Zwischenzeit auch in 

anderen sozialwissenschaftliehen Untersu­

chungen belegt worden, die festgestellt ha­

ben, daß in manchen Ausbildungsberufen die 

sich daran anschließende Beschäftigungsdau­

er der Arbeitskräfte auffallend kurz ist und 

daß dies mit den in diesen Berufen vorfind­

baren Arbeitsbedingungen zu tun hat. 20 

Vor diesem Hintergrund ist zu problematisie­

ren, was es bedeutet, wenn sich Frauen zu 

großen Anteilen in Pflege- und Sozialberufen 

wiederfinden, und wenn dies hauptsächlich 

mit einer besonderen Neigung von Frauen 

und ihrem Interesse am Umgang mit Men­

schen erklärt wird. Demgegenüber verweist 

ENGELSRECH auf eine im Frühjahr 1990 

durchgeführte Umfrage bei Jugendlichen in 

den alten und den neuen Bundesländern, bei 

der sich zwar zeigt , daß "typische Frauenbe­

reiche wie Pflege- und Sozialberufe jeweils 

an erster Stelle bei den Berufswünschen" der 

jungen Frauen, daß aber bereits "auf dem 

zweiten bzw. vierten Platz untypisch weib­

liche, nämlich technische Berufe, vonjungen 

Frauen genannt" werden. 21 In der Zwi­

schenzeit ist belegt, daß die durchschnitt­

liehe Beschäftigungsdauer von Frauen in so­

zial-pflegerischen Tätigkeiten bei vier Jahren 

liegt. 22 Dies provoziert Fragen nach den Ar­

beitsbedingungen und Arbeitsbelastungen an 

Arbeitsplätzen im sozial-pflegerischen Be­

reich. 

Zur Beschäftigungsdauer von Frauen ist zu 

ergänzen, daß die Unterbrechungszeiten von 

Frauen sich in den letzten Jahren im Schnitt 

deutlich verringert haben. Diskontinuierli­

che Berufsverläufe von Frauen nehmen in 

der Tendenz ab, die Unterbrechung der Be­

rufstätigkeit erfolgt später und ist kürzer. Da­

mit deutet sich eine Entwicklung an, die dar­

auf hinausläuft, daß sich die Berufsverläufe 

von Frauen - zumindest unter diesem zeitli­

chen Aspekt - der sogenannten männlichen 

Normalarbeitsbiographie angleichen. Wird 

diese Entwicklung fortgesetzt - und die ein­

gangs zitierten Einstellungen junger Frauen, 

ihre Berufstätigkeit auch dann nicht zu unter­

brechen, wenn sie Kinder haben, lassen dies 

vermuten - , dann wird man nach neuen Er­

klärungsansätzen suchen müssen, die bele­

gen, warum Frauen nach wie vor in der Aus­

bildung und Erwerbsarbeit benachteiligt 

werden. Eine von ENGELSRECH vorgenom­

mene Analyse der Berufsverläufe von Frauen, 

die einen kontinuierlichen Erwerbsverlauf in 

ihrem beruflichen Leben nachweisen kön­

nen , hat gezeigt, daß diese Gruppe von Frau­

en gleichwohl gegenüber männlichen Ver­

gleichsgruppen in bezug auf Merkmale wie 

Einkommen, Weiterbildung, Aufstieg diskri­

miniert wird und daß sich an diesem Um­

stand auch mit zunehmendem Alter dieser 

Frauen nichts zum Besseren verändert. EN­

GELSRECH stellt fest, "daß kontinuierliche Be­

rufstätigkeit nicht dazu führte, daß 

• Frauen ohne Unterbrechung der Berufstä­

tigkeit einen Karriereverlauf wie Männer 

realisierten und 

• die Niveauunterschiede zu den Männern 

bei der Stellung im Beruf und beim Einkom­

men ausgeglichen bzw. aufgehoben werden, 

und dies selbst dann nicht, wenn - aufgrund 

des Alters - das familienbedingte Unterbre­

chungsrisiko entfällt". 23 

Wenn sich bisher in den Erklärungsansätzen 

als wesentlich erachtete Unterschiede in den 

Merkmalen von weiblicher und männlicher 

Arbeitskraft künftig aufheben, gleichwohl 

aber geschlechsspezifische Strukturen auf 

dem Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt 
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stabil bleiben, dann müssen die Gründe da­

für wohl eher in den betrieblich gesetzten 

Entscheidungen von Personalpolitik und Ar­

beitsorganisation gesucht werden. 

Problemlösungsstrategien 

Betriebliche Frauenförderung: Ein 
frauenpolitisches Konzept zur 
Gestaltung betrieblicher Personal­
und Arbeitskräfteeinsatzpolitik 

Betriebliche Frauenfürderpläne kennzeich­

nen seit einigen Jahren innovative Maßnah­

men, die zur Behebung geschlechtsspezifi­

scher Benachteiligungen von Frauen in Aus­

bildung und Beruf beitragen sollen. Von ih­

rem ursprünglichen Gedanken her betrachtet 

stellen Frauenfürderpläne Regelungen dar, 

nach denen die Personalplanung, die Ar­

beitskräftequalifizierung, der Arbeitskräfte­

einsatz und die Arbeitsorganisation so erfol­

gen soll , daß Frauen nicht zufällig, sondern 

als Ergebnis geplanter Förderpolitik in dieje­

nigen Berufsbereiche einmünden, in denen 

qualifizierte Beschäftigung mit Zukunftsper­

spektiven möglich ist, in denen aber Frauen 

bisher unterrepräsentiert sind. Frauenförder­

pläne setzen also bei betrieblichen Rahmen­

bedingungen an . In der Bundesrepublik 

Deutschland gibt es betriebliche Frauenför­

derpläne und Maßnahmen sowohl im öffent­

lichen Dienst als auch in der Privatwirt­

schaft. 

Frauenforderung im öffentlichen Dienst 

Bezogen auf den öffentlichen Dienst gibt es 

in einigen Bundesländern bereits Gesetze zur 

beruflichen Förderung von Frauen in der öf­

fentlichen Verwaltung. Aber auch auf Bun­

desebene besteht seit 1986 eine "Richtlinie 

zur beruflichen Förderung von Frauen in der 

Bundesverwaltung", die 1990 neu gefaßt und 

verändert wurde. Die für den öffentlichen 

Dienst vorliegenden Frauenfürderpläne un-



terscheiden sich in einem wesentlichen 

Punkt voneinander, und zwar in den Ausfüh­

rungsbestimmungen, zu welchen Anteilen 

und in welchem Umfange Frauen gefOrdert 

werden sollen. Mit anderen Worten : es geht 

um die Quotierungsfrage. Während z. B. im 

Frauenfürdergesetz des Landes Nordrhein­

Westfalen eine Quotierung enthalten ist und 

ein Verteilungsverhältnis von 50 Prozent zu 

50 Prozent angestrebt wird, fehlt in den für 

die Bundesverwaltung geltenden Regelungen 

eine quantifizierte Zielvorgabe. Dort heißt 

es, daß auf die "Erhöhung des Anteils von 

Frauen in Bereichen, in denen sie gering ver­

treten sind, hinzu wirken" sei. 24 Die Bun­

desregierung hat in ihrem 1990 vorgelegten 

Bericht zur Umsetzung der Richtlinie betont, 

daß sie in Quotierungsregelungen "keinen 

gangbaren Weg zur Förderung" sieht. "Ganz 

abgesehen von den verfassungsrechtlichen 

Fragen, sind derart unflexible Regelungen 

nach ihrer Auffassung ein für die Praxis un­

taugliches Instrument der Frauenförderung 

im öffentlichen Dienst." 25 Ein Jahr später, 

im Dezember 1991, wird zwar von Angela 

MERKEL, der amtierenden Bundesfrauenmi­

nisterin, ein Orientierungsrahmen von 50 

Prozent zu 50 Prozent auch für den Bereich 

der Bundesverwaltung als wünschenswertes 

Ziel proklamiert. Aber in dem von ihr vorge­

legten Entwurf zu einem Artikelgesetz -
' dem Gleichbehandlungsgesetz - wird keine 

Quotenregelung verbindlich festgeschrie­

ben. 26 Angesichts der bisher wenig erfolg­

reichen "weichen" Regelungen zur Förde­

rung von Frauen in der Bundesverwaltung 

wird gegenwärtig in der öffentlichen Ausein­

andersetzung um den Entwurf des Gleichbe­

handlungsgesetzes das Fehlen quantitativer 

Verteilungsvorgaben, d. h. "harter" Quotie­

rungsregelungen, heftig und kontrovers dis­

kutiert. Gleichwohl : verglichen mit dem pri­

vatwirtschaftliehen Bereich erweist sich der 

öffentliche Dienst im Hinblick auf die beruf­

liche Förderung von Frauen durchaus als 

Vorreiter, gemessen an den in der Zwischen­

zeit verabschiedeten Frauenfürderplänen in 

der Privatwirtschaft. Sieht man sich die im 

privatwirtschaftliehen Bereich vorhandenen 

Frauenfürderpläne näher an, dann zeigt sich 

deutlich, daß sie vom eigentlichen Kern der 

Frauenförderung noch weit entfernt sind. 

Frauenforderung in der Privatwirtschaft 

Bezogen auf Frauenfürderpläne in der Pri­

vatwirtschaft nimmt in der Zwischenzeit die 

Zahl derjenigen Unternehmungen, die für 

sich selbst Frauenfürderpläne einführen, 

zwar beständig zu , aber ihr Anwendungsbe­

reich konzentriert sich vorrangig auf Groß­

betriebe. Im produzierenden Gewerbe gibt es 

Frauenfürderpläne bei der BASF-Aktienge­

sellschaft, bei der Bayer-AG, bei der Hoechst­

AG (Werk Ruhrchemie) , bei der Audi-AG, bei 

Messerschmitt-Bölkow-Blohm, bei der Bosch 

GmbH, bei der Siemens-AG, bei Daimler­

Benz, sowie weitere Rahmenvereinbarungen 

innerhalb der Nahrungs- und Genußmittelin­

dustrie, die mit der Gewerkschaft Nahrung­

Genuß-Gaststätten vereinbart worden sind. 27 

In allen hier aufgeführten betrieblichen Frau­

enfürderplänen konzentrieren sich die Rege­

lungen auf gegenüber dem Bundeserzie­

hungsgesetz erweiterte Möglichkeiten der 

Beschäftigungsunterbrechung bzw. Beurlau­

bung zur Betreuung eines Kleinkindes. Mit 

nur einer Ausnahme - nämlich der Be­

triebsvereinbarung der Robert-Bosch-AG -

finden sich in allen anderen hier aufgeführ­

ten Frauenfürderplänen überhaupt keine Re­

gelungen, die sich auf den Bereich von Erst­

ausbildung, auf die Praxis der Stellenaus­

schreibungen, auf die Einstellungs- und Ver­

setzungspraxis oder etwa die Weiterbildungs­

praxis beziehen. Das bedeutet, daß die ge­

zielte Förderung von jungen Mädchen in ge­

werblich-technischen Ausbildungsberufen wie 

auch personalpolitische Maßnahmen, die 

sich zum Ziel setzen, systematisch den An­

teil von Frauen in qualifizierten Berufsposi­

tionen zu erhöhen, in den bisher verabschie­

deten Regelungen zur Frauenförderung in 

den wichtigen Großbetrieben des produzie-

renden Gewerbes gänzlich fehlen. Für den 

privatwirtschaftliehen Bereich kann das Fazit 

gezogen werden, daß Frauenförderpläne, die 

dazu beitragen, die traditionelle Dreiteilung 

des Ausbildungsstellenmarktes in Frauenbe­

rufe, Männerberufe und beiden Geschlech­

tern gleichermaßen zugängliche Ausbil­

dungsberufe zu durchbrechen und neu zu 

strukturieren, erst noch geschaffen werden 

müssen. 

Aus den folgenden in den Berufsbildungsbe­

richten von 1989 und 1990 enthaltenen Aus­

sagen läßt sich die Schlußfolgerung ziehen, 

daß eine breitere Anwendung und Umset­

zung von betrieblichen Frauenfürderplänen 

in der Privatwirtschaft sinnvoll wäre, um die 

beruflichen Optionen für Mädchen zu erwei­

tern. So verweist der Berufsbildungsbericht 

1989 darauf, daß Untersuchungen über den 

Berufsverlauf gewerblich-technisch ausgebil­

deter Frauen zeigen, daß der wichtigste Fak­

tor für den Verbleib im erlernten Beruf der 

nahtlose Übergang von der Ausbildung in 

eine ausbildungsadäquate Beschäftigung sei. 28 

Erste Projektergebnisse aus der seit 1986 

vom BMBW geförderten Projektreihe "Aus­

bildung und Karriere von Frauen in technik­

orientierten Berufen" belegen, daß die Be­

reitschaft von Mädchen und dem sozialen 

Umfeld steigt, eine gewerblich-technische 

Berufsorientierung zu entwickeln bzw. zu 

unterstützen, "wenn die Betriebe zugleich ih­

re Bereitschaft bekunden, die Mädchen nach 

der Ausbildung zu übernehmen". 29 Eine sol­

che Bereitschaft könnte durchaus Gegen­

stand und Inhalt eines betrieblichen Frauen­

förderplanes sein und dazu beitragen, daß 

sich qualifizierte gewerblich-technische Aus­

bildungsberufe zu einer für Mädchen attrak­

tiven Alternative zu Frauenberufen ent­

wickeln. Aber auch im Rahmen traditionel­

ler Frauenberufe können betriebliche Frau­

enfürdermaßnahmen dazu beitragen, daß 

sich der Anteil von Frauen in den dort auch 

vorhandenen qualifizierten, vergleichsweise 

gut bezahlten und auf längerfristige Beschäf­

tigung angelegten Berufs- und Aufstiegsposi-
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tionen systematisch erhöht. Um dies zu er­

reichen, bedarf es allerdings einer wesent­

lich größeren Verbreitung von frauenfordern­

den Maßnahmen in der Privatwirtschaft. Aus 

bisher vorliegenden Erfahrungen mit Frau­

enforderung im öffentlichen Dienst liegt die 

arbeitspolitische Schlußfolgerung nahe, an­

gepaßt an betriebliche Bedingungen und Be­

sonderheiten quantitative Vorgaben in die 

Grundsätze und Regelungen personalpoliti­

scher Entscheidungen und Maßnahmen zu 

integrieren. 
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Bei wachsender Ausbildungsplatz­
knappheit verschärfen sich die Über­
gangsprobleme weiblicher Jugend­
licher mehr als die männlicher. Die 
Entwicklung typischer Männerbe­
rufe zu Mischberufen vollzieht sich 
rascher als die entsprechende Ent­
wicklung bei typischen Frauenbe­
rufen. Die Probleme von weiblichen 

Jugendlichen in Männerberufen 
und männlichen Jugendlichen in 
Frauenberufen prägen sich in je­
weils höheren Vertragslösungsra­
ten, sowie in auffallend günstigen 
Prüfungsresultaten bei weiblichen 
Jugendlichen - jedoch in sehr 
schlechten Ergebnissen bei männ­

lichen Jugendlichen aus. Das sind 
einige Ergebnisse der hier vorge­
nommenen Auswertungen amtli­
cher Statistiken. 

Die hohe Konzentration von Frauen auf ein 

vergleichsweise enges Spektrum von Ausbil­

dungsberufen erregt seit jeher die Aufmerk­

samkeit von Bildungspolitik und -forschung. 

Sie ist daher wiederkehrendes Thema der 

amtlichen Statistik und des jährlichen Be­

rufsbildungsberichts und wurde Anlaß viel­

faltiger Modellversuche, Förderprogramme 

und Werbekampagnen. Die weniger ausge­

prägten aber durchaus vergleichbaren Struk­

turen bei männlichen Jugendlichen werden 

demgegenüber kaum je diskutiert: Als Pro­

blem wird der geringe Anteil von Frauen un­

ter den Kfz-Mechanikern wahrgenommen, 

nicht aber der noch geringere von Männern 

unter den Arzthelferinnen. 

Es gibt eine Reihe von Gründen für diese · 

einseitige Wahrnehmung; unter den arbeits­

marktpolitischen ist entscheidend wohl im­

mer der eine Grund gewesen: die ungünsti­

gere Versorgung gewerblicher Ausbildungs­

berufe mit Nachwuchs, die auf einem gerin­

geren Interesse der Jugendlichen an vielen 

Berufen dieses Bereichs beruht. Der einer 

gleichmäßigeren Verteilung der Geschlechter 

über die Ausbildungsberufe ebenfalls zuwi­

derlaufende Mangel an männlichen Jugendli­

chen vor allem in Dienstleistungsberufen, 

blieb wohl aus dem nämlichen Grund unbe­

achtet: Der Bereich leidet in der Regel weni­

ger unter fehlender Nachfrage und folglich 

erübrigen sich Maßnahmen, wie sie für 

Frauen in gewerblichen Berufen üblich wa­

ren . Das unterstreicht noch einmal das ur­

sprüngliche Motiv aller Anstrengungen der 

Wirtschaft, weibliche Jugendliche für Män­

nerberufe zu gewinnen. Es ist der Mangel an 

Auszubildenden im gewerblichen Bereich. 1 

Das Jahrzehnt von 1977 bis 1987 war geprägt 

von ungenügender Versorgung mit Ausbil­

dungsplätzen und großer Arbeitslosigkeit un­

ter den Jugendlichen. In dieser Zeit verscho­

ben sich die Gesichtspunkte, unter denen die 

Konzentration weiblicher Jugendlicher dis­

kutiert wurden. Basis blieb zwar das bekann­

te Nachfragedefizit in den gewerblichen Be­

rufen , das gleichsam Motor aller Umschich­

tungsbemühungen ist, das Augenmerk rich­

tete sichjedoch mehr auf das unausgeschöpf­

te Lehrstellenreservoir dieser Berufe oder 

genauer, auf deren größere Angebotselastizi­

tät, die zugunsten weiblicher Jugendlicher 

genutzt werden sollte. Denn erklärtes bil-
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dungspolitisches Ziel war, das Frauen zugän­

gige Spektrum an Ausbildungsberufen zu er­

weitern, um ihnen größere Chancen am 

Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt zu er­

öffnen . Zahlreiche Modellversuche belegten 

denn auch, daß dem keine berufsbezogenen 

Gründe entgegenstanden. 2 

Hinter der unterschiedlichen Verteilung der 

Geschlechter auf Ausbildungsberufe verbar­

gen sich indes nie sonderlich stichhaltige, an 

beruflichen Tätigkeiten orientierte Gründe. 

Die hergebrachten Urteile überMänner-und 

Frauenberufe bedienten sich berufsbezoge­

ner Argumente eher als Vehikel , geschlechts­

spezifische Normen und Wertvorstellungen 

zu rechtfertigen und dergestalt die herge­

brachte Aufteilung beruflicher Sphären zu 

legitimieren. Nicht von den Inhalten der 

Ausbildungsberufe geht somit der eigentli­

che, die jeweilige Minderheit diskriminie­

rende Einfluß aus, sondern von Fixierungen 

an Geschlechterrollen, die von den Betroffe­

nen fordern , was billigerweise nicht gefor­

dert werden kann: den fortwährenden Kampf 

um die berufliche Identität. 

Ziel der vorliegenden Analyse ist nachzuwei­

sen, daß die einseitig geschlechtsspezifische 

Ausrichtung von Berufen -jenseits aller be­

trieblich oder gesellschaftspolitisch wün­

schenswerten Entwicklungen - zu recht 

handfesten Problemen bei den jeweiligen 

Minderheiten führt. Nachzuweisen ist fer­

ner, daß ähnliche Schwierigkeiten , wie sie 

bei Frauen in Männerberufen auftreten, auch 

für Männer in Frauenberufen gelten - mit 

dem wichtigen Unterschied, daß die Zahl der 

betroffenen männlichen Jugendlichen erheb­

lich geringer ist. 

Übergangschancen und 
Geschlechteranteil 

Die größeren Schwierigkeiten der Frauen 

beim Übergang ins Ausbildungssytem, sowie 

die Veränderungen dieser Schwierigkeiten 

im Zeitverlauf, lassen sich in groben Umris­

sen der Abbildung 1 entnehmen. Der schwar­

ze Kurvenverlauf stellt die Entwicklung der 

Einmündungsraten der Bewerber um be­

triebliche Berufsausbildungsstellen dar. Er 

verdeutlicht den seit 1980 wachsenden Pro­

blemdruck. Etwa 1985 sind die Schwierig­

keiten am größten (tiefster Punkt der Kurve) 

und nehmen anschließend, wie die steigen­

den Einmündungsraten ausweisen, wieder ab. 

Der weiße Kurvenverlauf zeigt demgegen­

über an , um wieviel höher die Einmündungs­

raten von Männern als die von Frauen 

sind. 3 Der Rechengang zur Ermittlung der 

Quote ist einfach: Begannen beispielsweise 

im Jahre 1980 von 100 männlichen Bewer­

bern 66 eine Berufsausbildung, von 100 Be­

werberinnen jedoch nur 56, dann lag die Ein­

mündungsrate für Männer . um 18 Prozent 

über der von Frauen (66 : 56 = 1,18 oder 

+ 18 Prozent) . 

Der weiße Kurvenverlauf stellt also den zu­

gunsten der Männer bestehenden Unter­

schied zwischen den Einmündungsraten bei­

der Geschlechter dar. Er weist indes nicht al­

lein auf die im gesamten Zeitraum größeren 

Übergangsprobleme der Frauen hin, sondern 

auch darauf, daß bei fallenden Übergangsra­

ten (schwarzer Kurvenverlauf) , das heißt 

steigenden Übergangsschwierigkeiten - be­

dingt durch geburtenstarke Jahrgänge, Ar­

beitslosigkeit und Ausbildungsstellenmangel 

- die Übergangsprobleme weiblicher Jugend­

licher stärker wuchsen als die männlicher. 

Es wäre ein Irrtum, aus der für Frauen sicher 

ungünstigeren Gesamtlage darauf zu schlie­

ßen, daß die Bedingungen für Männer in al­

len Fällen besser sind. Das trifft beispiels­

weise schon für die Gesamtheit der Dienst­

leistungsberufe nicht zu. Hier steigen seit 

mehreren Jahren die Chancen von Frauen. 

Sie liegen mittlerweile über denen der männ­

lichen Jugendlichen, denn 1990 konnte ein 

größerer Teil der Bewerberinnen als der Be­

werber um einen Dienstleistungsberuf, die­

sen auch ergreifen (62 bzw. 55 Prozent). Und 

24 

\ 
BWP 21/1992/4 • Fachbeiträge 

solche vorteilhafteren Bedingungen finden 

sich nicht nur bei weniger gefragten Dienst­

leistungsberufen. 4 

Wesentlich ungünstiger sehen jedoch die 

Chancen der Frauen in gewerblichen Ausbil­

dungsberufen aus. Einen solchen Beruf er­

griff ein erheblich größerer Anteil männli­

cher als weiblicher Bewerber (74 bzw. 49 

Prozent) . Und zwar wachsen die Übergangs­

schwierigkeiten der Frauen mit abnehmen­

dem Frauenanteil im gewünschten Beruf. 

Derselbe Zusammenhang gilt indes auch für 

männliche Jugendliche, auch bei ihnen 

wachsen die Übergangsprobleme mit fallen­

dem Anteil von Männern im angestrebten 

Ausbildungsberuf 5 

Abbildung 1 
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Wenn sich aber die Einmündungsraten der 

Geschlechter in vielen, vor allem gewerbli­

chen Berufen deutlich unterscheiden, und es 

für die Unterschiede kaum aus den berufli­

chen Anforderungen herleitbare Gründe 

gibt6 - ein Ergebnis, zu dem fast alle ein­

schlägigen Untersuchungen kommen - , 

dann liegen eher bei den Ausbildungsbetrie­

ben die Ursachen für eine auch heute noch 

recht ausgeprägte Konzentration der Jugend­

lichen auf typische Frauen- und Männerbe­

rufe: Denn schöpften die Betriebe die auf 

seiten der Jugendlichen bedingt vorhandene 

Bereitschaft, auch Berufe zu ergreifen, in de­

nen sie als Frauen oder Männer deutlich in 

der Minderheit sind, tatsächlich aus - wäre 

es also aus betrieblicher Sicht gleichgültig, 

Abbildung 2 
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männlicher und 
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Übergewicht Männer * 
-- Auszubildende gesamt 

* Übergewicht der Zahl männlicher 
über der Zahl weiblicher 
Auszubildender (Übergewicht in % 
= 100 x Männer I Frauen). Beide 
Kurvenverläufe sind wiederum nahe­
zu spiegelbildlich: Bei wachs.ender 
Zahl von Auszubildenden insgesamt 
(schwarzer Kurvenverlauf) nimmt die 
Zahl der Frauen rascher zu als die der 
Männer, so daß deren Übergewicht 
(weißer Kurvenverlauf) von gut 80 % 
Anfang der siebziger Jahre auf 
3 5 % 1988 zurückgeht; seit etwa 
1988 steigt er erneut an. 
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ob weibliche oder männliche Jugendliche 

eingestellt werden-, dann hätten die Bewer­

ber unterschiedlichen Geschlechts in jedem 

Ausbildungsberuf die gleichen Chancen ein­

gestellt zu werden, und somit auch weitge­

hend identische Einmündungsraten aufzu­

weisen. Das aber trifft nicht zu, vielmehr be­

stehen für die jeweiligen Minderheiten höhe­

re Zugangsbarrieren. 

Die Abbildung 2 stellt die Entwicklung der 

Geschlechterrelation in der betrieblichen Be­

rufsausbildung dar. Sie beantwortet die Fra­

ge, um wieviel Prozent die Zahl der männli­

chen Auszubildenden über der von weibli­

chen liegt. Von 1974 bis 1989 nahm dieser 

Unterschied ununterbrochen ab. Es mag et­

was widersprüchlich anmuten, daß sich diese 

zugunsten der Frauen verlaufende Anglei­

chung gerade in der Zeit vollzog, in der Ju­

gendarbeitslosigkeit und geburtenstarke 

Jahrgänge ihren Gipfel erreichten, und die 

Übergangschancen für Frauen (vgl. Abbil­

dung 1) noch ungünstiger als die für Männer 

waren. Der auffallende Zusammenhang ist in 

erster Linie7 auf einen strukturellen Um­

bruch zurückzuführen, der Frauen seit Mitte 

der Siebziger Jahre in rasch steigendem Ma­

ße bewog, eine Berufsausbildung zu durch­

laufen. Für sie traf ausgeprägter zu, was 

auch insgesamt zu beobachten war, eine dra­

stische Abnahme der als Ungelernte ins Er­

werbsleben tretenden Jugendlichen . 

Zugenommen hat der Anteil weiblicher Ju­

gendlicher im Dualen System wahrscheinlich 

auch wegen der Schwierigkeiten, allein mit 

Abschlüssen ihrer traditionell schulischen 

Ausbildungsgänge, vor allem der Berufsfach­

schulen, Zugang zum Arbeitsmarkt zu fin­

den. Die wachsenden Barrieren beim Über­

gang ins Beschäftigungssytem zwangen da­

her Frauen eher noch als Männer, länger im 

Bildungs- und Ausbildungssystem zu verhar­

ren und gegebenenfalls auch mehrere Ausbil­

dungsgänge zu durchlaufen . Die aus Abbil­

dung 2 ersichtliche Trendwende in den Jah­

ren 1988 / 89, ist nicht als Rückzug der Frau-

en aus der Berufsausbildung zu interpretie­

ren, sie deutet viel eher auf eine erneut ein­

setzende Umschichtung zugunsten von Aus­

bildungsgängen außerhalb des Dualen Sy­

stems hin. 

Das Vordringen von Frauen in 
Männerberufe 

Wird das Datenmaterial einer Clusteranalyse 

unterzogen, ein Verfahren, das in unserem 

Falle die Berufe nach der Entwicklung ihres 

Frauenanteils zu charakteristischen Typen 

zusammenfaßt, so ergeben sich die in Abbil­

dung 3 dargestellten Verläufe. Dabei läßt 

sich feststellen, daß die höchste Zunahme 

Abbildung 3 
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Veränderung des 
Frauenanteils gegenüber 
1974 bei 
unterschiedlichen 
Gruppen von 
Ausbildungsberufen 

1975 1983 1990 

BerufsauswahL Erste Gruppe: 
Schriftsetzenn, Druckformen­
herstellerin, Flexographin, 
Bandagistin, Täschnerin, 
Glasmalerin. Zweite Gruppe: 
Tierpflegerin, Reprographin, 
Graveurin, Druckerin, 
Geigenbauerin, Polsterin, Gerberin, 
Werbekauffrau. Gruppe: 
Buchbinderin, Drechslerin, Glaserin, 
Justizangestellte, Buchhändlerin 
Bürokauffrau, lndustriekauffrau. 
Vierte Gruppe: Floristin, Dreherin, 
Klempnerin, KFZ-Mechanikerin, 
Pelzwerkerin, Modellbauerin, 
Fleischerin, Verkäuferin. 
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des Anteils von Frauen in Berufen stattfand, 

die einen überdurchschnittlichen Prüfungs­

erfolg, geringe Lösungsraten und einen hö­

heren Anteil von Jugendlichen mit guter 

schulischen Vorbildung aufwiesen. Den vor­

liegenden Daten lassen sich keine Hinweise 

entnehmen, die auf einen Zusammenhang 

zwischen auffallend stark wachsendem Frau­

enanteil und prekären Rahmenbedingungen 

von Berufen verweisen. 

Anzumerken ist, daß von einem rasch wach­

senden Frauenanteil nicht auf einen hohen 

Frauenanteil geschlossen werden darf. In der 

Regel widerspricht sich das sogar, denn ein 

Beruf mit einem Frauenanteil von über 90 

Prozent kann diesen Anteil nicht mehr nen­

nenswert steigern. Wichtig zu wissen ist 

auch , daß die quantitativ entscheidende Zu­

nahme von Frauen nicht in Berufen mit stark 

wachsendem Frauenanteil stattfand. Die 

vollzog sich vielmehr in Berufen, deren 

Frauenanteil nur geringfügig wuchs, die aber 

eine insgesamt hohe Zunahme von Auszubil­

denden und damit auch von Frauen zu ver­

zeichnen hatten , wie sie für die vierte Grup­

pe von Berufen typisch ist, deren Charakteri­

stika weniger günstig sind. 

Beide, sowohl die Konzentration von Frauen 

als auch die von Männern, haben im vergan­

geneu Jahrzehnt unter den schwierigen Be­

dingungen am Arbeits- und Ausbildungsstel­

lenmarkt abgenommen. 8 Mit der für Ju­

gendliche günstiger werdenden Gesamtsitua­

tion begann allerdings auch die Konzentra­

tion erneut zu steigen. Da die Abnahme der 

Konzentration bei Männern jedoch stärker 

ausgeprägt war als bei Frauen, verschob sich 

die Gesamtsituation eher zuungunsten der 

Frauen. 

Die bildungspolitischen Anstrengungen gal­

ten indes noch einem weiteren Ziel, das nur 

bedingt mit dem Abbau der Konzentration in 

Einklang steht. 9 Frauen sollte der Zugang 

zu typischen Männerberufen geöffnet wer­

den , und hier lassen sich durchaus Erfolge 

verbuchen. 

Die beiden Darstellungen in Abbildung 4 

sind entsprechend dem Geschlechteranteil 

im Ausbildungssystem in unterschiedlich 

schraffierte Flächen aufgeteilt: In den oberen 

dunklen dominieren die Männer, in den un­

teren die Frauen. Der linke Teil in Abbil­

dung 4 stellt den Geschlechteranteil nach Be­

rufen dar. In den Jahren 1977 bis 1981 nah­

men Berufe mit hohem Männerauteil (> 85 

Prozent) deutlich ab, während die hellen Zo­

nen expandieren, die für Berufe stehen, in 

denen Männer in geringerem Maße oder bei­

de Geschlechter näherungsweise gleichge­

wichtig vertreten sind. Auffallend ist, daß 

der Anteil von Berufen, in denen Frauen be­

sonders stark vertreten sind (> 85 Prozent), 

nur geringfügig abnahm. 

I Von einem rasch 
wachsenden Frauenanteil 

darf nicht auf einen hohen 
Frauenanteil geschlossen 

werden 

Werden die Berufe mit der jeweiligen Zahl 

der Auszubildenden gewichtet (vgl. rechter 

Teil in Abbildung 4), dann ergibt sich ein 

bildungspolitisch aussagekräftigeres Bild, 

weil auch die durch Veränderungen des Ge­

schlechteranteils in den Berufen entstehen­

den quantitativen Verschiebungen berück­

sichtigt werden. Es wird deutlich, daß sich 

die Veränderungen bei den Auszubildenden 

in engeren Grenzen halten als bei den Beru­

fen (linker Teil in Abbildung 4) . Die rasche, 

bis Anfang der achtziger Jahre andauernde 

Expansion des Frauenanteils vieler Ausbil­

dungsberufe wurde daher vorwiegend von 

relativ schwach besetzten Berufen getragen. 

Vermutlich haben vor allem sie ihre Nach­

wuchsprobleme, die in gering besetzten Be­

rufen in der Regel größer sind, 10 durch Auf­

nahme von Frauen zu lösen versucht. 

Der Abbildung 4 ist auch zu entnehmen, daß 

die Expansion des Dualen Systems, die auf 
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geburtenstarke Jahrgänge und größere Aus­

bildungsbeteiligung eines Altersjahrganges 

zurückzuführen ist, quantitativ nicht so sehr 

von den typischen Männer- oder Frauenbe­

rufen , sondern in wachsendem Maße von 

den Mischberufen getragen wurde. Entfielen 

1977 ca. 33 Prozent aller Auszubildenden auf 

diese Berufe, so waren es 1984/85, den Jah­

ren der stärksten Belastung des Ausbildungs­

systems 37 Prozent , und bis 1990 stieg ihr 

Anteil sogar auf 43 Prozent. Für die nahelie­

gende Annahme, der im vergangeneu Jahr­

zehnt fallende Anteil von Auszubildenden in 

typischen Männerberufen sei nur auf den 

Mangel an Ausbildungsplätzen zurückzufüh­

ren , der Frauen bewog, in diesen Bereich 

vorzudringen, spricht indes wenig. Zwar 

ging bis 1980 der Anteil der typischen Män­

nerberufe erheblich zurück, aber kaum der 

Anteil der Auszubildenden in diesen Beru­

fen. Der fiel mit Austritt der geburtenstarken 

Jahrgänge aus dem betrieblichen Ausbil­

dungssystem eher stärker als zuvor. Die sich 

langsam entspannende Ausbildungsplatzsi­

tuation bot daher zumindest ebenso günstige 

Voraussetzungen für die Zunahme von 

Mischberufen wie die vorangegangene Pha­

se. Hier ist jedoch zu berücksichtigen, daß 

das Anwachsen der Mischberufe seit etwa 

1988 vor allem von einer Abnahme der Aus­

zubildenden in den typischen Frauenberufen 

getragen wird . Vermutlich vollzieht sich ge­

rade hier der bereits erwähnte Rückzug weib­

licher Jugendlicher aus der betrieblichen Be­

rufsausbildung, in Richtung anderer, vermut­

lich eher schulisch geprägter Ausbildungs­

gänge. 

Folgen geringer geschlechts­
spezifischer Anteile bei Aus­
bildungsberufen 

Die Berufsbildungsstatistik verfügt über 

zwei Merkmale, mit deren Hilfe sich die 

Auswirkungen geringer geschlechtsspezifi­

scher Anteile in den Ausbildungsberufen ein-



Abbildung 4: Entwicklung des Anteils von Frauen und Männern in der betrieblichen Berufsausbildung 
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Im oberen, dunklen Teil der Graphik sind die Berufe mit 
einem Anteil von 85% bis 100% Männern, bzw. 15% bis 
0% Frauen. 
Die anschließende, schmalere Zone repräsentiert die 
Berufe mit einem Männeranteil von 70% bis 85%, das 
entspricht dem Frauenanteil von 15% bis 30%. 
Die mittlere, helle Zone weist den zunehmenden Anteil 
von Berufen aus, die einen Frauen- bzw. Männeranteil von 
80% bis 70% haben. Es folgen die Ausbildungsberufe mit 
einem Frauenanteil von 70% bis 85%, und am Ende der 
Graphik solche Berufe, mit einem Anteil von mehr als 85% 
Frauen . 
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Im oberen Teil der Graphik sind Auszubildende in Berufen 
mit einem Anteil von 85% und mehr Männern bzw 
höchstens 15% Frauen. 
Die darauffolgende schmale Zone weist Auszubildende. in 
Berufen aus, deren Männenanteil 70% bis 85% bzw. 
Frauenanteil 15% bis 30% beträgt. Die breite, helle Zone 
weist den wachsenden Anteil von Auszubildenden in 
Mischberufe aus, deren Männer- bzw Frauenanteil 
zwischen 30% bis 70% beträgt. 
Es folgen die Auszubildenden in Berufen, deren 
Frauenanteil 70% bis 85% beträgt, und unten die mit 
einem Anteil von 85% bis 100% Frauen . 
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schätzen lassen; es sind dies die vorzeitige 

Vertragslösung und der Prüfungserfolg. Ver­

tragslösungen weisen weniger auf rein fachli­

che Defizite bei Auszubildenden oder Aus­

bildern hin , eher auf Probleme im unmittel­

baren Umfeld der Ausbildung, vor allem auf 

solche zwischen Ausbildungspersonal und 

Jugendlichen, aus denen Unstimmigkeiten 

und Konflikte folgen können, die letztlich 

zum Abbruch führen. Der Prüfungserfolg 

hängt demgegenüber weniger vom Umfeld 

ab, und steht unmittelbarer mit den fachli­

chen Kenntnissen und Fertigkeiten der Ju­

gendlichen in Verbindung. 

sungsrate gegenüber der Lösungsrate von 

Männern . Das gilt auch umgekehrt. Bei fal­

lendem Anteil von Männern steigt ihre Ver­

tragslösungsrate gegenüber der von Frauen. 

Verallgemeinernd läßt sich sagen: Mit wach­

sendem Unterschied zwischen den Ge­

schlechteranteilen, wächst auch der Unter­

schied der Vertragslösungsraten zu Lasten 

des Geschlechts, das in der Minderheit 

ist. 

Werden die Ausbildungsberufe nach ihrem 

Frauenanteil zu fünf Gruppen zusammenge­

faßt , so ergeben sich die aus Tabelle 1 er­

sichtlichen Zusammenhänge. Bei fallendem 

Anteil von Frauen steigt ihre Vertragslö-
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Tabelle: Vertragslösungen und nicht bestandene Abschlußprüfungen im Zeitraum 

1988-1990 

Quel le: Stat istisches Bundesamt Wi esbaden, eigene Berechnungen 

Anteil vorzeitig gelöster Ausbildungs- Anteil nicht bestandener 

Berufe mit 
verträge (ohne Handwerk) Abschlußprüfungen 

einem Anteil Anteil Vorteil* Anteil Vorteil* 
von Frauen weiblich 

I 
männlich Frauen weiblich 

I 
männlich Frauen 

in% in% in% in% in % in% in % 

100 bis 85 8,97 14,66 + 63,4 11,48 15,30 + 33,2 

85 bis 70 7,78 9,27 + 19,2 11,14 11,52 + 3,4 

70 bis 30 4,95 5,11 + 3,1 7,33 8,20 + 11 ,9 

30 bis 15 16,54 16,69 + 0,9 13,91 16,91 + 21,6 

15 bis 0 7,01 4,23 - 65,6 9,24 12,96 + 40,3 

alle Berufe 5,25 7,19 + 30,3 10,07 12,07 + 19,9 

* Die Quote (Vorteil Frauen) ist jeweils definiert als Anteil männlich dividiert durch Anteil weiblich. Beispiel für 
die Ermittlung des geschlechtsspezifischen Unterschieds bei den Vertragslösungen: Der Anteil der Vertragslösun-
genvon Männern in Berufen, in denen Frauen einen Anteil von mehr als 85% haben (14,66) liegt urn + 63,4% 
über dem Anteil der Vertragslösungen bei Frauen (8,97). Berechnungsverfahren: 14,66:8,97 = 1,634 oder 
+ 63,4% . -Die Vertragslösungen können hier mangels geschlechtsspezifischer Aufschlüsselungen nur auf den 
Bestand bezogen werden (Vertragslösungsraten), und unter Vernachlässigung des Handwerks berechnet werden . 

Es mag recht plausibel klingen , die auffal­

lend höhere Lösungsrate der jeweiligen Min­

derheit auf ungünstigere Voraussetzungen 

bei den entsprechenden Jugendlichen zu­

rückzuführen. Aus anderen, die Altersstruk­

tur betreffenden Analysen, ist jedoch be­

kannt, daß solche Jugendlichen wesentlich 

älter sind, und zwar umso älter, je geringer 

ihr Anteil ist. 11 Da ein höheres Alter zu­

meist mit besserer Schulbildung einhergeht, 

besteht eher Erklärungsbedarf, warum sich 

trotz höheren Alters und höherer Vorbil­

dung, höhere Lösungsraten ergeben. In der 

Regel verlaufen beide konträr, das heißt, bei 

steigender Schulbildung fallen die Lösungs­

raten. 

Sozialpsychologisch lassen sich die Zusam­

menhänge wohl so deuten, daß mit abneh­

mender Gültigkeit von Verhaltensmaßstäben 

des eigenen Geschlechts und fehlender Fä­

higkeit oder Bereitschaft, andersgeschlecht­

liche Verhaltensweisen zu akzeptieren, Ent­

fremdung, mangelnde Orientierung und ano­

misches Verhalten zunehmen. Als Folge 

wachsen die sozialen Spannungen, die Ietzt-

lieh zur Vertragslösung führen. Die eigent­

lich zu erwartenden positiven Auswirkungen 

einer besserer Schulbildung werden dann 

durch diese negativen Komponenten über­

deckt. 

Wird unterstellt , daß Umfeldbedingungen 

bei Prüfungen weniger wirksam sind , und 

durch vollzogene Vertragslösungen beson­

ders ungünstige Konstellationen entfallen, so 

wäre zu erwarten, daß zumindest bei den 

Prüfungen, die besseren schulischen Qualifi­

kationen von Minderheiten sich positiv aus­

wirkten . Bei weiblichen Auszubildenden 

trifft das tatsächlich zu , auch dann , wenn die 

insgesamt höhere Bestehensrate von Frauen 

in Rechnung gestellt wird. Denn Frauen sind 

nicht nur generell , sondern vor allem in 

Männerberufen erfolgreicher als Männer. 12 

Weitgehend unverständlich bleibt allerdings, 

warum die Prüfungsergebnisse von Männern 

in typischen Frauenberufen so außerordent­

lich ungünstig ausfallen, trotz des höheren 

Alters und der besseren schulische Vorbil­

dung männlicher Jugendlicher in diesen Be­

rufen . 13 

28 

\ 
BWP 21/1992/4 • Fachbeiträge 

Einen Hinweis könnte folgender Sachverhalt 

geben : Männer in typischen Frauenberufen 

sind rarer (1990: durchschnittlich vier Pro­

zent der Auszubildenden in Frauenberufen) 

als Frauen in Männerberufen (acht Prozent). 

Das läßt auf unterschiedliche Ausbildungs­

bedingungen schließen, zu denen auch ge­

hört, daß Frauen in Männerberufen nicht nur 

bildungspolitisch gefördert werden, sondern 

- selbst wenn das auf betrieblicher Ebene 

häufig nicht der Fall sein mag - gesell­

schaftlich durchaus akzeptiert, zum Teil so­

gar bewundert werden. 

Demgegenüber bleibt der als Arzthelfer oder 

auch Bürogehilfe eingestellte männliche Ju­

gendliche eine Ausnahmeerscheinung, die 

Irritationen auslöst. Er wird sich einerseits 

mit dem Vorwurf auseinandersetzen müssen, 

den Frauen die beruflichen Chancen selbst 

dort noch streitig zu machen, wo sie ihnen 

bislang verbürgt schienen, und andererseits 

wird er mit dem Unverständnis einer Umwelt 

zu rechnen haben, der die geringere Entloh­

nung und die ungünstigeren Aufstiegschan­

cen in den typischen Frauenberufen nicht un­

bekannt sind . 

Noch entscheidender könnte der Freizeitbe­

reich sein. Hier wird möglicherweise den 

Männern in Frauenberufen eher der Konsens 

der Gleichaltrigen aufgekündigt als Frauen 

in Männerberufen. Das Problem männlicher 

Jugendlicher in Frauenberufen wären dann 

eines, das teilweise auf die Männer selbst zu­

rückzuführen ist, deren Männlichkeitsbegriff 

durch Männer in Frauenberufen in Frage ge­

stellt wird . Während Frauen - zumindest 

optisch - eine männlich dominierte Berufs­

welt stützen, wenn sie Männerberufe ergrei­

fen, gilt für Männer, die typische Frauenbe­

rufe nachfragen, das Gegenteil: Sie stellen 

implizit die gängigen männlichen Wertvor­

stellungen in Frage. Das kann für die Betrof­

fenen auf eine Isolation in Beruf und Freizeit 

hinauslaufen, die ihr Selbstwertgefühl beein­

trächtigt und sich dergestalt bis in die Prü­

fungssituation fortpflanzt. 



Einschätzungen 

Der Umfang der dargestellten Probleme darf 

nicht überbewertet werden. Denn auf die ty­

pischen Frauen- und Männerberufe, die hier 

als Berufe mit mehr als 85 Prozent Frauen 

bzw. Männern charakterisiert wurden, ent­

fielen zwar auch 1990 noch mehr als die 

Hälfte aller Auszubildenden (57 Prozent) , 

unter diesen war aber nur ein vergleichswei­

se geringer Teil (4 ,2 Prozent aller Auszubil­

denden) in der kritischen Minderheitsposi­

tion, und darunter mehr weibliche als männ­

liche Jugendliche. 14 Doch ist es gerade die­

ser kleine Teil , an dem bestehende Probleme 

bei der Ausweitung von Mischberufen erst 

deutlich werden. Wenn es ein wesentliches 

Ziel ist, die geschlechtsspezifische Zusam­

mensetzung der Ausbildungsberufe homoge­

ner zu gestalten - und das ist sicherlich ein 

notwendiger Beitrag zur Gleichstellung der 

Geschlechter im Berufsleben, auf die Grün­

de wird noch einzugehen sein -, dann muß 

diesem geringen Teil zwangsläufig besonde­

re Aufmerksamkeit gewidmet werden. 

Die Voraussetzungen für die Zunahme von 

Mischberufen sind eher günstig zu beurtei­

len. Das Vordringen weiblicher Jugendlicher 

in die ehemals typischen Männerberufe hat 

sich bislang als ein recht stabiler Trend er­

wiesen. Er dürfte sowohl mit den Interessen 

der Ausbildungsbetriebe in Einklang gestan­

den haben - sonst hätten sie ihn unterbre­

chen können - als auch mit den Interessen 

der Jugendlichen. Er war also nicht nur 

zwangsläufige Folge des Ausbildungsplatz­

mangels, sonst hätte er sich in den vergange­

nen Jahren umkehren müssen. Vermutlich 

spiegeln die aus der Berufsberatungsstatistik 

herleitbaren Einmündungsraten in eine be­

triebliche Berufsausbildung die eigentlichen 

Verhältnisse weitgehend zutreffend: Die 

Ausbildungsbetriebe sind interessiert, doch 

mehr noch die Jugendlichen, deren Berufs­

wünsche sich in der Regel weniger stark an 

tradierten geschlechtsspezifischen Berufs­

vorstellungen ausrichten als das Ausbil-

dungsplatzangebot der Betriebe. Diesen Be­

rufswünschen aber wird künftig, allein we­

gen der demographisch bedingten Abnahme 

von Jugendlichen, ein wachsendes Gewicht 

zukommen. Daher sind weder von Seiten der 

Betriebe noch der Jugendlichen entscheiden­

de Rückschläge bei dieser Entwicklung zu 

erwarten. 

I Die gleichmäßigere 
Verteilung der 

Geschlechter über die 
Ausbildungsberufe nützt 

den Frauen insgesamt 

Eine andere Frage ist, ob diese Entwicklung 

auch eine Angleichung der Chancen bedeu­

tet. Es ist durchaus vorstellbar - und diese 

kritische Anmerkung ist angesichts der Zu­

nahme weiblicher Jugendlicher in bestimm­

ten Ausbildungsberufen weder neu noch von 

der Hand zu weisen - , daß Frauen vor allem 

den Nachfragemangel von Männern zu kom­

pensieren haben. Doch selbst wenn dieser 

Einwand durchgehend zuträfe, wäre er nur 

dann ernst zu nehmen, wenn eine solche 

Entwicklung den Frauen notwendig zum 

Nachteil ausschlüge. Das ist indes nicht 

zwangsläufig so. Hier wird vielmehr die 

These vertreten, daß weiblichen Jugendli­

chen zwar nicht in jedem Fall ein Nutzen aus 

dem Ergreifen gewerblicher Berufe er­

wächst, den Frauen insgesamt aber die 

gleichmäßigere Verteilung der Geschlechter 

über die Ausbildungsberufe sehr wohl nützt. 

Diese Einschätzung bedarf einer etwas ge­

naueren Begründung: Es wird vorausgesetzt 

- und das ist wohl unstrittig -, daß eine Be­

nachteiligung um so schärfer wahrzunehmen 

ist , je gerrauer die jeweiligen Bedingungen, 

unter denen die Zurücksetzung erfolgt, ver­

glichen werden können. Eine ungleiche Ver­

teilung von beruflichen Zugangschancen, 

Einkommen, Aufstiegsmöglichkeiten und 

Arbeitsbedingungen wird folglich um so eher 

sichtbar, und gegebenenfalls auch einklag­

bar, je größer die Übereinstimmung zwi­

schen den fraglichen Arbeitsplätzen ist. Und 

zweifellos liegt eine solche Übereinstim­

mung zwischen den Arbeitsplätzen innerhalb 

eines Berufes eher vor, als zwischen den Ar­

beitsplätzen unterschiedlicher Berufe: Haben 

Arzthelferinnen geringere Einkommen als 

Kraftfahrzeugmechaniker, so läßt sich das 

nur schwer als eine Form geschlechtsspezifi­

scher Diskriminierung darstellen, obgleich 

sich der eine Beruf beinahe ausschließlich 

aus Frauen, der andere aus Männern zusam­

mensetzt. Für ein derartig dezidiertes Urteil 

sind die jeweiligen beruflichen Bedingungen 

zu unterschiedlich. Trifft dasselbe jedoch bei 

Männern und Frauen innerhalb eines Beru­

fes und womöglich noch an identischen Ar­

beitsplätzen zu, so ist die Diskriminierung 

offenkundig und damit angreifbar. Eine 

gleichmäßigere Verteilung der Geschlechter 

über die Ausbildungsberufe bietet mithin 

günstigere Voraussetzungen, geschlechtsspe­

zifische Ungleichbehandlungen wahrzuneh­

men und abzubauen, als berufliche Mono­

kulturen in der Form von Frauen- und Män­

nerberufen, hinter denen sich Diskriminie­

rungen leichter verbergen lassen. Natürlich 

haben auch diese Überlegungen ihre Achil­

lesferse, sie setzen voraus, daß erkennbare 

Ungerechtigkeit eine starke Triebfeder für 

deren Beseitigung ist. 

Ob sich in Zukunft die Geschlechter gleich­

mäßiger über die Ausbildungsberufe vertei­

len werden? Die Antwort auf diese Frage 

werden durch ihr Nachfrageverhalten die Ju­

gendlichen selber geben. Sie wird sich aus 

der Entwicklung der geschlechtsspezifischen 

Zusammensetzung der Ausbildungsberufe 

unmittelbar ablesen lassen, und entscheidend 

davon abhängen, ob die Aufmerksamkeit 

sich nicht nur auf gewerbliche Ausbildungs­

berufe richtet, sondern auf das gesamte Be­

rufespektrum, einschließlich solcher Berufe, 

in denen männliche Jugendliche in der Min­

derheit sind. Die Antwort wird also davon 

abhängen, ob es wirklich um das Ziel einer 
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Die Analyse und Prognose der Teilnahme an der 
beruflichen Ausbi ldung stehen nach wie vor im 
Blickfeld der bildungspolitischen Diskussion. 
Das Zusammenwirken von Demographie, verän­
dertem Ausbildungsverhalten und Arbeitsmarkt­
problemen verlangt derartige Modellrechnun­
gen. Sie liefern Planungshilfen für die Bereitstel­
lung von Ausbi ldungsplätzen, für die Strukturie­
rung der Ausbildungsangebote sowie für arbeits­
marktpolitische Maßnahmen zur Integration der 
Absolventen im Beschäftigungssystem. 
Die Studie beschränkt sich auf die Darstellung 
der vorhandenen statistischen Modelle und ihre 
Anwendung für Trendanalysen. 
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Telefon: 86 83-520/516 
Telefax 86 83-455 

homogeneren Zusammensetzung der Berufe 

und letztlich um eine gerechtere Chancen­

und Lastenverteilung in der Berufswelt geht, 

oder lediglich darum , Lücken bei den ge­

werblichen Ausbildungsberufen zu schl ie­

ßen, weibliche Jugendliche also dort einzu­

setzen, wo männliche Jugendliche keine hin­

reichenden Erwerbschancen mehr sehen, 

oder sie in anderen Berufen besser gewahrt 

wissen. 

Anmerkungen: 

1 Kuratorium der Deutschen Wirrschaft fü r Berufs­

bildung (Hrsg.): Förderung der Ausbildung von Mädchen 

und Frauen in gewerblich-technischen Berufen - Hand­

lungskonzept für Betriebe. I987, I. Nachdruck I0/87 
2 Vgl. Alt, Chr.; Wolf, B.; Arndr, H. : Thesen zur Er­

schließung gewerblich-technischer Ausbildungsberufe für 

Mädchen. Berichte zur beruflichen Bildung Heft 98. Bun­

desinstitut für Berufsbildung. Berlin I988 
3 Grundlage der Berechnungen ist die Berufsberatungs­

statistik. Vgl. Berufsberatung I989 /90; Ergebnisse der 

Berufsberarungsstatisrik. Bundesanstalt für Arbeit. Nürn­

berg I991, S. 90 
4 Vgl. ebenda; um welchen Preis die Venniulungschan­

cen für Frauen auch in arrrakriven Berufen günstig sind, 

bleibt hier offen, vermurlieh ist es eine gegenüber den 

männlichen Konkurrenten höhere schulische Vorbildung, 

die von ihnen einzubringen ist. 
5 Der stochastische Zusammenhang zwischen dem Anteil 

eines Geschlechts im Ausbildungsberuf und dem Unter­

schied der Übergangsquoten beider Geschlechter, ist 

nicht sonderlich hoch (r = 45). Das beruht aber vor allem 

darauf, daß erst dann, wenn der Frauen- bzw. Männeran­

reil gering wird (kleiner als 5 Prozem im Beru!J auffallend 

ungünstigere Übergangschancen zu ver.zeichnen sind. Die 

Übergangsquote des Geschlechts, das unter solchen Be­

dingungen in der Minderheit ist, liegt im Sehnirr um etwa 

ein Viertel unter der des Geschlechts, das in der Mehrheit 

ist. Grundlage der Kalkulation war die Übersicht I9 

(S. 90) aus: Berufsberatung I989 / 90; Ergebnisse der Be­

rufsberatungssrarisrik der Bundesanstalt für Arbeit. -

Die Übersicht wurde um die geschlechtsspezifischen Ein­

mündungen ergänzt, die freundlicherweise von der Bun­

desanstalt fiir Arbeit zur Verfügung gestellt wurden. 
6 Es ist allerdings darauf hinzuweisen, daß auch be­

stimmte geschlechtsspezifische Umstände, z. B. Schwan­

gerschaft und Kinderer.ziehung, solange letztere vornehm­

lich von Frauen wahrgenommen wird, in die unternehme­

rische Kalkulation eingehen, und sich für Frauen ungün­

stig auswirken . 
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7 Die ungünstigeren Übergangschancen von Frauen 

kommen nicht nur durch die relativ geringere Zahl von 

Frauen zustande, denen der Übergang nach Abschluß der 

Schule gelingt, sondern auch durch die wiederholten Ein­

mündungsversuche in darauffolgenden Jahren. Die Zahl 

der vergeblichen Übergangsversuche ist bei Frauen daher 

wesentlich größer als bei Männern. 

Hecker, U: Betriebliche Ausbildung: Berufszufrie­

denheit und Probleme. Berichte zur beruflichen Bildung, 

Heft I06. Bundesinstitut für Berufsbildung I989, S 40 f 
8 Vgl. zur Entwicklung der Konzentration, Alrhoff, H.: 

Die Konzentration der Jugendlichen auf Ausbildungsberu­

fe im Zeitraum I973-I988. In: Berufsbildung in Wissen­

schaft und Praxis I9 (I990) 2, S. 2 
9 Die Ziele - Abnahme der Konzentration bei Frauen 

und Zunahme ihres Anteils in männerdominienen Berufen 

-sind nicht unbedingt identisch. l#nn Frauen beispiels­

weise aus schwach besetzten Berufen in solche wechseln , 

in denen zwar viele Frauen sind, die aber einen ver­

gleichsweise geringen Anteil am Ausbildungsberuf stellen, 

dann geht die Zunahme des Frauenanteils sogar mir einer 

wachsenden Konzentration einher. 
10 zur Problematik der Rekrurierung von Nachwuchs 

für schwach besetzte Ausbildungsberufen, Alrhoff, H. : Be­

sonderheiten der Struktur von Ausbildungsberufen. In: 

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis I6 (I987) 3 I 4, 

s 83 
11 Vgl. Der Bundesminister fiir Bildung und Wissenschaft 

(Hrsg): Berufsbildungsbericht I989, S. 45 
12 Vg/ auch: Anlagenband zum Schlußberichr der Enque­

te-Kommission .,Zukünftige Bildungspolitik - Bildung 

2000" hingewiesen. In: S. 8 des Anlagenbandes; Deut­

scher Bundesrag 11. ltahlperiode, Anlage zur Drucksache 

11 17820. 
13 Die Schulbildung wird in der Berufsbildungsstatistik 

nicht geschlechtsspezifisch ausgewiesen, daher läßt sich 

hier keine eindeutige Aussage über die Schulbildung der 

Männer fällen. Die Daten der Berufsberatungsstatistik 

belegen indes die bessere schulische Vorbildung auch von 

Männern, sobald sie gegenüber Frauen im Ausbildungs­

beruf deutlich in der Minderheit sind. Alrhoff, H.: 

Besonderheiten der Struktur von Ausbildungsberufen. In: 

Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, I6 (1987) 3/4, 

S. 83 
14 Von den 4,2 Prozent aller Auszubildenden, die in Be­

rufen ausgebildet wurden, in denen entweder der Männer­

ader Frauenanteil unter I5 Prozent lag, das heißt in typi­

schen Frauen- bzw. Männerberufen, entfielen 3,6 Prozent 

oder sechs Siebentel auf Frauen und nur 0,6 Prozem oder 

ein Siebemel auf Männer. Dieser krasse Unterschied 

kommt allerdings auch dadurch zustande, daß gerade ty­

pische Ausbildungsberufe für Frauen nur teilweise im hier 

ullfersuchren Geltungsbereich des Berufsbildungsgesetzes 

ausgebildet werden. Es sind insbesondere die pflegeri­

schen Berufe, die entfallen und deren Männeranreil hier 

unberücksichtigt bleibt. 
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beüsschwerpunkt: Berufliche 

Bildung im öffentlichen 

Dienst 

Moderne Ausbildungsverfahren 
für die Verwaltung 

Für die Berufsausbildung in der öf­
fentlichen Verwaltung werden in­
zwischen ebenso wie in den mei­
sten übrigen Wirtschaftsbereichen 
veränderte Zielsetzungen als erfor­
derlich angesehen. Um die Kompe­
tenz zur selbständigen Aufgaben­
bearbeitung zu fördern, sind die 
Ausbildungsmethoden auf diese 
Zielsetzung abzustimmen. Hierfür 
sind jedoch spezifische Merkmale 
der Ausbildung in der öffentlichen 
Verwaltung zu beachten. ln einem 
Projekt wurden deshalb Realisie­
rungsmöglichkeiten für eine Mo­
dernisierung der Ausbildungsme­
thoden untersucht. 

Problemstellung 

Fast jede neue Ausbildungsordnung enthält 

inzwischen eine Bestimmung, nach der die 

Fertigkeiten und Kenntnisse so zu vermitteln 

sind, daß selbständiges Planen, Durchführen 

und Kontrollieren am Arbeitsplatz wesentl i­

cher Bestandteil der Befahigung wird. Eine 

solche Ausprägung der Qualifikation wird 

derzeit in nahezu allen Arbeitsbereichen als 

erforderlich angesehen. Auf diese Arbeits­

platzanforderungen soll während der Ausbil­

dung vorbereitet werden, indem die Auszu­

bildenden bereits während der Berufsausbil­

dung systematisch auf die selbständige Erle­

digung von Aufträgen vorbereitet werden. 

Wegen des pädagogischen Zusammenhanges 

zwischen den Zielen und den Methoden er­

fordert diese veränderte Zielsetzung aber 

auch eine veränderte Methodik. In der tech­

nischen Berufsausbildung sind dazu bereits 

umfangreiche Erfahrungen mit neuen Aus­

bildungsmethoden gesammelt worden. Für 

den nichttechnischen Bereich stellen sich da­

gegen noch einige Entwicklungs- und Imple­

mentationsprobleme. Im Vordergrund der 

neuen Ausbildungsmethoden stehen komple­

xe Lernaufträge, mit denen die Erledigung 

umfangreicher Arbeiten, wie z. B. Herstellen 

eines Produktes oder Erkunden einer Be­

triebsabteilung, angeleitet werden soll. Im 

Bereich der technischen Berufsausbildung 

lassen sich dafür genügend abgrenzbare Pro­

dukte und damit Aufgabenstellungen für Pro­

jekte finden . Dies läßt sich jedoch nicht so 

einfach auf die kaufmännische Berufsausbil­

dung bzw. auf die Ausbildung in Verwal­

tungsberufen übertragen. Hier werden keine 

Geräte, Apparate, Maschinen oder ähnliche 

Produkte hergestellt, sondern bestimmte lau­

fende oder einmalige Aufträge (Vorgänge) 

bearbeitet bzw. erledigt. Häufig handelt es 

sich dabei um unterstützende Tätigkeiten für 

die Geschäftsabschlüsse, für die Produktions­

abteilung oder für andere Abteilungen bzw. 

Stellen des Betriebes. 

Dies gilt im besonderen Maße für die öffent­

liche Verwaltung. In der allgemeinen Ver­

waltung erfolgt eine Berufsausbildung in er­

ster Linie für Verwaltungsfachangestellte und 

für verschiedene Beamtenanwärter. Damit 

sind unterschiedliche Merkmale in der päd­

agogisch relevanten Ausgangslage gegeben, 

die bei der Entwicklung moderner Ausbil­

dungsverfahren für die Berufsausbildung in 

der öffentlichen Verwaltung zu berücksichti-
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gen sind. Für eine Implementation moderner 

Ausbildungsverfahren stellt sich also das 

Problem der Übertragbarkeit von Erfahrun­

gen aus anderen Ausbildungsbereichen auf 

die spezifische Situation in der öffentlichen 

Verwaltung. Neben den objektiven Faktoren 

dürften für den Verlauf und das Ergebnis 

eines Umstellungsprozesses in der Ausbil­

dungsmethodik auch subjektive Faktoren, 

nämlich die Bedürfnisse und Einstellungen 

der beteiligten Ausbilder und der betroffenen 

Auszubildenden, von Bedeutung sein. Die 

Kenntnis dieser Einstellungen könnte daher 

die Gestaltung des Modernisierungsprozes­

ses erleichtern . 

Untersuchung 

Um die Voraussetzungen und die Realisie­

rungsbedingungen für einen Veränderungs­

prozeß der Berufsausbildung in der öffent­

lichen Verwaltung näher zu untersuchen, wur­

den im Sommersemester 1991 in dem Projekt 

"Handeln in der Verwaltungspraxis - Korn­

pelenzerwerb durch moderne Verfahren" an 

der Verwaltungsfachhochschule Kassel drei 

Arbeitsvorhaben durchgeführt. Dabei handel­

te es sich um empirische Bedürfnis- und Ein­

stellungsanalysen, um die Erprobung moder­

ner Verfahren und um damit im Zusammen­

hang stehende Entwicklungsaufgaben. 

Zur Erkundung ausbildungsrelevanter Be­

dürfnisse und Einstellungen der Auszubil­

denden und Ausbilder führten die am Projekt 

beteiligten Studenten Befragungen von Aus­

bildern und Auszubildenden in verschiede­

nen Behörden durch. Mit unterschiedlichen 

Fragebogen wurden von einer Arbeitsgruppe 

43 Inspektoranwärter und 39 nebenamtlich 

tätige Ausbilder befragt. Von einer anderen 

Arbeitsgruppe wurden 31 Inspektoranwärter, 

21 sonstige Auszubildende (Anwärter des 

mittleren Dienstes, Verwaltungsfachangestellte, 

Stenosekretäre) sowie 38 nebenamtlich tätige 

Ausbilder bei verschiedenen Behörden in 

Nordhessen befragt. 

Im Arbeitsvorhaben "Erprobung" wurden 

zwei bereits vorliegende Lernaufträge aus 

dem Bereich des Ausländerrechts und des 

Sozialhilferechts in der Ausbildungspraxis 

getestet. Die Erprobung des Lernauftrages 

zum Ausländerrecht wurde mit 15 Auszubil­

denden des zweiten und dritten Ausbildungs­

jahres in der Berufsausbildung zu Verwal­

tungsfachangestellten bei drei verschiedenen 

Landkreisen durchgeführt . Beteiligt waren 

daran außerdem elf nebenamtliche Ausbilder 

dieser Landkreise. Die Auszubildenden und 

die Ausbilder wurden schriftlich über ihre 

dabei gewonnenen Eindrücke und Beurtei­

lungen befragt. Die Erprobung des Lernauf­

trages zum Sozialhilferecht wurde mit elf 

Auszubildenden des ersten und zweiten Aus­

bildungsjahres in der Berufsausbildung zum 

Verwaltungsfachangestellten sowie drei In­

spektoranwärtern im ersten oder zweiten 

Jahr des Vorbereitungsdienstes bei einer 

Stadtverwaltung und einer Landkreisverwal­

tung durchgeführt. Mit den beteiligten Aus­

zubildenden wurden strukturierte mündliche 

Interviews geführt. 

Die gewonnenen Erkenntnisse wurden für 

die Entwicklung von Teilen einer Ausbil­

dungskonzeption sowie für die Entwicklung 

geeigneter Lernaufträge verarbeitet. Zwar 

sind die erzielten Ergebnisse wegen des ge­

ringen Stichprobenumfangs nicht repräsenta­

tiv, jedoch wurden durchaus Anhaltspunkte 

gewonnen, die für konkrete Schritte zur Mo­

dernisierung der Berufsausbildung in der öf­

fentlichen Verwaltung von Bedeutung sind. 

Ergebnisse 

Die neuen Ziele in der Berufsausbildung, mit 

denen das selbständige und systematische 

Arbeitshandeln sowie die Kommunikations­

und Kooperationsfähigkeit intensiver geför­

dert werden sollen, werden übereinstimmend 

von allen Gruppen der Auszubildenden als 

sinnvoll angesehen. Dies gilt auch für die da­

mit verbundene Veränderung in der Ausbil-
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dungsmethodik (Abkehr vom Imitationsprin­

zip, selbständige Bearbeitung komplexer Lern­

aufträge), die es den Auszubildenden erlau­

ben soll, ihre Fähigkeiten im selbständigen 

Arbeiten stärker zu entwickeln. Bei der Beur­

teilung dieser Frage orientieren sich die Aus­

zubildenden an den erwarteten und auch er­

wünschten Qualifikationsanforderungen wäh­

rend der späteren Berufsausübung. Eventuell 

I Höhere Anforderungen 
an die Lernenden 

werden von 
den Auszubildenden ... 

mit den neuen Ausbildungsmethoden ver­

bundene höhere Anforderungen an die Ler­

nenden werden von Auszubildenden nicht 

nur bewußt in Kauf genommen, sondern aus­

drücklich gewünscht. Auch die Ausbilder 

unterstützen die Veränderungen in der Ziel­

setzung und in der Methodik der Ausbil­

dung. Sie halten entsprechende Veränderun­

gen an den meisten Arbeitsplätzen, an denen 

ausgebildet wird , für möglich. Hinsichtlich 

der persönlichen Voraussetzungen der Ler­

nenden differenzieren die Ausbilder aller­

dings . Wegen der aus ihrer Sicht höheren 

Anforderungen an die Lernenden betrachten 

sie eine derartige Modernisierung der Aus­

bildung für "gehobene" Auszubildende (In­

spektoranwärter) eher als für andere Auszu­

bildende (z . B. Verwaltungsfachangestellte) 

als realisierbar. Diese von den Ausbildern 

vorgenommene Differenzierung erkennen 

die Auszubildenden auch bereits in der ge­

genwärtigen Ausbildungspraxis. Inspektor­

anwärter werden deutlich häufiger als andere 

Auszubildende auf das selbständige Studium 

von Gesetzestexten und Kommentaren im 

Zusammenhang mit der Erledigung der 

Dienstgeschäfte verwiesen als dies bei ande­

ren Auszubildenden der Fall ist. Diesen wer­

den die zu erledigenden Arbeiten meistens 

anhand ähnlicher Fälle erklärt, oder es wer-



den sogar die einzelnen Bearbeitungsschritte 

nacheinander vom Ausbilder vorgegeben. 

Die Erprobung der beiden Lernaufträge stieß 

bei den beteiligten Auszubildenden und Aus­

bildern ebenso wie bei den Behördenleitun­

gen auf Interesse. Sowohl in den schriftli­

chen Befragungen der Auszubildenden und 

der Ausbilder als auch in den mündlichen In-

I ... nicht nur bewußt 
in Kauf genommen, 

sondern 
ausdrücklich gewünscht 

terviews mit den Auszubildenden wurden die 

Erfahrungen mit der Bearbeitung der Lern­

aufträge positiv beurteilt. Die erzielten Lern­

ergebnisse entsprachen den fachlichen An­

forderungen . Besonders aus den mündlichen 

Interviews mit den Auszubildenden ergaben 

sich jedoch einige Verbesserungsvorschläge 

für die Gestaltung der schriftlichen Unter­

lagen. Gewünscht wurde eine höhere Ver­

ständlichkeit der zu bearbeitenden Texte, 

insbesondere wurden zum Verständnis der 

teilweise schwierigen gesetzlichen Vorschrif­

ten kommentierende Bemerkungen gewünscht. 

Zur Erleichterung des Lernens wurden dane­

ben vermehrt Beispiele und grafische Dar­

stellungen als sinnvoll bezeichnet. Schließ­

lich wurden noch weitere Gestaltungsele­

mente zur optischen Auflockerung der zu be­

arbeitenden Texte gewünscht. 

Während ganz allgemein von den Auszubil­

denden gesagt wurde, daß sie sich nicht 

überfordert gefühlt hätten, gab es doch für 

die Auszubildenden in der Berufsausbildung 

zum Verwaltungsfachangestellten einige Pro­

bleme. Sie hatten in der bisherigen Ausbil­

dung noch keine Erfahrung mit dem selb­

ständigen Bearbeiten gesetzlicher Bestim­

mungen sammeln können. Für sie war daher 

ein Umdenken erforderlich. Nicht mehr das 

Reproduzieren abstrakter schulischer Kennt­

nisse wurde gefordert, sondern das systema­

tische selbständige Erarbeiten der notwendi­

gen Kenntnisse im Hinblick auf konkrete 

Fallgestaltungen. Hieraus ergaben sich an­

fängliche Irritationen. Spontane Beratungs­

gespräche mit den Ausbildern konnten nicht 

immer realisiert werden. Auch die planmä­

ßig vorgesehenen Beratungsgespräche konn­

ten nicht immer zum gewünschten Zeitpunkt 

stattfinden. Ursache dafür ist die typische 

Ausbildungssituation an einem Arbeitsplatz 

in der Verwaltung. Der ausbildende Sachbe­

arbeiter ist nebenamtlich für die Ausbildung 

in seinem Sachgebiet zuständig. Diese Aus­

bildungsaufgabe wird ihm in der Regel zu­

sätzlich zu den laufenden Dienstgeschäften 

übertragen. Gerade in publikumsintensiven 

Dienststellen ist den Sachbearbeitern daher 

eine intensive Ausbildung (also auch das 

Führen längerer Beratungsgespräche) kaum 

möglich. Als weitere Problematik wurde er­

kannt, daß die jeweils zur Bearbeitung der 

Lernaufträge zu beachtenden Vorschriften 

häufig geändert werden. Daraus resultiert 

die Notwendigkeit, auch die Lernaufträge 

entsprechend zu aktualisieren. 

Von den Ausbildern wurde die Veränderung 

ihrer Ausbildungstätigkeit positiv beurteilt. 

Durch die Stärkung der Eigeninitiative und 

Eigenverantwortung der Auszubildenden für 

den Lernprozeß und die Lernergebnisse wur­

de die Notwendigkeit für längere Vorträge 

des Ausbilders reduziert. Als positiv wurde 

auch bewertet, daß die Auszubildenden als 

Folge der Strukturierung der Ausbildung 

durch den Lernauftrag wesentlich gezielter 
beraten werden konnten. 

Konsequenzen 

Es zeigte sich in der Erprobung, daß die 

Ausbildung anhand der Bearbeitung eines 

Lernauftrages durch die Auszubildenden 

dann zu Problemen führen kann, wenn eine 

Rücksprache mit dem zuständigen Ausbilder 

nicht zum erforderlichen Zeitpunkt möglich 

ist. Daher erscheint es sinnvoll, daß den 

Auszubildenden neben der selbständigen Er­

arbeitung neuer Qualifikationen auch andere 

Aufgaben übertragen werden. In Betracht 

kommen dafür sowohl Aufgaben, die vor­

handene allgemeine Qualifikationen erfor­

dern, als auch spezielle Tätigkeiten, für die 

bereits zuvor an dem betreffenden Ausbil­

dungsplatz die erforderlichen Qualifikatio­

nen erworben wurden. Wie die Arbeit an ei­

nem Arbeitsplatz in der Verwaltung muß 

auch die Tätigkeit eines Auszubildenden aus 

mehreren parallel verlaufenden Vorgängen 

(selbständige Bearbeitung von Vorgängen, 

selbständiger Qualifikationserwerb) kombi­

niert werden. 

Aus den Erprobungen ergab sich ferner die 

Notwendigkeit zur kontinuierlichen Aktuali­

sierung der Lernaufträge. Es ist fraglich, ob 

eine solche "Bestandspflege" von den neben­

amtlich tätigen Ausbildern zusätzlich zur 

Wahrnehmung der laufenden Dienstgeschäf­

te erwartet werden kann. Dies gilt besonders 

unter dem Gesichtspunkt , daß sowohl für die 

inhaltliche wie auch für die formale Gestal­

tung der schriftlichen Unterlagen eine Reihe 

von Gesichtspunkten zu beachten ist, um den 

Lernerfolg zu fordern . Um die Beachtung 

dieser sachlichen, pädagogischen und lern­

psychologischen Gesichtspunkte zu gewähr­

leisten, dürfte es in einer Behörde notwendig 

sein, zumindest während der Einführungs­

und Erprobungsphase einer modernen Aus­

bildungskonzeption die Gestaltung und Pfle­

ge der Lernaufträge durch den Ausbildungs­

leiter koordinieren und anleiten zu lassen. 

Die Aufgaben eines Ausbildungsleiters wer­

den allerdings in kleineren Behörden ebenso 

wie die Ausbildungstätigkeit nebenamtlich 

wahrgenommen, so daß möglicherweise 

auch der nebenamtliche Ausbildungsleiter 

überfordert und daher auf Hilfe z. B. eines 

Ausbildungsberaters angewiesen ist. Hinzu 

kommt, daß die Tätigkeit eines Ausbildungs­

leiters häufig rein organisatorisch definiert 

wird. Das heißt, im Vordergrund steht die 
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Ablauforganisation der Ausbildung (Zuwei­

sung zu Arbeitsplätzen usw.). Pädagogische 

Fragen kommen demgegenüber fast regelmä­

ßig zu kurz. Dies liegt nicht am mangelnden 

Interesse der in der Ausbildung tätigen Per­

sonen, sondern eher an den institutionellen 

Bedingungen. Für die Ausbildung werden 

von der Leitung der Behörde nicht immer die 

erforderlichen Ressourcen (insbesondere 

zeitliche Entlastungen der nebenamtlich täti­

gen Ausbilder) zur Verfügung gestellt. Auch 

die Teilnahme an pädagogischen Fortbil­

dungsmaßnahmen ist nicht in dem wünschens­

werten Umfang möglich. Hinzu kommt, daß 

in den Lehrgängen zur Ausbildung der Aus­

bilder nach den hergebrachten Lehrplänen 

die modernen Ausbildungsmethoden allen­

falls am Rande erwähnt werden. Da die Aus­

bildung der Ausbilder aber häufig die einzige 

erreichbare pädagogische Fortbildungsmaß­

nahme darstellt, wäre hier eine inhaltliche 

und methodische Veränderung besonders 

dringlich. Daneben müßte weiterhin versucht 

werden, den Stellenwert einer zukunftsorien­

tierten Ausbildung stärker in das Bewußtsein 

der verantwortlichen Führungskräfte zu he­

ben, damit die erforderlichen Ressourcen be­

reitgestellt werden sowie die Aus- und Fort­

bildung der Mitarbeiter stärker von den Füh­

rungskräften unterstützt und gefOrdert wird. 

Ohne derartige Maßnahmen lassen sich ent­

scheidende Veränderungen angesichts der 

Bedeutung statischer Kräfte in der öffentli­

chen Verwaltung vermutlich kaum erzielen. 

Eine rechtzeitige Modernisierung der Aus­

bildung entspricht aber nicht nur den Interes­

sen der Mitarbeiter, sondern fOrdert auch die 

Leistungsfähigkeit der Behörde. 

Handlungsbezogene Lernsystemati­
sierung in der Projektausbildung­
Ergebnisse aus dem Modellversuch 
"LoLA" bei der Telekom 

Egon Meerten 
Dr. päd., Friedrichsdor/er 

Büro für Bildungsplanung 

Die Effizienz einer leittextgesteu­
erten Projektausbildung ist we­
sentlich davon abhängig, inwie­
weit sie fach- und lernsystemati­
schen Anforderungen entspricht. 
Eher unterbelichtet ist jedoch noch 
die Frage, mit welchen Verfahren 
und Kriterien eine handlungsbezo­
gene Lernsystematik für eine Pro­
jektausbildung ermittelt und kon­
struiert werden kann. 

Im BIBB-Modellversuch "Leittext­
orientierte Lern- und Arbeitsmetho­
de (LoLA)" wird derzeit im Unter­
nehmen Telekom für die Ausbil­
dung zum Kommunikationselek­
troniker I -in - Fachrichtung Tele­
kommunikation eine handlungsbe­
zogene Lernsystematik für ein ge­
netisches Lernen in einer leittext­
gesteuerten Projektausbildung (Mo­
dulausbildung) erstellt. Hinter­
gründe und erste Ergebnisse stellt 
dieser Artikel vor. 

Grunddaten zum 
Modellversuch "LoLA" 

In diesem - fachlich vom BIBB betreuten -

Modellversuch werden für den neugeordne­

ten Ausbildungsberuf "Kommunikations­

elektroniker I -in- Fachrichtung Telekommu­

nikation" in 18 (von insgesamt 117) Berufs­

bildungsstellen des Unternehmens Telekom 

neue Ausbildungsmethoden entwickelt und 

erprobt. Es geht dabei um die Verknüpfung 

der Vorteile des Lernens an ganzheitlichen 
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Projekten mit dem Erfordernis, die Ausbil­

dungsinhalte in Lernschritten (Modulen) zu 

organisieren, die systematisch aufeinander­

aufbauen. Gleichzeitig wird die Leittextme­

thode eingeführt, d. h. , die Aneignung des 

Lernstoffs wird mit Selbstlernmaterialien un­

terstützt. Dazu wurde ein Ausbildungskon­

zept entwickelt und erprobt sowie eine um­

fassende Weiterbildung der Ausbilder durch­

geführt. 

Bis 1993 wird dieses Konzept voraussichtlich 

auf alle 117 Berufsbildungsstellen übertra­

gen. Da der Versuch in einer flächendecken­

den Großorganisation stattfindet, ist auch die 

Einführungsmethode innovativ und übertrag­

bar auf ähnliche Strukturen. 

Ziele, Fragestellungen und Aktivitäten des 

Modellversuchs "LoLA" sind zusammenfas­

send: 

• Entwicklung einer Projektausbildung in 

einem Modulsystem; 

• Durchführung des Modulsystems in Jah­

reswerkstätten, d. h., die Ausbildung wird 

pro Ausbildungsjahr - soweit sie nicht im 

praktischen Einsatz erfolgt - in einer uni­

versal eingerichteten Werkstatt (mit Lern­

ecken für die Informations-, Planungs- und 

Nachbereitungsphasen) durchgeführt. Hier­

bei wird eine Gruppe von Auszubildenden 

während des ganzen Ausbildungsjahres von 

einem Ausbilder betreut; 

• Zentrale Entwicklung und Erprobung 

eines modulunabhängigen Leittextsystems, 

das den Qualifikationen der Ausbildungsord­

nung entsprechende Leittexte enthält, die zur 

Modulbearbeitung flexibel einsetzbar sind; 

• Nutzung von Personalcomputern zur 

Stützung der Modulausbildung; 

• Nutzung von Bildschirmtext (BTX) zur 

Kommunikation zwischen Ausbildern ver­

schiedener Berufsbildungsstellen sowie zwi­

schen zentralen und dezentralen Instanzen 

des Ausbildungswesens; 

• Nutzung elektronischer Medien und eines 

local-areanetworks (LAN) zur Verteilung 

und dezentralen Nutzung von Ausbildungs­

materialien. 

Warum ist eine lernsyste­
matische Projektstrukturierung 
nötig? 

Die Deutsche Bundespost /Telekom bildet 

den Beruf "Kommunikationselektroniker I -in" 

durchgängig an Modulen aus. Der Begriff 

Modul wird teilweise synonym zum sonst 

üblichen Begriff Projekt gebraucht. Module 

sind Lernaufträge, die im Rahmen ganzheit­

licher Handlungsaufgaben zu bewältigen 

sind. Zur Sicherung eines zielerreichenden 

Lernens wird die erforderliche Lernzeit in 

der Modulausbildung dem individuellen Be­

darf angepaßt. 

Dem üblichen Konzept modularer Ausbil­

dung entspricht auch die Zielvorstellung, daß 

sich der Lernende die eigene Ausbildung 

nach seinen individuellen Lernbedürfnissen 

zusammenstellen können soll. Dazu wird 

ihm im Modulausbildungssystem (MAUSY) 

die freie Auswahl der zu bearbeitenden Mo­

dule geboten. Allerdings sollte der Ausbilder 

Abbildung 1 

GRUNDMODULE 

diese individuelle Auswahlentscheidung 

durch fachliche und didaktische Beratung 

vorbereiten und begleiten. 

Jede Projektausbildung hat die Schwierig­

keit, eine systematische Vermittlungsreihen­

folge und die notwendige Übungstiefe in die 

Projekte hineinzuplanen. Für die Kommuni­

kationselektroniker-Ausbildung bei Telekom 

wurde zunächst ein anderer Weg gewählt. 

Für die verschiedenen Ausbildungsjahre 

wurde eine Vielzahl von qualifikationsüber­

greifenden Modulen mit unterschiedlichen 

Schwierigkeitsanforderungen erstellt. Die 

Zusammenstellung sogenannter Grundmo­

dule beinhaltete eine Überprüfung, daß sie 

insgesamt oder in Kombinationen die Quali­

fikationen der Ausbildungsordnung vollstän­

dig und mit den vorgegebenen Zeitanteilen 

abdecken. Zusätzliche "Ausgleichs- und Er­

gänzungsmodule" dienen dazu, erkannte 

Ausbildungsdefizite zu beseitigen und bereits 

erreichte Qualifikationen zu vertiefen. So 

liegen für das erste Ausbildungsjahr z. B. ca. 

50 Module zur Auswahl vor. 

vermitteln alle notwendigen Ausbildungsinhalte in 
etwa 70 % der betrieblichen Ausbildungszeit 

ERGÄNZUNGSMODULE 
bieten schneller lernenden Auszubildenden die Möglichkeit, 
bereits erreichte Qualifikationen zu vertiefen . 

AUSGLEICHSMODULE 
bieten die Möglichkeit, 
a) bestimmte Ausbi ldungsinhalte in kürzerer Zeit als mit den 
Grundmodulen zu erlernen (z B. beim Ausgleich von 
Ausfa llzeiten); 
b) bei der Bearbe itung von Grundmodulen erkannte 
Qualifikationsmängel zu beheben. 
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Eine lernsystematische Überprüfung, ob die 

unterschiedlichen Anforderungsprofile der 

Module für die zu erlernenden Qualifikatio­

nen vom Leichten zum Schweren, vom Ein­

fachen zum Komplexen aneinander anschlie­

ßen, wurde zunächst nicht vorgenommen. 

Die Auswahl der zu bearbeitenden Module 

hat der Auszubildende - mit entsprechender 

Beratung des Ausbilders - selbst zu treffen. 

Dabei soll er sich "seine" Module so zusam­

menstellen, daß sie insgesamt die Anforde­

rungen der Ausbildungsordnung pro Ausbil­

dungsjahr abdecken. Dieser Gesichtspunkt 

ist Hauptkriterium für die ModulauswahL 

Die Planung einer Vermittlungssystematik 

wurde deshalb lange Zeit als Einschränkung 

und Gefährdung der "freien Modulauswahl" 

bewertet. 

In der Praxis zeigte sich jedoch, daß die mei­

sten Auszubildenden ohne intensive Bera­

tung durch den Ausbilder überfordert gewe­

sen wären, Umfang und Lernanforderungen 

der auszuwählenden Module präzise einzu­

schätzen. Die Auswahloption der Auszubil­

denden wird überwiegend von der Attraktivi­

tät des Projektgegenstandes bestimmtDoch 

auch die Entscheidungsberatung durch den 

Ausbilder ist nicht problemlos, wenn für die 

Module untereinander keine aufbauende 

Lernstruktur und Vermittlungsreihenfolge 

ausgewiesen ist. Dies insbesondere aus zwei 

Gründen: 

• Erstens: Es gibt grundsätzliche Gegen­

läufigkeilen und Widersprüche zwischen ei­

ner Handlungs- und Lernsystematik. Die 

Handlungssystematik dient der möglichst op­

timalen Ausführung eines Arbeitsauftrages. 

Die Lernsystematik ist darauf gerichtet, die 

Ausführung einer Arbeit und die dazu erfor­

derlichen Qualifikationen gut erlernen zu 

können. Wo die lernsystematische Struktur 

fehlt, läßt sich diese also nicht ohne weiteres 

aus der Handlungsstruktur erschließen. 

• Zweitens: Die Bemühungen, anspruchs­

volle und dem Stand der Technik entspre­

chende Module zu konstruieren, stehen z. T. 

im Widerspruch zu den Erfordernissen einer 

elementar angelegten Ausbildung. Die unter 

diesen Ansprüchen konstruierten Module 

bieten z. B. durch die Verwendung von IC's 

und miniaturisierten Bauteilen zunehmend 

weniger Möglichkeiten einer Ausbildung 

und vertiefenden Übung elementarer Grund­

lagen. 

Eine freie Modulauswahl als grundsätzlich 

positives Ausbildungselement selbstgesteu­

erter Lernplanung würde voraussetzen, daß 

die Module in ihren Anforderungsprofilen 

definiert und die aufbauende Lernstruktur 

der Module untereinander transparent sind. 

Die geschilderte Situation verdeutlicht , daß 

die Produktorientierung von Projekten noch 

keine Lernsystematik sichert. Insbesondere 

dort, wo in der Erstausbildung überwiegend 

oder ausschließlich mit Projekten /Modulen 

ausgebildet wird , ist es für ein genetisches 

Lernen unverzichtbar, eine lernsystematische 

Struktur zu entwickeln, die Orientierungen 

gibt, in welcher Folge, mit welchem Umfang 

und mit welchem Anforderungsniveau pro 

Projekt die Qualifikationen gelernt werden 

sollen . 

Unzureichende Lernsystematik 
ist Ursache grundlegender 
Ausbildungs- und Lernprobleme 

Probleme der Steuerung und 
Betreuung des Lernprozesses durch 
den Ausbilder 

Bei der individuellen Betreuung der Auszu­

bildenden wird jeder Ausbilder bemüht sein, 

den Lernprozeß so zu steuern, daß die An­

forderungen einer neuen Lernaufgabe an 

dem bereits Gelernten anschließen und das 

angestrebte Lernziel Schritt für Schritt er­

reicht werden kann. Wenn Projekte jedoch 

nicht lernsystematisch im Sinne eines auf­

bauenden Lernens miteinander verzahnt 

sind, fehlt auch dem Ausbilder der " rote Fa­

den" für seine Beratung. 

36 

\ 
BWP 21/1992/4 • Fachbeiträge 

Insbesondere bei qualifikationsübergreifen­

den Projekten, in denen verschiedene Quali­

fikationen z. T. mit einfachen oder mit 

schwierigen Anforderungen vorhanden sind, 

wird die Situation für den Ausbilder manch­

mal so komplex, daß eine Lernberatung ohne 

Vorgaben zur Vermittlungssystematik ins 

Schwimmen gerät. 

Probleme der inhaltlichen 
Überforderung des Auszubildenden 

Diese Probleme ergeben sich in der Erstaus­

bildung vor allem dann , wenn ein Projekt so­

fort schwierige und komplexe Anforderun­

gen bei der Einführung eines neuen Lernin­

halts stellt. Hier fehlt die Möglichkeit, das 

Neue zunächst in der einfachsten Form -

die keine Vorkenntnisse erfordert - lernen 

und anwenden zu können. Folge ist oft, daß 

der Auszubildende überfordert ist und die 

aus der Attraktivität des Projekts entstandene 

Lernmolivierung rasch schwindet. Der schwä­

chere Auszubildende ist in solchen Fällen 

völlig überfordert. Der Ausbilder muß dann 

auf klassische Formen der Unterweisung zu­

rückgreifen und kommt dadurch wieder zu 

einer Ausbildung im Gleichschritt. 

Probleme der quantitativen Über­
forderung des Auszubildenden 

Probleme entstehen, wenn mit einem Projekt 

zuviel auf einmal vom Auszubildenden ge­

lernt werden soll , selbst wenn es nur einfüh­

rend und in einfacher Form gefordert wird . 

Die inhaltlichen Anforderungen des Projek­

tes können hier durchaus zu bewältigen sein; 

die Fülle der neuen Inhalte gefährdet jedoch 

deren Faßlichkeit, d. h. , es wird nur ein 

Bruchteil dessen in vorhandene Wissens­

strukturen integriert und behalten. 

Probleme der Verknüpfung 
mit der Fachtheorie 

Fehlt eine Vermittlungssystematik, ist nicht 

vorausbestimmbar, welche Qualifikationen 



in welchen Projekten mit einfachen oder 

komplexen Anforderungen gelernt werden 

sollen. Somit kann auch die Verknüpfung mit 

den fachtheoretischen Voraussetzungen nicht 

präzise angegeben werden. Dadurch bleiben 

wesentliche Vorteile der Projektausbildung 

vor allem für schwächere Auszubildende un­

genutzt. Folge ist ein erheblicher zusätzli­

cher Erklärungs- und Förderungsbedarf. 

Die angesprochenen Probleme betreffen jede 

Projektausbildung mit Mängeln in der Lern­

systematik. 

Die Telekom ist in besonderem Maße be­

müht, derartige Probleme in der Kommuni­

kationselektroniker-Ausbildung zu vermeiden 

und den Lernbedingungen auch von schwä­

cheren Auszubildenden besonders Rechnung 

zu tragen. Dieses Interesse steht auch in Zu­

sammenhang damit, daß das Unternehmen 

Telekom aus sozialen Gründen ganz bewußt 

breiter einstellt als vergleichbare Industrie­

unternehmen. 

Lernsystematische Projekt­
strukturierung auf der Grund­
lage des Modells der 
erweiterten Elementarhandlung 

Der lernsystematischen Modulstrukturierung 

im Versuch "LoLA" ist die Aufgabe gestellt, 

über die Analyse der Tätigkeitsanforderungen 

in den Modulen eine Vermittlungssystematik 

für einen oder mehrere handlungsbezogene 

"Lernpfade" zu entwickeln, die durchgängig 

für jede Tätigkeit ein Lernen vom Leichten 

zum Schweren bzw. vom Einfachen zum 

Komplexen ermöglichen. Ziel ist also die Ent­

wicklung einer aufbauenden Lernstruktur für 

die Modulausbildung, die das Erlernen von 

Neuern mit dem bereits Bekannten und Be­

herrschten verknüpft. 

Ein bewährter Weg der Lernsystematisierung 

ist das Verfahren, Projekte wie Übungsaufga­

ben eines Lehrgangs zu planen. Das gleiche 

Prinzip liegt den Großprojekten zugrunde, die 

in untergliederten Lerneinheiten einzelne Fer­

tigkeiten vermitteln. Dieser Systematisierungs­

ansatz behindert jedoch häufig durch die Par­

tialisierung des Gesamtprojektes in Teilpro­

jekte das Erlernen und Ausführen von Qualifi­

kationen in ganzheitlichen Handlungen. 

Als handlungsbezogenes Systematisierungs­

prinzip für Projekte wurde u. a. von VoL­

PERT das Modell des "genetischen Lernens" 

vorgeschlagen. 1 Eine systematische Planung 

genetischen Lernens hat hier die Aufgabe, 

die Komplexität einer vollständigen Hand­

lung soweit zu reduzieren, daß diese Hand­

lung zunächst nur in allereinfachster Form 

( = genetische Vorform) ausgeführt wird. Die 

Grundstruktur der ausgeführten Tätigkeit 

und die Ganzheitlichkeil des Handlungszu­

sammenhangs muß jedoch erhalten bleiben. 

Eine Variante des genetischen Lernens wur­

de von KROGOLL, POHL und W ANNER als 

Modell der erweiterten Kernhandlung für die 

Bedienung von CNC-gesteuerten Werkzeug­

maschinen erfolgreich angewendet. 2 Geneti­

sches Lernen wird hier realisiert, indem eine 

elementare Kernhandlung in aufbauenden 

ganzheitlichen Lernaufgaben Schritt für 

Schritt mit leistungsbestimmenden Teiltätig­

keiten erweitert wird. 

Die lernsystematische Modulstrukturierung 

knüpft an den Grundelementen genetischen 

Lernens an . Für die Aufgabe des Vorhabens 

sind folgende Vorgaben maßgeblich: 

l. Jede Qualifikation sollte zunächst in der 

allereinfachsten Form ( = Elementarhandlung) 

in einem (oder mehreren) dafür definierten 

Modul gelernt und ausgeführt werden. 

2. Vorhergehende Module dürfen diese Ele­

mentarhandlungen noch nicht abfordern. 

3. In einem der nächstfolgenden Module 

sollte der Schwierigkeitsgrad der bereits ge­

lernten Elementarhandlung systematisch er­

höht und in komplexen Zusammenhängen 

angewendet werden. Dabei wird in der Regel 

die Elementarhandlung durch zusätzliche 

leistungsbestimmende Teiltätigkeiten erwei-

tert. Gleichzeitig kann eine bisher noch nicht 

geforderte Tätigkeit in Elementarform neu 

eingeführt werden. 

4. Für jedes Modul ist der Bezug zur Theo­

rie anzugeben, wenn deren Vermittlung von 

der Berufsschule erwartet wird. 

Verfahrensansätze 
der Lernsystematisierung 

Grundsätzlich bieten sich zwei Verfahrens­

ansätze für das Vorhaben an: 

Variante l beinhaltet, daß zuerst eine Lern­

systematik entwickelt wird, die vorgibt, in 

welcher Abfolge Qualifikationen vom Einfa­

chen zum Komplexen gelernt werden sollen. 

Zur Dokumentation dieser Lernsystematik 

wurde eine Matrix entwickelt (vgl. Abb. 2 

S. 38). Mit Hilfe dieser Matrix können an­

schließend Module mit aufsteigenden Quali­

fikationsanforderungen konstruiert werden. 

Die Qualifikations- und Lernanforderungen 

werden in diesem Fall systematisch in die 

Module hineingeplant 

Für die Modulstrukturierung wurde die Va­

riante 2 gewählt. Sie beinhaltet die Entwick­

lung einer Lernsystematik auf der Grundlage 

der bestehenden Module. Die Module wer­

den auf ihre Anforderungsprofile pro Quali­

fikation hin analysiert. Auch hier werden die 

Analysebefunde in einer Matrix dokumen­

tiert. Aus der Gesamtprüfung der Anforde­

rungsprofile der Module läßt sich eine Ver­

mittlungssystematik der Modulanordnung 

entwickeln, die insgesamt pro Qualifikation 

einen aufbauenden Lernprozeß ermöglicht. 

Aus erkannten Lücken der Lernsystematik 

ergeben sich konkrete Arbeitsaufträge zur 

Modifizierung und Veränderung der Module. 

Verfahrensschritte 
der Lernsystematisierung 

Das Vorhaben wird mit folgenden Verfah­

rensschritten (zunächst für das erste Ausbil-
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Abbildung 2 
Quelle: Friedrichsdorfer Büro für Bildungsplanung 

Matrix zur lernsystematischen 
Analyse und Planung von Projekten 

Tätigkeitsgruppen Tätigkeitsanforderungen 
(steigende Schwierigkeitsgrade) 

0 Arbeitsunterlagen 
(lesen; erstellen) 

f) Mechanischer Aufbau/ 
Gehäuse (herstellen/verwenden) 

8 Bearbeitungsverfahren 

0 Berechnungen 

0 Anwendung von 
Verbindungsarten 

• mechanisch 
• elektrisch 

0 Anwendung von Schaltungen/ 
technische Prinzipien 

0 Verwendung von 
Bauteilen/Baugruppen 

0 Messen und Dokumentieren 
elektrischer Größen 

Cl) Anwendung von Normen, 
Gesetzen, Verordnungen 

4Ii) Planungsverfahren/Sozialformen 

dungsjahr der Kommunikationselektroniker­

Ausbildung bei Telekom) umgesetzt. 

1. Auswahl von Modulen für die Struktu­

rierung 

Die Auswahl wurde nach den Kriterien vor­

genommen: 

• häufiger Einsatz der Module in der Aus­

bildung, 

• technische Reife der Module, 

• unterschiedliche 

der Module. 

Anforderungsniveaus 

Die Auswahl (von zunächst 16 Modulen) 

stützt sich auf bundesweite Umfrageergeb­

nisse in allen Berufsbildungsstellen der Tele­

kom. 

2. Überprüfung, ob diese Module formal 

die Qualifikationsanforderungen der Aus­

bildungsordnung inhaltlich und zeitlich 

abdecken 

3. Ermittlung und Analyse der Tätigkeits­

anforderungen dieser Module 

In diesem Schritt geht es einmal darum , ge­

nau zu ermitteln, in welchem Umfang wel-
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ehe Qualifikationen (Fertigkeiten und Kennt­

nisse) in jedem einzelnen Modul enthalten 

sind. Wichtig für die Lernsystematisierung 

ist es vor allem, festzustellen, ob diese Qua­

lifikationen einführend und in einfacher 

Form (Elementarhandlung) oder mit erwei­

terten/komplexen Anforderungen (z. B. durch 

zusätzliche leistungsbestimmende Teiltätig­

keiten) vorliegen. 

4. Entwicklung einer lernbezogenen Auf­

baustruktur der Module untereinander 

Dieser Arbeitsschritt ist zentral für die Er­

stellung der Lernsystematik. Er untergliedert 

sich in Unterschritte, von denen hier nur die 

wichtigsten angesprochen werden: 

• Hypothetische Konstruktion einer oder 

mehrerer Reihenfolgen der Module für eine 

aufbauende Lernstruktur auf der Grundlage 

der analysierten Anforderungsprofile der 

Einzelmodule (siehe Schritt 3). 

• Dokumentation der Tätigkeits- und Kennt­

nisanforderungen für diese Modulanordnung 

in einer Gesamtmatrix . 

• Überprüfung, ob diese Modulanordnung 

ein aufbauendes Lernen vom Einfachen zum 

Schweren /Komplexen pro Qualifikation er­

laubt oder ob andere Kombinationen günsti­

ger sind. Endergebnis ist die Festlegung ei­

ner lernsystematisch begründeten Vermitt­

lungsreihenfolge der Module. 

• Korrektur noch vorhandener Brüche und 

Defizite in der Vermittlungssystematik durch 

konstruktive Veränderungen der Module. 

5. Didaktische Überarbeitung der Module 

Die Vermittlungssystematik definiert für je­

des Modul einen Vermittlungsschwerpunkt 

Vermittlungsschwerpunkt ist das, was mit 

dem Modul innerhalb der Systematik neu ge­

lernt werden soll. Dies auch in den Modul­

unterlagen deutlich auszuweisen, ist Aufgabe 

der didaktischen Modulüberarbeitung. 

leittextstrukturierung für ein 
genetisches lernen 

Die Kenntnisse zur Anwendung der Qualifi­

kationen werden im Modulausbildungssy-



stem mit flexibel einsetzbaren modulüber­

greifenden Leittexten erarbeitet. Die Leittex­

te sind deshalb als zentrales Element des 

Ausbildungskonzepts in die Lernsystemati­

sierung mit einbezogen. 

Während die Lernsystematisierung der Mo­

dule auf der Ebene ganzheitlicher Lernauf­

gaben eine aufbauende Lernstruktur für die 

Vermittlungsfolge und Verknüpfung der Mo­

dule untereinander leistet, erfolgt die lernsy­

stematische Strukturierung von Leittexten 

auf der Ebene der Einzelqualifikationen. 

Grundlage ist hierfür auch das Konzept der 

"erweiterten Elementarhandlung". Das 

heißt, die Leittexte werden so konzipiert, 

daß sie zuerst auf die Ausführung der jewei­

ligen Elementarhandlung vorbereiten und in 

einem oder mehreren Aufbauteilen die An­

wendung dieser Elementarhandlung mit er­

weiterten Anforderungen anleiten. 

Die qualifikationsbezogenen Leittexte sind 

folglich in ihrer Aufbaustruktur binnendiffe­

renziert Dem Teil , der die einfachste An­

wendung einer Qualifikation in ganzheitli­

chen Handlungszusammenhängen vorberei­

tet, folgen Aufbauteile, die den Schwierig­

keitsgrad der Qualifikationsausführung zu­

nehmend steigern. Auch für diese Aufhautei­

le sind die ganzheitlichen Handlungszusam­

menhänge und Anwendungsbezüge für die 

erweiterten Anforderungen ausgewiesen. 

Jeder Teil des Leittextes kann und muß als 

eigenständige Lerneinheit bearbeitet werden. 

Bevor der nächstfolgende Teil bearbeitet 

wird , ist es zwingend erforderlich, daß die 

im vorhergehenden Teil gelernten Kenntnisse 

zur Ausführung der Qualifikation in einem 

dafür geeigneten Modul mit entsprechendem 

Anforderungsniveau auch intensiv angewen­

det wurden. 

Die lernsystematisierte Modulstruktur bietet 

die Möglichkeiten, genau zu erkennen, wel­

che Qualifikationen mit welchem Anforde­

rungsniveau in den Modulen enthalten sind. 

Dadurch kann gezielt und begründet ent-

schieden werden, welche Teile eines Leittex­

tes zu welchen Modulen zu bearbeiten sind 

bzw. vorausgesetzt werden. Die qualifika­

tionsbezogenen Leittexte sind so mit der auf­

bauenden Lernstruktur der Module zu einer 

ganzheitlichen Vermittlungssystematik ver­

zahnt. 

Die Hauptaufgabe bei der Entwicklung 

handlungsbezogener Leittexte besteht vor al­

lem in der Ermittlung und Präzisierung 

• der allereinfachsten Anwendung der Qua­

lifikation in ganzheitlichen Handlungszu­

sammenhängen: der Elementarhandlung; 

• der leistungsbestimmenden Teiltätigkeiten, 

die die Elementarhandlung im Sinne kom­

plexer werdender Anforderungen erweitern. 

Zu guten Ergebnissen kommt man nach un­

seren bisherigen Erfahrungen, wenn man 

von berufspraktischen Anwendungsfallen der 

jeweiligen Qualifikationen ausgeht und diese 

auf ihre Anforderungen und Handlungsstruk­

turen hin analysiert. Für eine möglichst be­

rufsnahe Ermittlung leistungsbestimmender 

Teiltätigkeiten liegt der Vorteil dieses Verfah­

rens auf der Hand. Aber auch in den Fällen, 

in denen unklar ist, was die einfachste An­

wendungsform einer Qualifikation (Elemen­

tarhandlung) beinhaltet, bietet es sich an, 

diese von den zumeist komplexen Anwen­

dungsfallen her zu bestimmen. Die Grund­

operation, die in den verschiedenen Anwen­

dungsfallen als gleichbleibend identifizierbar 

ist, bildet die Elementarstruktur der hand­

lungsbezogenen Ausführung dieser Qualifi­

kation. 

Was wird durch die Lern­
systematisierung für die Aus­
bildungspraxis vorliegen? 

I. Ein Kerngerüst von 16 Modulen mit auf­

bauendem Anforderungsniveau für das Er­

lernen und Anwenden beruflicher Qualifika­

tionen. Den verschiedenen Stufen dieses 

Kerngerüstes werden weitere Module mit 

entsprechenden Anforderungsprofilen zuge­

ordnet sein. Somit wird erstmalig im Modul­

ausbildungssystem eine lernsystematisch be­

gründete Auswahl zwischen verschiedenen 

Modulen für den Auszubildenden möglich. 

2. Didaktisch überarbeitete Module, in de­

nen beschrieben ist: 

• Der jeweilige Vermittlungsschwerpunkt 

(Worum geht es bei der Bearbeitung dieses 

Moduls? Was soll mit dem Modul neu ge­

lernt werden? Welche Lernergebnisse setzt 

es voraus? Welche weiteren Lernprozesse be­

reitet es vor?). 

• Der Bezug zur Fachtheorie, sofern ihre 

Vermittlung von der Berufsschule erwartet 

wird und für die Modulbearbeitung Voraus­

setzung ist. Damit wird von betrieblicher 

Seite eine Voraussetzung geschaffen für eine 

bessere Koordination und Kooperation der 

Projektausbildung mit der Berufsschule. 

• Die Angabe des qualifikationsbezogenen 

Leittextes, der dem Vermittlungsschwer­

punkt des Moduls entsprechend zu bearbei­

ten ist. 

• Ein Kontrollbogen mit Bewertungsvor­

schlägen, der sich am Lern- und Vermitt­

lungsschwerpunkt des Moduls orientiert und 

damit dem, was im Modul neu gelernt wer­

den soll, für die Bewertung Priorität gibt. 

3. Neustrukturierte qualifikationsbezogene 

Leittexte, die ein genetisches Lernen unter­

stützen. Sie bieten die Möglichkeit, die An­

wendung einer Qualifikation zuerst in ein­

fachster Form anzuleiten. Aufbauende Teile 

bereiten erweiterte und komplexe Anwen­

dungen der Elementarhandlung für die be­

rufliche Praxis vor. 

Anmerkungen: 

1 Volpert, W: Pädagogische Aspekte der Handlungsregu­
lationstheorie. In: Passe-Tietjen, H.; Stiehl, H. (Hrsg): 
Betriebliches Handlungslernen und die Rolle des Ausbil­
ders. l#tzlar 1985, S. 109-123. 
1 Krogoll, T ; Pohl, W; flilnner, C.: CNC-Grundlagen­
ausbildung mit dem Konzept CIAUS. Didaktik und Me­
thoden. Frankfurt IM., New York 1988. 
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Walter Schlottau 
Diplomhandelslehrer und 

Maschinenbauingenieur, 

wissenschaftlicher Mitar­

beiter in der Abteilung 2.4 

"Personal in der beniflichen 

Bildung und Ausbilderför­

derung" Arbeitsbereich: 

Ausbilderförderung im Bun­

desinstitut fiir Benifsbi/dung, 

Berlin 

Ausbilden und Lernen am Arbeits­
platz- ein Entwicklungsprozeß. 
Ziele und Aktivitäten des Arbeits­
kreises "Dezentrales Lernen" 

ln vielen Großbetrieben zeichnet 

sich eine Neuorientierung in der in­
haltlichen Gestaltung und der Or­

ganisation der Berufsausbildung 
ab. Sie wird von zentralen Lehr­
werkstätten zunehmend wieder zu­
rück an den Arbeitsplatz verlegt. 
Die Veränderung des Lernorts stellt 
neue Anforderungen auch an das 
Ausbi ldungspersonal. 
Um den Erfahrungsaustausch über 
das arbeitsplatznahe Ausbilden und 

Lernen zwischen Betrieben und 
Fachöffentlichkeit zu verbessern, 
hat sich 1990 der Arbeitskreis "De­
zentrales Lernen" gebildet. Auf sei­
ner zweiten Jahrestagung hat er sich 
schwerpunktmäßig mit der Qualifi­
zierung des Personals in der berufli­
chen Bildung befaßt. Dazu wurden 
Konzepte und Erfahrungen aus Mo­
dellversuchen in drei Arbeitsgrup­
pen präsentiert und anhand über­
greifender Fragestellungen disku­
tiert. Einige wichtige Ergebnisse 
der Tagung werden in diesem Bei­
trag exemplarisch dargestellt. 

In vielen Großbetrieben zeichnet sich seit 

mehreren Jahren ein Wandel in den Grund­

sätzen der inhaltlichen Gestaltung und in der 

Organisation der praktischen Berufsausbil­

dung ab. Bis in die achtziger Jahre wurden 

dort (und werden zumeist auch heute noch) 

die gesamte berufliche Grundbildung und 

der größte Teil der Fachausbildung in zentra­

len Ausbildungsabteilungen oder Lehrwerk­

stätten vermittelt. 

Begründet u. a. durch die Feststellung, daß 

berufliche Handlungsfähigkeiten, wie sie für 

Tätigkeiten an und mit komplexen Technola­

gien benötigt werden, auch nur in der Ernst­

situation am Arbeitsplatz erworben werden 

können, werden bestimmte Ausbildungsan­

teile wieder unmittelbar in den Produktions­

prozeß bzw. in seine Nähe verlagert. So wer­

den gegenwärtig z. B. spezifische Ausbil­

dungskonzepte an Lern- und Arbeitsinseln in 

mehreren Modellversuchen entwickelt und 

erprobt. 

Ausbildung am Arbeitsplatz kann beim Ein­

satz neuer Technologien nicht als Beistel­

lehre nach der klassischen Vier-Stufen-Me­

thode (Vorbereiten, Vormachen, Nachmachen, 

Üben) erfolgen. Verlangt werden ganzheitli­

che Qualifikationen, die sich sowohl aus 

theorie- als auch aus praxisbezogenen Antei­

len zusammensetzen. Neben fachlichen sind 

außerdem fachübergreifende und soziale 

Kompetenzen erforderlich. 1 Einen besonde­

ren Stellenwert erhält zudem die Förderung 

der Selbständigkeit bei den Auszubilden­

den. 2 Ob und wann Arbeitstätigkeiten zu­

gleich auch lernwirksam sind , hängt wesent­

lich von den Aufgabenstellungen und der Ge­

staltung der Arbeitsbedingungen ab. 3 

Eine entscheidende Voraussetzung für die er­

folgreiche Umsetzung von Konzepten fü r de­

zentrales Lernen ist, daß zunächst einmal 

das Ausbildungspersonal die entsprechenden 

fachlichen, pädagogischen und methodi­

schen Fähigkeiten besitzt. Die veränderten 

Anforderungen an die Ausbilder beziehen 

sich dabei nicht allein auf deren Qualifikatio­

nen im engeren Sinne, sondern umfassen de­

ren ganze Persönlichkeit. So fällt ihnen vor 
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allem die Aufgabe zu, den Lernprozeß der 

Auszubildenden als Moderatoren unterstüt­

zend zu begleiten. Gewollt oder ungewollt 

übernehmen sie aber zugleich eine Vorbild­

rolle, indem sich die Auszubildenden mit 

ihnen identifizieren und ihr Handeln an den 

von ihnen geäußerten Zielen, Prinzipien und 

Sachaussagen messen. 

Ziel des Arbeitskreises 
"Dezentrales Lernen": 
Verbesserung des Informations­
flusses zwischen Betrieben 
und Fachöffentlichkeit 

Es läßt sich häufig beobachten, daß Betriebe 

bei der Einführung von Innovationen in der 

Berufsausbildung immer wieder Mißerfolge 

erleben, die sich bei einem besseren Infor­

mationsaustausch mit anderen Betrieben ver­

meiden ließen. Um hier von Anfang an einen 

anderen Weg einzuschlagen, haben sich 1990 

zunächst sechs, inzwischen noch weitere 

Modellversuche zu einem Arbeitskreis "De­

zentrales Lernen" zusammengefunden. Den 

Ausgangspunkt bildete dabei die Modellver­

suchs-Reihe zum "Lernort Arbeitsplatz" im 

Förderbereich " Neue Technologien in der 

beruflichen Bildung" (Laufzeit bis 1996). 

Wichtigstes Anliegen dieses Arbeitskreises 

ist es zum einen , zwischen Durchführungs­

trägern und wissenschaftlichen Begleitungen 

verschiedener Modellversuche zur arbeits­

platznahen Ausbildung den Erfahrungsaus­

tausch zu erweitern und anhand von Schwer­

punktthemen zu vertiefen. Zum zweiten wird 

angestrebt, durch die Information der Fach­

öffentlichkeit einen Beitrag sowohl zur Ver­

breitung innovativer Ansätze und Konzepte 

zu leisten, als auch die Diskussion über neue 

Anforderungen an die Berufsbildung auf 

breiter Basis anzuregen . 

Als inhaltliche Grundlage des Arbeitskreises 

sind vier programmatische Schwerpunkte 

herausgearbeitet worden: 4 

1. Organisationsformen arbeitsplatzbezoge­

nen Lernens und neue Lernortkombinatio-

nen; 

2. Funktion, Kooperation und Qualifizie­

rung des Bildungspersonals im Hinblick auf 

das Lernen am Arbeitsplatz; 

3. Qualität des Lernorts Arbeitsplatz , Lern­

ergiebigkeit und Gütekriterien; 

4. Didaktisch-methodische Ansätze im Hin­

blick auf das Lernen am Arbeitsplatz. 

Fachtagung zur Qualifizierung 
des Ausbildungspersonals für 
den Lernort Arbeitsplatz 

Nachdem auf der ersten Jahrestagung des 

Arbeitskreises im Vorjahr Informationen zu 

den programmatischen Schwerpunkten eins 

und drei ausgetauscht wurden, fand Anfang 

1992 eine zweite Tagung unter dem Thema 

"Funktion und Qualifizierung des Bildungs­

personals im Hinblick auf das Lernen am 

Arbeitsplatz" statt. 

Von seiten des BIBB wurden Ausführungen 

zum bildungspolitischen Standort vorgetra­

gen und anhand struktureller statistischer 

Daten Ansätze für erforderliche Entwick­

lungslinien aufgezeigt. Dabei wurden u. a. 

folgende Thesen vertreten: 

• Die Realität der Berufsausbildung und 

das allgemeine öffentliche Bewußtsein dazu 

stimmen nicht überein. Es überwiegen quan­

titative Überlegungen, qualitative spielen nur 

eine untergeordnete Rolle. Außerdem domi­

nieren seit mehreren Jahren Aspekte der 

Weiterbildung, aber nicht der Ausbildung. 

• Der Berufsstand des Ausbilders ist viel 

zu wenig anerkannt, sie haben keine ausrei­

chende Lobby. Hier müßten sich Arbeit­

geber- und Arbeitnehmer-Vertreter gleicher­

maßen angesprochen fühlen , um Änderun­

gen vorzunehmen. Voraussetzung für jede 

Innovation ist eine entsprechende Qualifizie­

rung des Ausbildungspersonals. 

• Aus der BIBB /IAB-Erhebung von 1985 

geht hervor, daß jeder sechste deutsche Er-

werbstätige nebenberuflich auch mit Ausbil­

dungsaufgaben befaßt ist, also erheblich 

mehr als bisher angenommen wurde. Die 

größte Ausbildungsleistung, bezogen auf die 

Anzahl der Beschäftigten, wird dabei von 

den Klein- und Mittelbetrieben getragen. Für 

diese stellt Ausbilderqualifizierung deshalb 

eine besondere Herausforderung dar. 

• Die Ansprüche an die berufliche Bildung 

und die Qualifizierung der Ausbilder stehen 

in Widerspruch zueinander. Die Ausbil­

dungsordnungen der neugeordneten Berufe 

verlangen eine handlungsorientierte Ausbil­

dung, der Rahmenstoffplan von 1972 ist aber 

fachsystematisch orientiert. Hier bedarf es 

einer ordnungspolitischen Initiative des Ver­

ordnungsgebers. Dabei sollte als zentrales 

Ziel eine öffentliche Kontrolle der Ausbil­

dung der Ausbilder angestrebt werden. 

• Eine inhaltliche Überarbeitung der Emp­

fehlungen zum Rahmenstoffplan müßte das 

Arbeitsfeld des Ausbilders als Ausgangs­

punkt nehmen und insbesondere die Bigen­

ständigkeil der Ausbilder vor Ort fördern. 

Weiter sollten darin unter ökonomischen, 

technischen und sozialen Zielsetzungen Bil­

dungsansprüche umgesetzt werden, die über 

eine arbeits- und berufspädagogische Quali­

fizierung hinausgehen. 

In der anschließenden Diskussion wurde die 

gesamte Breite der Meinungsvielfalt hierzu 

deutlich , die von der Forderung nach einer 

zweijährigen Ausbildung für alle Ausbilder 

über Kritik an überzogener Pädagogisierung 

bis hin zu Ängsten vor einer Verschulung der 

Ausbilderlehrgänge reichte. 

Qualifizierungskonzepte für 
das Lernen am Arbeitsplatz in 
Großbetrieben 

Den Schwerpunkt der Tagung bildeten die 

Präsentation und die Erörterung von Konzep­

tionen zur Ausbilderqualifizierung sowie der 

Erfahrungsaustausch über deren praktische 

BWP 21/1992/4 • Fachbeiträge 

I 
41 



Umsetzung. Dazu wurde in jeder von drei 

Arbeitsgruppen je ein Modellversuch zu die­

sem Tätigkeitsfeld vorgestellt. 5 

Arbeitsgruppe "Kooperative 
arbeitsplatzorientierte Berufsbildung 
bei moderner Prozeßfertigung" 
{Hoesch Stahl AG) 

Um die Zusammenarbeit zu verbessern, 

werden in diesem Modellversuch zusätzlich 

zu fachlichen vermehrt "Schnittstellen-Qua­

lifikationen" in selbstgesteuerten kooperati­

ven Lernprozessen angeeignet und vermit­

telt. Dies bedeutet, daß die unmittelbar in 

der Produktion Beschäftigten ihr prozeß­

orientiertes Denken um ein auf das Gesamt­

system bezogenes "Denken in Funktionen" 

erweitern müssen. Für die Mitarbeiter in der 

Instandhaltung ist es erforderlich, ihr geräte­

orientiertes Denken um ein "prozeß- und 

produktorientiertes Denken" zu ergänzen . 

Aus- und Weiterbildung werden in gemeinsa­

men Qualifizierungsphasen von Auszubil­

denden und betrieblichen Mitarbeitern in be­

triebsnahen Lerninseln miteinander ver­

zahnt. 

Die Ausbilder übernehmen dabei die Rolle, 

als Moderatoren und Berater diese Lernpro­

zesse zu initiieren und zu koordinieren , in­

dem sie 

• offene Lernsituationen gestalten, in denen 

die Auszubildenden ihre Arbeitsaufgaben 

selbständig und eigenverantwortlich erledi­

gen können ; 

• in einer nicht hierarchisch geprägten In­

teraktion und Kommunikation den Auszubil­

denden die Gelegenheit geben, ihre Lerner­

fahrungen zu reflektieren und die Arbeitser­

gebnisse einzuschätzen; 

• durch einen kontinuierlichen Informa­

tionsaustausch eine "Brückenfunktion" zwi­

schen Berufsausbildung und Betrieb über­

nehmen . 

Die Qualifizierung der nebenberuflichen 

Ausbilder erfolgt als kooperative, arbeits-

strukturbezogene Weiterbildung durch ihr 

Mitwirken an der Entwicklung dieser be­

triebsorientierten Lernformen. Sie stehen 

dabei im engen Kontakt mit den hauptberuf­

lichen Ausbildern. 

Um Lernen und Arbeiten sowie theoreti­

sches und Erfahrungswissen noch besser 

miteinander verknüpfen zu können, soll im 

weiteren Verlauf des Modellversuchs eine 

Verzahnung der Aus- und Weiterbildung vor­

genommen werden. 6 

Arbeitsgruppe "Weiterqualifizierung 
neben- und hauptberuflicher 
Ausbilder im Betriebseinsatz vor dem 
Hintergrund veränderter Ausbildungs­
anforderungen" {Bayer AG) 

Mit dem in diesem Modellversuch ent­

wickelten Weiterbildungskonzept, bei dem 

die nebenberuflichen Ausbilder im Mittel­

punkt stehen , sollen, ausgehend von deren 

fachlicher Tätigkeit, fachübergreifende 

Lernpotentiale erschlossen werden. Dabei 

wird angestrebt, jugend- und erwachsenen­

pädagogische Ansätze mit den eigenen Lern­

und Arbeitserfahrungen und den Fachinhal­

ten soweit wie möglich zu verknüpfen. In die 

gestuft geplante Maßnahme werden hauptbe­

rufliche Ausbilder integriert. 

Hauptziele dieser arbeitshandlungsbezoge­

nen , kooperativen Weiterbildung sind 

• die betrieblichen Ausbildungsanteile 

mehr als bisher gemeinsam mit den nebenbe­

ruflichen Ausbildern zu gestalten; 

• die Kooperation und die Kommunikation 

zwischen haupt- und nebenberuflichen Aus­

bildern insgesamt über die gemeinsame Aus­

bildung zu stärken; 

• den Kontakt zwischen zentraler Ausbil­

dungsabteilung und der Produktion auf die­

sem Wege wieder zu intensivieren. 

Das Lernen der Auszubildenden m der 

Ernstsituation des Betriebseinsatzes stellt die 

Ausbilder vor besondere methodische Her-
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ausforderungen , da die Bedingungen dort 

nicht immer vollständig planbar sind (z. B. 

bei Störungen im Produktionsprozeß). Für 

die Weiterbildung der nebenberuflichen Aus­

bilder gilt deshalb, daß sie sich auf ihre kon­

kreten Erfahrungen beziehen muß. Ziel ist es 

auch , die Lernrelevanz der einzelnen Tätig­

keiten der Auszubildenden am Arbeitsplatz 

zu erschließen und gezielt nach Antworten 

auf offene Fragen zu suchen, um so weitere 

Anregungen für die Ausbildungspraxis zu er­

halten. 

In den Weiterbildungsseminaren für die Aus­

bilder wird besonderer Wert darauf gelegt, 

daß die Teilnehmer eine aktive Rolle einneh­

men und sich die Inhalte selbständig erarbei­

ten. Zur Aktivierung von Kreativität, Moti­

vation und Initiative werden neben anderen 

Methoden auch kreativ-künstlerische Übun­

gen eingesetzt. 7 

Arbeitsgruppe "DELTA -
Dezentrales Lernen in Teamarbeit" 
{Mercedes Benz AG) 

Da aus diesem Modellversuch umfangreiche 

Erfahrungen zur Ausbilderqualifizierung für 

die Ausbildung am Arbeitsplatz vorliegen, 

sollen im folgenden einige wichtige im Ar­

beitskreis erörterte Aspekte und Diskus­

sionslinien angesprochen werden. 8 Als ein 

erprobter konzeptioneller Lösungsvorschlag 

wird dabei die produktionsinselbezogene 

Weiterbildung von Fachausbildern vorge­

stellt . 

Um das Ziel einer anforderungsorientierten 

Lernorganisation für Automobilberufe errei­

chen zu können , ist in der Ausbildung bei 

diesem Modellversuch an Stelle vorher übli­

cher Kurse, Lehrgänge und Lehrprojekte in 

Ausbildungslabors und -werkstätten die 

Möglichkeit geschaffen worden, in unmittel­

barer Nähe zum Produktionsprozeß, in Lern­

inseln, auszubilden. Dort können Auszubil­

dende gemeinsam mit erfahrenen Mitarbei­

tern Arbeitsaufgaben aus der Produktion 

selbständig erledigen. 



Die vorgenommenen Innovationen erschöp­

fen sich jedoch nicht allein in diesen organi­

satorischen und fachpraktischen Veränderun­

gen. Zusätzlich wurde dafür gesorgt, daß bei 

Bedarf vor Ort ein Fachausbilder mit ent­

sprechenden Kompetenzen zur Verfügung 

steht. Von ihm wird die Bewältigung eines 

umfangreichen Aufgabenspektrums verlangt. 

Er muß z. B. Experte für die Bereichs- und 

Personalstruktur sein, Moderator bei Störun­

gen, außerdem Kontroll- und Bewertungsin­

stanz. Ihm obliegt auch die Verantwortung 

für das Einhalten gemeinsamer "Spielre­

geln" (vgl. Abbildung). 

Um die Lerninsel-Fachausbilder für diese 

neuen Herausforderungen angemessen wei­

terbilden zu können, werden sie aus Lernin­

seln mit unterschiedlichem Entwicklungs­

stand und mit verschiedenartigen, bereichs­

bezogenen Zielsetzungen zu Qualifizierungs­

gruppen zusammengefaßt. Mit jeder dieser 

aus jeweils zwölf Teilnehmern bestehenden 

Gruppe wird ein einjähriges Entwicklungs­

programm "Praxisbegleitung" durchgeführt. 

Bei den in dieser Zeit regelmäßig extern 

stattfindenden Arbeitstagungen wird jede teil­

autonom arbeitende Gruppe von zwei Beglei­

tern betreut , im Bedarfsfall auch noch von 

zusätzlichen Spezialisten. Die Schwerpunkte 

dieser Arbeitstagungen, die mit einer soge­

nannten "Kickoft''-Veranstaltung über das 

Konzept und grundsätzliche Überlegungen 

beginnen, sind einmal praxisbezogen, wie 

z. B. die Reflexion der Anwendungsphase, 

das Erarbeiten von Lösungsstrategien für 

aufgetretene Probleme und ein teilnehmer­

orientiertes Feedback. Zum zweiten bestehen 

sie in der inhaltlichen Bearbeitung unter­

schiedlicher Themen, wie z. B. zur Prozeß­

begleitung und zum Umgang mit Prozeßstö­

rungen, zur Konfliktbewältigung, zu Bereichs­

und Gruppenkulturen (vgl. Abbildung). 

In den Anwendungsphasen (vor bzw. nach 

den Arbeitstagungen) werden den Lerninsel­

Fachausbildern Ausbildungsbeauftragte (Mei-

Abbildung : Lerninsei-Fachausbilderqualifizierung 
Quelle : Mercedes Benz AG/Gaggenau, Modellversuch "DELTA " 

Aufgabenschwerpunkte 
des Inselfachausbilders 

Experte fü r Bereichs­
und Personalstruktur 

Begrüßung und Einführung 
neuer Inselmitarbeiter 

Durchführung von Unfallverhütungs­
vorschriften-Unterweisungen 

ster) als Mentoren zugeordnet, die sie me­

thodisch unterstützen. Im Mittelpunkt der 

Anwendungsphase stehen als Weiterbildungs­

aufgaben z. B. Umsetzung von Erkenntnis­

sen, Probieren - Experimentieren, Beob­

achtung und Dokumentation von Prozessen, 

Themenaufbereitung als Input für die näch­

ste Arbeitstagung. 9 

Zu erwartende 
Qualifizierungsschwer­
punkte 

Bereichs-Gruppenkulturen 

Moderatorenfunktion 

Antworten aus dem Modellversuch 
"DELTA" auf übergreifende Frage­
stellungen zur Qualifizierung der 
Ausbilder 

Aus den inhaltlichen Diskussionen des Ar­

beitskreises haben sich in den zwei Jahren 

seines Bestehens zum Thema Ausbilderqua-
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lifizierung vier Fragestellungen herauskri­

stallisiert In den einzelnen Arbeitsgruppen 

der zweiten Jahrestagung ist versucht wor­

den, darauf Antworten zu finden , ohne einen 

Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben . 10 

Die wesentlichen Ergebnisse der Arbeits­

gruppe 3 sollen exemplarisch im Überblick 

dargestellt werden: 

1. Welche veränderten Funktionen und Qua­

lifikationen des Bildungspersonals liegen im 

Hinblick auf das Lernen am Arbeitsplatz 

vor? 

• Wichtige Voraussetzung für eine erfolg­

reiche Ausbildung ist ein Rollenwandel beim 

Ausbilder vom Unterweiser zum Lernbera­

ter, Moderator und Entwicklungsbegleiter. 

• Die Vorstellung von der Ausbildertätigkeit 

ist in der Weise zu ergänzen, daß die Ansprü­

che an ihn mit denen an eine Führungskraft 

vergleichbar sind. 

• Der Ausbilder muß im Betrieb eine neue 

Position erhalten, die mit mehr Autonomie 

ausgestattet ist. 

2. Wie sind die Qualifizierungsprozesse für 

das Bildungspersonal inhaltlich und metho­

disch zu gestalten? 

• Das Planen und Entwickeln darf nicht 

vom Lernen getrennt erfolgen, sondern muß 

mit ihm verbunden werden, einschließlich 

regelmäßiger Treffen zum Erfahrungsaus­

tausch. 

• Als Ergänzung für die sozialen Prozesse 

wird auf der Basis von Selbstorganisation 

eine Team-Supervision benötigt. 

3. Welche organisatorischen Konsequenzen 

ergeben sich aus den neuen Konzepten zur 

Ausbilderqualifizierung? 

• Die Ausbildungsziele "mehr Selbständig­

keit" und "Eigenverantwortlichkeit" dürfen 

sich nicht allein auf die Ausbildung be­

schränken, sondern erfordern eine entspre­

chende Absicherung im Betrieb. 

• Damit hauptberufliche Ausbilder die Nä­

he zum Produktionsprozeß nicht verlieren 

bzw. nebenberufliche Ausbilder die Mög-

lichkeit erhalten, sich stärker mit pädagogi­

schen und didaktischen Überlegungen aus­

einandersetzen zu können, ist eine Rotation 

der Ausbilder vom Bildungszentrum zur Pro­

duktion und umgekehrt als kontinuierlicher 

Prozeß im Rhythmus etwa von drei Jahren 

anzustreben. 

4. Wie sind die Konzepte auf andere Betrie­

be zu übertragen, welche Elemente der 

Übertragbarkeit bestehen? 

• Als besonders positiv hat sich in der Pra­

xis wiederholt ein Lernortverbund zwischen 

Großbetrieben auf der einen und Klein- und 

Mittelbetrieben auf der anderen Seite erwie­

sen (dabei darf die stützende Funktion der 

Berufsschule nicht vergessen werden). 

• Um den Austausch von Erfahrungen und 

Anregungen für die Ausbildung vor Ort zu 

intensivieren, ist die Einrichtung von Ausbil­

der-Arbeitskreisen zu fördern. 

• Die besonderen Bedingungen und Bedürf­

nisse der kleinen und mittleren Betriebe sind 

stärker als bisher zu berücksichtigen. 

• Die Professionalisierung der Ausbildertä­

tigkeit kann nicht isoliert erfolgen, sie muß 

mit der Entwicklung der Unternehmensorga­

nisation in Einklang stehen. 

• Ausbilder-Eignungsverordnung und Rah­

menstoffplan dürfen nicht vernachlässigt, 

sondern müssen entsprechend den aktuellen 

Anforderungen weiterentwickelt werden. 

Zusammenfassung und weitere 
Planungen des Arbeitskreises 

Die Tagung hat zahlreiche konzeptionelle 

wie praxisnahe Anregungen für die Qualifi­

zierung von Ausbildern gebracht, um auf den 

Lernort Arbeitsplatz gestaltend Einfluß neh­

men zu können. Dabei ist vor allem deutlich 

geworden, daß in der arbeitsplatznahen Aus­

bildung von der Handlungsorientierung noch 

ein weiterer Schritt über die Erfahrungsaus­

wertung zur nächsten, verbesserten Anwen­

dung im Sinne eines kontinuierlichen Ent­

wicklungsprozesses zu vollziehen ist. 
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Offen geblieben sind insbesondere Fragen im 

Hinblick auf die Qualifizierung des Bildungs­

personals in Klein- und Mittelbetrieben . 

Diese Fragen werden im laufenden Jahr 1992 

in einem Modellversuch weiter bearbeitet 

und sind auch Gegenstand der nächsten Jah­

restagung des Arbeitskreises, die im Früh­

jahr 1993 vom Bildungszentrum Turmgasse 

m Villingen-Schwenningen durchgeführt 

wird. In der Zwischenzeit sind weitere Tref­

fen einzelner Modellversuche zu bestimmten 

Themen wie "betriebliche didaktische An­

sätze" und "Berufsbildung und Organisa­

tionsentwicklung" vorgesehen. 

Weitere Auskünfte zum Arbeitskreis "De­

zentrales Lernen" erteilen die jeweiligen 

Modellversuche, deren fachliche Betreuer 

und die Abteilung "Innovationen und Mo­

dellversuche" des BIBB. 

Anmerkungen : 

1 Zu den veränderten Qualifikationsanforderungen beim 
Einsatz neuer Technologien vgl. z. B. : Neue Fabrikstruk­
turen - veränderte Qualifikationen. Ergebnisse eines 
Workshops zum Forschungsprojekt: "Förderung von Sy­
stemdenken und Zusammenhangsverständnis - Lernen 
und Arbeiten in komplexen Fertigungsprozessen ·: Durch­
geführt von Ute Laur-Ernst, Fritz Gutschmidt, Erhard 
Lietzau. Bundesinstitut für Berufsbildung. Berlin und 
Bann 1990 
2 Die zentrale Bedeutung der Selbständigkeit als Leitidee 
fü r die Berufsausbildung wird auf Tagungen und in Veröf­
fentlichungen immer wieder hervorgehoben, so z. B. in: 
Entwicklung von Qualifikation durch selbstgesteuertes 
Lernen. Bericht über den EUROTECNET-Workshop 
"Selbstgesteuertes Lernen" vom 22. bis 24. Mai I99I in 
Potsdam. Brüsse/ I99I 
3 Vgl. hierzu die Befunde der Untersuchung von Kloas, 
P.-W; Puhlmann , A.: Arbeit qualifiziert - aber nicht je­
de. Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 132. Bundesin­
stitut für Berufsbildung. Berlin und Bonn 199I 
4 Zur Begründung der vier Schwerpunkte und zur Erläu­
tenmg der Modellversuchs-Reihe "Dezentrales Lernen" 
vgl. insbesondere Dehnbostel, P.: Ziele und Inhalte de­
zentraler Berufsbildungskonzepte. In: Dehnbostel, P. ; 
Holz, H. ; Novak, H. (Hrsg.): Lernen für die Zukunft 
durch verstärktes Lernen am Arbeitsplatz - Dezentrale 
Aus- und Weiterbildungskonzepte in der Praxis. Berichte 
zur beruflichen Bildung. Bundesinstitut für Berufsbil­
dung. Berlin I992 (im Druck). In diesem Sammelband 
wird aus I3 Modellversuchen und Modellversuchs-Initia­
tiven über die Entwicklung dezentraler Aus- und Weiterbil­
dung berichtet. 



5 Die jeweiligen Gesamtkonzeptionen dieser drei Mo­
dellversuche zum dezentralen Lernen sind in dem vom 
BIBB herausgegebenen Sammelband dargestellt (s. An­
merkung 4). 
6 Für weitere Informationen vgl. die einschlägigen lkröf­
fentlichungen aus dem Modellversuch, z. B.: Reppel, R.: 
Zukunftsorientierte betriebliche Aus- und l#iterbildung. 
Bildungsarbeit bei der Hoesch Stahl AG, Dortmund. In: 
Gewerkschaftliche Bildungspolitik, Heft 718 I99I. 
S. I62-166 
7 Vgl. Herz , G. ; Bauer, H. G. ; Brater, M.; Vossen , K.: 

Der Arbeitsplatz als Lernfeld. Ein innovatives l#iterbil­
dungskonzept. In: Berufsbildung in Wissenschaft und Pra­
xis. 19 (I990) 3, S. 10-14. Zum Einsatz künstlerisch-krea­
tiver Übungen auch in anderen Bereichen der Ausbilder­
weiterbildung vgl. Brater, M.; Büchele, V. Reuter-Herzer, 
M.; Selka , R.: Kreative Aufgabenstellungen zur Förde­
rung der Motivation und Selbständigkeit. Seminarkonzept 
zur Ausbilderförderung. Bundesinstitut für Berufsbildung. 

Berlin und Bonn 1990. 
8 Der lkifasser hatte Gelegenheit, an dieser Arbeits­
gruppe teilzunehmen und geht deshalb exemplarisch auf 
die dort gefundenen Amworten zu übergreifenden Frage­
stellungen ein. 
9 Als Verweis auf lkröffentlichungen aus diesem Modell­
versuch sei hier beispielhaft erwähnt: Novak , H.: Förde­
rung beruflicher Autonomie durch Lernen am Arbeits­
platz. in: Dehnbostel, P; Peters , S. (Hrsg.): Dezentrales 
und eifahrungsorientiertes Lernen im Betrieb. Ergebnisse 
der Hochschultage Berufliche Bildung '90. Alsbach 1991, 

S. 49-63 
10 Zu Forschungsergebnissen und Eifahrungen hinsicht­
lich weiterer innovativer Ansätze und Konzepte zur praxis­
nahen pädagogischen Qualifizierung von Ausbildern vgl. 
z. B. die einzelnen Beiträge in: Steinborn , H.-Ch. ; l#iln­
böck-Buck, I. (Hrsg.): Ausbilder in der Industrie. lkrän­
derte Rahmenbedingungen, neue Ziele, neue Ansprüche. 
Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 139. Bundesinstitut 
für Berufsbildung. Berlin und Bonn 1992 

Arbeit des I Hiptausschusses 

Kurzbericht über die 
Sitzung 2/92 des 
Hauptausschusses am 
6. Mai 1992 in Bonn 

Am 6. Mai fand die zweite Sitzung des 

Hauptausschusses im Jahr 1992 in Bonn 

statt . 

Zur Gleichwertigkeit von beruflicher und 

allgemeiner Bildung einigte der Hauptaus­

schuß sich, die Ergebnisse der vom BMBW 

für den 8. Juli angekündigten Fachtagung 

zum Thema in die Vorbereitungen zu seiner 

Sitzung 3192 am 28. 129. Oktober 1992 ein­

zubeziehen und auf diesem Hintergrund eine 

Diskussion mit dem Bundesminister für Bil­

dung und Wissenschaft und dem Präsidenten 

der KMK zu führen. 

Der Hauptausschuß diskutierte mit dem Vor­

sitzenden des Ausschusses für Fragen Behin­

derter sowie mit dem Vertreter der Bundes­

anstalt für Arbeit im Hauptausschuß das 

Thema "Förderung der Berufsausbildung 

durch die BA (Ausbildungsverhältnisse nach 

§ 48 BBiGI§ 42b HwO)". 

Die weiter unten abgedruckte "Empfehlung 

zur Förderung des beruflichen Lernens 

am Arbeitsplatz" ist vom Hauptausschuß 

beschlossen worden. 

Folgende Forschungsprojekte wurden in das 

Forschungsprogramm aufgenommen: 

FP 1.301 - Qualifizierung für den Umwelt­

schutz - Betriebliche Rahmenbedingungen 

für eine Integration umweltschutzbezogener 

Lerninhalte 

FP 2.402 - Individualisierung und Binnen­

differenzierung in der Berufsausbildung 

FP 3.922 - Entwicklung von international 

verwendbaren Ausbildungseinheiten (gern. 

PETRA II) in der beruflichen Erstausbildung 

FP 4.204 - Selbstbeurteilung von Qualifi­

zierungschancen im Fernunterricht. 

Der Hauptausschuß faßte den Beschluß zur 

Entlastung des Generalsekretärs für das 

Haushaltsjahr 1990. 

Er wurde zu den folgenden Verordnungsent­

würfen angehört und stimmte zu: 

a) Erste Verordnung zur Änderung der Ver­

ordnung zur Gleichstellung österreichi­

scher Prüfungszeugnisse mit Zeugnissen 

über das Bestehen der Abschluß- und Gesel­

lenprüfung in anerkannten Ausbildungsberu­

fen 

b) Verordnung zur Gleichstellung von Prü­

fungszeugnissen der Staatlichen Berufs­

fachschule für Fertigungstechnik und 

Elektrotechnik Iserlohn mit den Zeugnis­

sen über das Bestehen der Abschlußprüfung 

in Ausbildungsberufen 

c) Erste Verordnung zur Änderung der Aus­

bilder-Eignungsverordnung öffentlicher 

Dienst. 

Der Hauptausschuß beschloß die folgenden 

Sitzungstermine für das Jahr 1993: 

HA 1193 10. I 11. Februar 1993 

Ort: Bonn 

HA 2193 

HA 3193 

11. I 12. Mai 1993 

Ort: Berlin 

10. I 11 . November 1993 

Ort: noch nicht festgelegt 

Die nächste Sitzung (3192) des Hauptaus­

schusses findet am 28:129. Oktober 1992 in 

Mainz statt. 
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Empfehlung des 
Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für 
Berufsbildung zur Förde­
rung des beruflichen 
Lernens am Arbeitsplatz 

Vorbemerkung 

Die fachlichen , personalen und sozialen 

Kompetenzen der Beschäftigten werden von 

einer ständig steigenden Zahl von Unterneh­

men als der Schlüssel zum wirtschaftlichen 

Erfolg erkannt. Dies belegen auch zahlreiche 

Untersuchungen, die sich in den Ietzen Jah­

ren mit den Ursachen des wirtschaftlichen 

Erfolges von Unternehmen befaßten. Dabei 

hat sich erwiesen, daß insbesondere die bil­

dungsungewohnten Beschäftigten durch das 

Lernen am Arbeitsplatz besonders für Aus­

und Weiterbildung motiviert werden. 

Berufliche Kompetenzen entwickeln sich im 

wesentlichen durch Lernen im Arbeitspro­

zeß. Berufsschule sowie überbetriebliche 

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen neh­

men nur einen relativ geringen Zeitanteil der 

gesamten Lebensarbeitszeit ein. Deshalb 

hängt die Qualität des Lernens am Arbeits­

platz vor allem von den betrieblichen Mög­

lichkeiten und den Bildungsvoraussetzungen 

der Auszubildenden und Beschäftigten, nicht 

zuletzt aber von der Art der praktizierten Be­

rufsbildung ab. 

Ziel dieser Empfehlung ist es, das in unse­

rem System bewährte berufliche Lernen am 

Arbeitsplatz als eine effiziente und ver­

gleichsweise kostengünstige Form der Quali­

fizierung mit großer Breitenwirkung zu för­

dern. Diese Art des Lernens kann im Hin­

blick auf den steigenden Bedarf an qualifi­

ziertem Personal und auf den Rückgang der 

Bewerber um Ausbildungsplätze attraktiver 

gemacht und weiter verbessert werden. 

Empfehlungen zur Förderung des 
beruflichen Lernens am Arbeitsplatz 

1. Arbeitsorganisatorische 
Empfehlungen 
Im Zuge der Technikentwicklung erweitert 

sich das arbeitsorganisatorische Gestaltungs­

spektrum der Unternehmen erheblich. Diese 

Möglichkeiten eröffnen auch neue Chancen 

für ein kontinuierliches Lernen am Arbeits­

platz. Hierbei können die Berufsbildungs­

praxis und die Berufsbildungsforschung zu­

sätzliche Anstöße geben. 

Die Arbeit läßt sich verstärkt so organisie­

ren , daß sie die Qualifizierung erleichtert 

und fördert , indem die übertragenen Tätig­

keiten möglichst 

• ganzheitliche Lernchancen eröffnen und 

abwechslungsreich sind, 

• die Auszubildenden /Beschäftigten ent­

sprechend ihren Fähigkeiten fordern und för­

dern, 

• mehr eigenverantwortliches Handeln ab­

verlangen und 

• einen unmittelbaren Erfahrungs- und Lern­

prozeß ermöglichen. 

2. Empfehlungen zur betrieblichen Per­
sonalentwicklung und zum Führungsstil 

Der im Unternehmen praktizierte Führungs­

stil und die Maßnahmen der betrieblichen 

Personalentwicklung sind die wichtigsten In­

strumente, um die berufliche Qualifizierung 

am Arbeitsplatz zu fördern. Die betriebli­

chen Bemühungen um Qualifizierung aller 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind um so 

erfolgreicher, je 

• transparenter die beruflichen Entwick­

lungsmöglichkeiten für alle Auszubildenden / 

Beschäftigten sind; 

• höher der Stellenwert der Weiterqualifi­

zierung am Arbeitsplatz ist, 

• motivierter Unternehmer und leitende 

Mitarbeiter sind, dieses Instrument einzuset­

zen; Vorgesetzte sollten darauf vorbereitet 

werden, damit sie, 
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- Auszubildende und Mitarbeiter indivi­

duell fordern und fördern können , 

- einen kooperativen Führungsstil pflegen, 

- ihre Fähigkeiten als Vorbild entwickeln, 

- ein lernförderndes Klima am Arbeitsplatz 

schaffen und 

- auf eine auch unter Qualifizierungsge­

sichtspunkten günstige Zusammensetzung 

von Arbeitsteams einwirken können; 

• mehr erfahrene Mitarbeiter gefördert wer­

den, damit sie Auszubildende und junge 

Fachkräfte in ihrem beruflichen Lernen am 

Arbeitsplatz unterstützen. 

3. Empfehlungen zur Nutzung von 
Lernchancen und Lernreserven 

Um das Lernen am Arbeitsplatz zu fördern 

und Bildungschancen zu ermöglichen, soll­

ten die Auszubildenden /Mitarbeiter so ein­

gesetzt werden, daß sie entsprechend ihrer 

Befähigung die Lernchancen am jeweiligen 

Arbeitsplatz bestmöglich nutzen können . 

Erfolgversprechend ist das Lernen am Ar­

beitsplatz auch für solche Personengruppen, 

die mit schulischen Lernformen wie Kursen 

und Lehrgängen Schwierigkeiten haben. Er­

fahrungslernen ist für diese eher lernunge­

wohnten Personengruppen eine Möglichkeit, 

die sich bei Qualifizierungsmaßnahmen be­

nachteiligter Jugendlicher und Erwachsener 

besonders bewährt hat. 

Insoweit bestehen große Chancen, Arbeit­

nehmer, die bisher nur mit geringem Erfolg 

in Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen ein­

bezogen wurden, erfolgreich beruflich zu 

qualifizieren. Bei diesen Gruppen können 

über das Lernen am Arbeitsplatz verstärkt 

berufliche Kompetenzen vermittelt werden. 
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Berufliche und allgemeine 
Bildung sind gleichwertig 

Helmut Pütz 

Die Verwirklichung der Gleichwer­
tigkeit beruflicher und allgemei­
ner Bildung ist eine Frage des poli­
tischen Willens. Wenn berufliche 
und allgemeine Bildung noch nicht 
oder nur partiell gleichwertig sind, 
so liegt das an politischen Wider­
ständen. Das Bundesinstitut für 
Berufsbildung verfolgt seit langem 
das Ziel, auch dokumentiert in Be­
schlüssen seines Hauptausschus­
ses, die Gleichwertigkeit von be­
ruflicher und allgemeiner Bildung 
durch das Gleichstellen der berufli­
chen und allgemeinen Bildungsab­
schlüsse zu erreichen. Diese Ziel­
setzung ist einfach und klar. Über 
Einzelheiten und Ausgestaltung 
dieser Gleichstellung kann noch 
diskutiert werden, sind noch Un­
tersuchungen und Forschungsar­
beiten - auch des Bundesinstituts 
-sinnvoll. 

Die Realität des gesellschaftlichen Bewußt­

seins in Deutschland zeigt, daß natürlicher­

weise Jugendliche und ihre Eltern an die 

Spitze der Pyramide des Einkommens und 

des Sozialprestiges kommen wollen. Das ist 

nicht zuletzt eine Folge der seit den 60er Jah­

ren von allen Parteien gewollten und erreich­

ten Bildungsexpansion. Es besteht, wie Mei­

nungsforschungsergebnisse eindeutig belegen, 

eine starke und wohl unabänderliche Nach­

frage der Eltern und Jugendlichen nach We­

gen, um diese Pyramidenspitze zu erreichen. 

An der Basis der Pyramide stehen Eltern und 

Jugendliche vor einer Fülle von schulischen 

Bildungswegen. Es ist eine verwirrende Fül­

le. Nach der vier- oder sechsjährigen Grund­

schule müssen die Eltern entscheiden, ob ihr 

Kind eine der folgenden "Schullaufbahnen" 

beginnt: Hauptschule, die immer weniger 

Nachfrage der Eltern erfahrt, Realschule, 

die wegen ihres mittleren Abschlusses be­

liebt ist, in den jungen Bundesländern "Re­

gelschule", "Mittelschule" und "Sekun­

darschule", die Haupt- und Realschule kom­

binieren, allerdings bei Binnendifferenzierung 

und unterschiedlichen Abschlußniveaus, Ge­

samtschule mit ihrem Offenhalten eines 

breiten Spektrums weiterer Möglichkeiten, 

und - nicht zuletzt - Gymnasium. Grob 

eingeteilt besucht in Deutschland heute etwa 

ein Drittel eines Altersjahrgangs die Haupt­

schule, allerdings fast überall in Deutschland 

mit stark fallenden Anteilen, und ein Drittel 

der Jugendlichen besucht das Gymnasium, 

eindeutig mit stark und kontinuierlich anstei­

genden Schülerquoten und rund ein weiteres 

Drittel verteilt sich auf die übrigen Schulen 

mit ebenfalls steigenden Anteilen, denn hier 

bleibt über den mittleren Schulabschluß ein 

zukünftiger Bildungswegaufstieg offen. 

Die Beliebtheit des gymnasialen Bildungs­

weges bei Eltern und Jugendlichen wird aus 

der grafischen Darstellung leicht einsichtig 

(s. Abbildung S. 48) . Es ist der einfache 

"Königsweg", der über mittleren Schulab­

schluß, die "Mittlere Reife", zum Abitur, da­

mit zur allgemeinen Hochschulreife und da­

mit wiederum direkt zur Universität führen 

kann. Daß auf diesem geraden Weg eine gute 

Chance besteht, unmittelbar an die Spitze 

der Pyramide des Einkommens und des So­

zialprestiges zu gelangen, begreifen Eltern 

und Jugendliche einfach und schnell: Dieser 

Weg bedarf keiner komplizierten Begrün­

dung oder erläuternden Darstellung, er liegt 

sozusagen auf der Hand und sein Erfolg wird 

für Jugendliche und Eltern tagtäglich in der 

Realität des Arbeitslebens bestätigt. 

Sicherlich wäre es sinnvoller und gerechter, 

diesen Weg mit mehr objektiven Kriterien 

auszustatten. So sollte beispielsweise der 

mittlere Schulabschluß, die Mittlere Reife, 

zukünftig überall in Deutschland nur noch 

mit einer Prüfung erreicht werden können. 

Denn es ist nicht vertretbar, daß diese Mittle­

re Reife häufig ohne Prüfung einfach verlie­

hen wird, während der mittlere Schulab­

schluß an anderen Schularten nur dann zerti­

fiziert wird, wenn er durch eine Prüfung 

wirklich erarbeitet wurde. 

Auch ein Abitur "neuer Art" ist notwendig. 

Die Leistungsanforderungen beim Abitur in­

nerhalb der einzelnen Länder und darüber 

hinaus sind zu unterschiedlich, um heute 

noch kritiklos von einer "allgemeinen Hoch­

schulreife" sprechen zu können. Deshalb ist 

zumindest ein landesweites Zentralabitur un­

verzichtbar. 

Schauen wir uns die gegenüberliegende Kan­

te der Pyramide an, so wird unschwer deut­

lich, wie kompliziert und unübersichtlich der 

Nichtkönigsweg ist. Wer einmal versucht 

hat , Jugendlichen oder Eltern diesen Weg als 

Möglichkeit, ebenfalls zur Spitze der Pyra­

mide zu kommen, zu erläutern, weiß, welche 

Mühe er selbst als Kenner des deutschen Bil­

dungssystems hat, diesen Weg begreiflich zu 

machen. Hauptschulabschluß oder darauf 

aufbauender mittlerer Schulabschluß und 

daran anschließende Berufsausbildung im 

Dualen System von betrieblicher Ausbildung 

und Teilzeitberufsschule führen zum Ab­

schluß der dualen Berufsausbildung. Hieran 

schließt sich eine qualifizierte Berufstätigkeit 
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Abbildung: Berufliche Bildung ist auch ein "Königsweg" 

Spitze der Pyramide 
des Einkommens und des 
Sozialprestiges (Nachfrage 

der Eltern und Jugendlichen) 

Gleichstellung von beruflichen 
und allgemeinen 
Bildungsabschlüssen zur 
Verwirklichung der 
Gleichwertigkeit beruflicher 
und allgemeiner Bildung 

Fachgebundene 
Hochschulreife 

Hochschul­
Eingangsprüfung? 

Abitur 

Mittlerer Abschluß 
(Realschule und andere) 

I Hauptschulabschluß 

Schulische Zusätze, 
Abendgymnasium 
u.a. 

"Neue" Art 1 

Landes-Zentral-Abitur 

mit 
Prüfung 

Hauptschu le , Real schule , " Regelschule ", Gesamt sch ule , Gym nasi um, 
" Mittelschule " , 

"Sekundarschule", 
(neue Länder) 

von einigen Jahren an, die auch fachüber­

greifende, soziale und persönlichkeitsent­

wickelnde Schlüsselqualifikationen enthält. 

Unsere These ist, daß mit diesem Qualifika­

tionsblock unmittelbar ohne weitere schuli­

sche Zusätze der mittlere Schulabschluß er­

reicht werden kann. Damit ist dann auch die 

Möglichkeit eröffnet, über weitere Schulwe­

ge entweder das Abitur oder die Fachhoch­

schulreife zu erreichen. Das alles geht nach 

unserer Auffassung ohne verschlungene, um­

ständliche und unübersichtliche Wege zu­

sätzlicher schulischer Qualifikationen, die 

zumeist am humanistischen Bildungs- und 

Fächerkanon orientiert sind. 

Nächsthöhere und weitere Bildungsstufe ist 

die Fortbildung. Dieser Bildungsblock be­

steht aus Anpassungs- bzw. Aufstiegsfortbil­

dung z. B. in Betrieben und in Kammern, in 
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qualifizierter Fortbildung, bei Kammern bei­

spielsweise zum "Fachwirt", in Fortbildung 

zum Techniker und zum Meister, etwa in 

Handwerk oder Industrie mit entsprechender 

Meister-Fortbildung und -prüfung sowie in 

mehrjähriger qualifizierter Berufstätigkeit, 

die auch den weiteren Ausbau von Schlüssel­

qualifikationen und Persönlichkeitsreife ein­

schließt. Ein nicht unerheblicher Teil dieser 

Fortbildungsmöglichkeiten geschieht ent­

sprechend den Absätzen 1 und 2 des Paragra­

phen 46 des Berufsbildungsgesetzes. Nach 

unserer Auffassung führt die Bildung in die­

sem Fortbildungsblock entsprechend den er­

reichten Abschlüssen und Zertifikaten un­

mittelbar zur fachgebundenen Hochschulrei­

fe und damit in den Fachhochschul-, gegebe­

nenfalls auch in den Universitätsbereich. 

Auch hier sind schulische Zusätze oder ver­

winkeile Pfade, wie z. B. Abendgymnasium, 

Oberstufen an Berufsfachschulen etc., nicht 

nur nicht notwendig, sondern sogar irrefüh­

rend , weil sie von dem Eigenwert der anders­

artigen aber gleichwertigen Qualifikation der 

fachlichen beruflichen Fortbildung, der fach­

lichen Studierfahigkeit, der Persönlichkeits­

entwicklung, der Arbeitsmotivation sowie 

der sozialen und persönlichen Reife in unzu­

lässiger Weise ablenken. Gesellschaftlich 

muß in Deutschland endlich anerkannt wer­

den, daß nicht allein das humanistische Bil­

dungsideal für Hochschulreife maßgeblich 

ist, sondern ebenso die Berufsbildungs- und 

Fortbildungsqualifikation verbunden mit 

qualifizierter Berufstätigkeit und dem Er­

werb von Schlüsselqualifikationen. 

Von Gegnern der Gleichstellung von berufli­

chen und allgemeinen Bildungsabschlüssen 

zur Verwirklichung der Gleichwertigkeit be­

ruflicher und allgemeiner Bildung wird häu­

fig eingewandt, daß mit diesem Weg eine 

weitere Überfüllung der Hochschulen drohe. 

Einmal abgesehen von dem Gewinn, den 

Fachhochschulen und andere Hochschulen 

durch derart beruflich qualifizierte und per­

sönlich gereifte Studenten erhielten, ist zu 

erwarten, daß lediglich ein geringer Prozent-



satz von der Möglichkeit des Hochschulstu­

diums Gebrauch macht, aber zurecht auf­

grund seiner Qualifikation darauf besteht, 

diese Option offen zu haben. Wie der Start 

beruflich Qualifizierter in der Hochschule 

im einzelnen gestaltet wird , bleibt für ver­

nünftige Übereinkunft und Regelung offen. 

Hochschuleingangsprüfungen sind bei dem 

hier entwickelten Gesamtkonzept gewiß 

nicht das richtige Mittel. Probestudium, Tu­

torien, propädeutische Kurse und andere 

Maßnahmen sind aber sicher geeignet, das 

Anfangsstudium der beruflich qualifizierten 

Studienanfänger zu erleichtern. 

Ziel der Bildungs-, Berufsbildungs- und Wei­

terbildungspolitik ist aber vor allem, weiter­

hin beruflichen Aufstieg bis hin zur Spitze 

der Pyramide des Einkommens und des So­

zialprestiges durch betriebliche Fortbil­
dung zu öffnen und zu ermöglichen. Auch 

diese Aufstiegsmöglichkeiten sind bis heute 

aber allzu verschlungene Wege, die aufgrund 

ihrer Intransparenz für Jugendliche und El­

tern kaum durchschaubar und deshalb unat­

traktiv sind. Daß der "Fortbildungsblock" 

zumindest am Anfang des Bildungsweges 

nach der Grundschule für Eltern und Kinder 

so wenig attraktiv und durchschaubar ist, 

hängt damit zusammen, daß es Betrieben, 

Kammern als Trägern von Fortbildungsver­

anstaltungen und anderen pluralen Fortbil­

dungsträgern bisher nicht gelungen ist, diese 

Säule des Weiterbildungswesens zu ordnen 

und zu systematisieren. Hier fehlt es insbe­

sondere am politischen Willen der Kam­

mern, die befürchten, daß staatlicherseits in 

ihre Kompetenz eingegriffen würde. Weil die 

Ungeregeltheit der Fortbildung aber die Un­

attraktivität bedingt und damit gleichzeitig 

verhindert, daß es eine starke, überzeugende 

Nachfrage von Eltern und Jugendlichen nach 

diesem Bildungs- und Weiterbildungsweg 

gibt, ist es notwendig, für diesen Bereich ein 

Fortbildungs-Rahmengesetz des Bundes mit 

bundesweit anerkannten Zertifikaten zu 

schaffen. Eltern- und Jugendlichen-Nachfra­

ge nach dem Aufstiegsweg Berufsqualifika-

tion plus Fortbildungsqualifikation wird nur 

dann ebenso groß sein wie nach dem Königs­

weg über mittlere Reife und Abitur, wenn die 

linke Kante unserer Aufstiegspyramide des 

Einkommens und Sozialprestiges ebenso 

klar und einfach geregelt, durchschaubar und 

attraktiv ist wie die rechte Kante der Pyrami­

de in unserer grafischen Darstellung. 

Deshalb sollte unser bewährtes System der 

dualen Berufsbildung zweckmäßigerweise 

durch den Aufbau eines "Dualen Systems 

der Weiterbildung" ergänzt werden, an dem 

betriebliche und Kammer-Fortbildung eben­

so beteiligt sind wie berufsschulische. Um 

den Fortbildungsblock, wie hier beschrie­

ben, zu einer eigenständigen Säule des Bil­

dungssystems auszubauen, und um den Ab­

schlüssen bundesweit Geltung zu verschaf­

fen , soll ohne Beeinträchtigung der Pluralität 

der Träger und der Maßnahmen von Fortbil­

dung, insbesondere der betrieblichen, das 

geforderte Rahmengesetz des Bundes erar­

beitet werden, um auf diese Weise ein staat­

lich kontrolliertes Marktmodell der Fortbil­

dung zur Sicherung ihrer Qualitätsstandards 

und zur Schaffung einer attraktiven Alterna­

tive zum "Königsweg" einzurichten. 

Innovationstransfer 
Berufsbildung in der 
Wirtschaft - Ein Förder­
programm des Bundes­
ministers für Bildung und 
Wissenschaft -

Heinz Holz 

Im Rahmen dieses Programms, das 
vom Bundesinstitut für Berufsbil­
dung umgesetzt, betreut und aus­
gewertet wird, soll die durch die 
neue Situation bedingte Umstel­
lung der Berufsbildung in den neu­
en Ländern gefördert werden. Als 

Zielperspektiven werden ein Bei­
trag zur inhaltlichen Modernisie­
rung der Berufsbildungspraxis in 
Einrichtungen der Wirtschaft und 
zur Angleichung des Qualifizie­
rungsniveaus in den Regionen der 
Bundesrepublik Deutschland sowie 
Unterstützung der Strukturverän­
derungen in der Wirtschaft und auf 
dem Arbeitsmarkt in den neuen 
Ländern aufgeführt. Hierfür stellt 
der Bund in den Jahren 1991 bis 
1995 Finanzmittel zur Verfügung. 

Im Mittelpunkt des Programms steht die be­

triebliche Berufsbildung mit ihrer überbe­

trieblichen Ergänzung. Diese Einrichtungen 

sollen möglichst schnell mit neuen Formen 

und Ansätzen der Ausbildung vertraut ge­

macht werden, wie sie etwa in Modellversu­

chen entwickelt wurden. 

In einem ersten Schritt geht es um die Infor­

mation über bisherige innovative Ansätze. 

Kurzfristig wirksam wird eine Information, 

die primär über direkte personale Kontakte 

läuft. Dazu zählen etwa Seminare, überre­

gionale Tagungen, Informationsbörsen und 

spezifische Beratungsaktivitäten. Bedeutsam 

erscheint auch der Zugang zu praxisorien­

tierten Materialien und Erkenntnissen, die 

sich unmittelbar auf die erlebten Erfahrun­

gen von Ausbildern in innovativen Projekten 

beziehen. 

Ausgangspunkt dieses Transfers ist die kon­

krete "Vor-Ort-Analyse" von Ansätzen zur 

Weiterentwicklung der Berufsbildung. 

Es kann dabei nicht das primäre Ziel sein, 

die "westlichen" Modelle möglichst genau 

zu kopieren. Es geht vielmehr darum, sie als 

Anregungen und Ansätze für auch durchaus 

eigenständige Ansätze zu erkennen, die den 

jeweils spezifischen Bedingungen gerecht 

werden müssen. 

Die Weiterentwicklung der Berufsbildung in 

den neuen Ländern wird schwerpunktmäßig 

in den Köpfen der Ausbilder mit ihrem je­

weils spezifischen Erfahrungshintergrund 

vollzogen. 

BWP 21/1992/4 • Nachrichten 

I 
49 



Sie sind die Schlüsselpersonen, wenn es dar­

um geht, auch in den neuen Ländern schnell 

den Anschluß an erfolgreiche Innovationen 

des Berufsbildungssystems zu sichern. 

Ziel ist es also, innovationsorientierte Er­

kenntnisse mit den erfahrungsgeprägten An­

sätzen vor Ort zu einer wirkungsmächtigen 

Veränderungsstrategie in den neuen Ländern 

zu verknüpfen. 

Diese Erfahrungen mit innovationsorientier­

ten Projekten sollen die Ausbilder befähigen, 

aktuell auch die Erkenntnisse aus einem an­

deren Erfahrungshintergrund effizient in die 

eigenen konkreten Entwicklungsaufgaben 

einzubringen. 

Insofern bilden im Regelfall die früheren in­

novativen Ansätze und Erkenntnisse eine Ba­

sis, die aber auf dem anderen Erfahrungshin­

tergrund neu interpretiert werden muß. 

Über spezifische Veränderungen, Ergänzun­

gen und Neugewichtungen von innovativen 

Ergebnissen im konkreten Prozeß der Wei­

terentwicklung von Berufsbildung in den 

neuen Ländern wird sich die Tragfähigkeit 

früherer Innovationen unter anderen Aus­

gangsbedingungen neu erweisen müssen. 

Lernbeeinträchtigte 
in den neugeordneten 
Metallberufen -
Seminarkonzept zur Ver­
mittlung von Schlüssel­
qualifikationen in der 
Grund- und Fachbildung1 

Kathrin Hensge 

Über kurz oder lang werden Schlüs­
selqualifikationen zum selbstver­
ständlichen Standard der Berufs­
ausbildung gehören. 
Wer die geforderten Qualifikatio­
nen nicht nachweisen kann, wird 
es in Zukunft immer schwerer ha-

ben, halbwegs erfolgreiche Aus­
sichten auf eine zufriedenstellende 
und zukunftssichere Erwerbsarbeit 
zu haben. 

Von dieser Chance dürfen benachteiligte Ju­

gendliche nicht ausgeschlossen werden. Des­

halb gilt es, die Herausforderung der neuen 

Qualifizierungsanforderungen aufzugreifen 

und Konzepte zur Förderung von Schlüssel­

qualifikationen für die Ausbildung benach­

teiligter Jugendlicher zu entwickeln. 

Die Qualität ihrer Umsetzung in die Ausbil­

dungspraxis ist auch eine Frage der Qualifi­

kation des Ausbildungspersonals. Ausbilder 

können nur vermitteln, was sie selbst gelernt 

haben. Deshalb werden im Seminar zunächst 

die Ausbilder selbst mit den wesentlichen 

Prinzipien des neuen Qualifikationsansatzes 

vertraut gemacht und im Anschluß daran 

Wege der Vermittlung des Konzepts in die 

Ausbildungspraxis aufgezeigt. 

Dabei werden zwei zentrale Qualifikations­

bereiche des Schlüsselqualifikationskonzepts 

• die Ausbildung methodischen Könnens 

• und die Förderung persönlichkeitsbezo­

gener Fähigkeiten2 

herausgegriffen und Vermittlungsmöglich­

keiten anhand von zwei Praxisbeispielen 

• Entscheiden und Planen in der Grundbil­

dung 

• sowie systematische Fehlersuche in der 

Fachbildung aufgezeigt. 

Didaktische Ansätze 

Der Aufbau eines methodischen Könnens 

für die systematische Fehlersuche zielt auf 

die Ausbildung allgemeiner Verfahrenskennt­

nisse - in diesem Falle auf das Vorgehen 

und die Systematik bei der Fehlersuche in 

Reparaturprojekten - ab. 

Gefördert werden allgemeine Denkoperatio­

nen wie Probehandeln und gedankliches Vor­

wegnehmen; Fähigkeiten, die für die Fehler­

suche an komplexen maschinellen Anlagen 

unerläßlich sind. Dabei wird die gesamte 
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Suchaufgabe in einzelne, abgrenzbare Ar­

beitsschritte gedanklich unterteilt und diese 

in eine chronologische Reihenfolge bzw. Ar­

beitsschrittfolge gebracht. 

Gelernt wird aus einem konkreten Repara­

turauftrag generelle Prinzipien der Fehlersu­

che abzuleiten und diese wiederum auf ande­

re Reparaturaufgaben übertragen zu können. 

Die Förderung von personenbezogenen Fä­

higkeiten wie Selbständigkeit und Entschei­

dungsfähigkeit setzt andere Maßstäbe an die 

Vermittlungstätigkeit Didaktische Ansätze 

zur Förderung dieser Fähigkeiten sind ohne 

eine bewußte und zielgerichtete Orientierung 

an den individuellen Lernvoraussetzungen 

der Jugendlichen und deren Entwicklungs­

möglichkeiten nicht denkbar. 

Selbständigkeit und Entscheidungsfähigkeit 

trägt jeder Jugendliche in mehr oder weniger 

großem Ausmaß in die Ausbildung hinein . 

Aufgabe des Ausbilders ist es, diese Poten­

tiale in realen Lernsituationen zu aktivieren 

und für die Ausbildung nutzbar zu machen. 

Diese Lernsituationen müssen so offen ge­

staltet sein, daß Raum für eigenständiges 

Handeln bleibt. 

Im Seminar werden Lernsituationen aus der 

Grundbildung der neugeordneten Metallaus­

bildung im Bereich "manuelles Spanen" und 

"Selbständige Planung und Fertigung eines 

Werkstückes" herausgearbeitet und gezeigt, 

wie durch das Eröffnen von Handlungs- und 

Entscheidungsspielräumen, Selbständigkeit 

gefördert werden kann. 

Anmerkungen: 

1 Hensge, K. ; Kampe, N. : Lernbeeinträchtgte in den 
neugeordneten Metallberufen. Vermittlung von Schlüssel­
qualifikationen in Grund- und Fachbildung. Berlin 1992 
2 Laur-Ernst, U: Schlüsselqualifikationen - innovative 
Ansätze in den neugeordneten Berufen und ihre Konse­
quenzenfür Lernen. in: Reetz, L.; Reitmann, Th. (Hrsg.): 
Schlüsse/qualifikationen. Dokumentationen des Sympo­
sions in Hamburg "Schlüsse/qualifikationen - Fachwis­
sen in der Krise?" Hamburg 1990, S. 42 



Umweltschutz in der Be­
rufsausbildung der Metall-, 
Elektro- und kauf­
männischen Berufe 

Konrad Kutt 

Seit Anfang des Jahres läuft bei 
den "Hamburgischen Electricitäts­
werken (HEW)" ein Modellversuch 
zum "Umweltschutz als integraler 
Bestandteil der Berufsausbildung 
für Metall-, Elektro- und kaufmän­
nische Berufe". ln diesem aus Mit­
teln des Bundesministers für Bil­
dung und Wissenschaft geförder­
ten und durch das Bundesinstitut 
für Berufsbildung betreuten Mo­
dellversuch wird nach Mitteln und 
Wegen gesucht, um das Lernziel 
"Umweltschutz" so in die Ausbil­
dungspraxis zu integrieren, daß 
dadurch spürbare Verhaltensände­
rungen bei Ausbildern und Auszu­
bildenden bewirkt werden. 

Bei den HEW, die zu den großen Ausbil­

dungsbetrieben in Harnburg gehören, wurde 

im Herbst 1989 ein Ausbildungszentrum mit 

modernster Umwelttechnologie eröffnet. 

Dort bereiten sich über 400 Auszubildende 

in acht anerkannten Ausbildungsberufen auf 

das Berufsleben vor. Die Elektrizitätswirt­

schaft selbst steht im Spannungsfeld vieif<ilti­

ger umweltrelevanter Anforderungen: Ratio­

nelle Energieverwendung und Umweltschutz 

sind durchgängige Ziele in allen Ausbil­

dungsordnungen. Neben der notwendigen 

Vermittlung von Fertigkeiten und Kenntnis­

sen, nehmen deshalb die Belange des um­

weltgerechten Verhaltens einen zunehmend 

höheren Stellenwert in der Ausbildung ein -

ebenso wie die Belange einer umweltscho­

nenden Stromerzeugung. Dieser bis 1995 

laufende Modellversuch soll einen Beitrag 

dazu leisten, 

• wie berufliches Umweltbewußtsein ge­

schaffen werden kann und 

• wie eine Verhaltensänderung 1m Sinne 

von verantwortungsvollem Umwelthandeln 

bewirkt werden kann. 

Im einzelnen werden folgende Ziele ange­

strebt: 

• Entwicklung und Erprobung eines Wei­

terbildungskonzeptes für haupt- und neben­

berufliche Ausbilder; 

• Integration von Umweltschutzaspekten in 

die gesamte fachpraktische Ausbildung, was 

partiell zu inhaltlichen und organisatorischen 

Änderungen führen kann; 

• Identifikation und Bewältigung komple­

xer Handlungssituationen, in denen ökologi­

sche Zusammenhänge, Zielkonflikte, Wider­

sprüche und Kompromisse ebenso relevant 

sein können wie Fachwissen und selbstge­

steuertes Lernen. 

In einem ersten Schritt haben Ausbilder und 

Ausbilderinnen in sogenannten Entwick­

lungsgruppen damit begonnen, 

• die Werkstattkurse im Hinblick auf das 

neue Lernziel "berufliches Umweltbewußt­

sein" zu aktualisieren; 

• Werkstücke und Übungsabläufe vorzu­

schlagen, die Umweltbezug haben und 

• zusätzliche Umweltprojekte zu ent­

wickeln, die im Rahmen bestimmter Kurse 

auch berufsübergreifend durchgeführt wer­

den können. 

Die Entwicklungsgruppen werden damit zu 

zentralen steuernden und begleitenden 

Gremien des Modellvesuchs. Wesentlich ist 

dabei , daß sie sich selbst als lernende und 

entwicklungsbedürftige Einrichtungen ver­

stehen. Dieses Verfahren initiiert eine über 

die unmittelbaren Umweltbezüge hinaus­

gehende Ausbilderkooperation, der gerade 

im Blick auf die grundsätzliche neue Qualität 

dieser Ausbildungsaufgabe besondere Be­

deutung zukommt. Im weiteren Verlaufe des 

Modellversuchs werden auch die neben­

beruflichen Ausbilder in die Arbeit der Ent-

Wicklungsgruppen und die systematische 

Qualifizierung für den Umweltschutz ein­

bezogen. 

Weitergehende Informationen zu diesem Mo­

dellversuch sind in einem Faltblatt zusam­

mengestellt, das im Bundesinstitut für Be­

rufsbildung, z. H. Konrad Kutt, Fehrbelliner 

Platz 3, W-1000 Berlin 31, Telefon (0 30) 

86 83-3 98, erhältlich ist. 

Tagungen I Kongresse 

Erwerbsarbeit der Zukunft - Arbeit und 
Technik bei veränderten Alters- und Beleg­
schaftsstrukturen 
Am 3. und 4. November 1992 veranstalten 

der Bundesminister für Forschung und Tech­

nologie und der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung im Berliner Congress 

Center einen Kongreß zur Gestaltung der Er­

werbsarbeit der Zukunft. 

Nähere Informationen erteilt das Tagungsbü­

ro, Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft 

und Organisation (IAO), Frau Gison-Höfling 

(07 11 /9 70-20 19) bzw. Herr Betzl (07 ll I 

20 43) , Nobelstr. 12, W-7000 Stuttgart 80. 

Berufsbildung für Europa -
Ökologie und Markt 
Die diesjährigen Hochschultage Berufliche 

Bildung sind dem Thema "Berufsbildung für 

Europa - Ökologie und Markt" gewidmet. 

Sie finden vom 28. bis 30. September 1992 

an der Johann Wolfgang Goethe-Universität 

Frankfurt am Main statt. 

Anfragen und Anmeldung: Arbeitsgemein­

schaft Hochschultage Berufliche Bildung, 

Tagungsbüro: Johann Wolfgang Goethe-Uni­

versität, Fachbereich 4 - Wirtschaftspäd­

agogik, Senckenberganlage 15, W-6000 Frank­

furt am Main 1, Telefon 0 6917 98-35 06, 

Telefax 0 6917 98 83 83. 
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PETRA-Tagung '92 in Kassel 
Im Rahmen des EG-Berufsbildungspro­

gramms zur Förderung der beruflichen Erst­

ausbildung (PETRA) findet die diesjährige 

nationale Tagung der PETRA-Projekte im 

Netz der Ausbildungspartnerschaften vom 

27. bis 29. September in Kassel statt. Die von 

der Koordinierungsstelle im BIBB veranstal­

tete Tagung dient zum einen dem Erfah­

rungsaustausch der Projekte aus den 

PETRA I- und PETRA II-Programmen, so 

daß Erfahrungen aus allen Phasen der Pro­

jektarbeit eingebracht werden können. Zum 

anderen werden Projekterfahrungen zur Ent­

wicklung und Konzeption von Euro-Modu­

len zur Diskussion gestellt. 

Nähere Informationen zu dieser Tagung er­

teilt die PETRA-Koordinierungsstelle im 

Bundesinstitut für Berufsbildung, Frau Lau­

fer und Herr Dr. Hanf, Fehrbelliner Platz 3, 

W-1000 Berlin 31, Telefon 0 30/86 83-2 84 

und -2 77. 

4. Europäischer Weiterbildungs­
kongreß 
Am 5. Oktober wird der 4. Europäische Wei­

terbildungskongreß in Berlin eröffnet. In die­

sem Jahr stehen aktuelle Fragen über inter­

nationale Kooperation in der Aus- und Wei­

terbildung, Weiterbildung und Migration, 

Aus- und Weiterbildung als regionale Struk­

turpolitik, Weiterbildung und Innovations­

transfer, Weiterbildung und Frauen sowie 

über betriebliche und kommunale Aus- und 

Weiterbildung im Mittelpunkt. 

Der Kongreß findet vom 5. bis 9. Oktober 

erstmals in fünf europäischen Hauptstädten 

statt und ist durch eine besondere Eisenbahn­

verbindung, den "Eurotrain für Training", 

mit fünf nationalen Weiterbildungskonferen­

zen in Berlin, Warschau, Prag, Budapest und 

Wien zu einem europäischen "joint project" 

verbunden. 

Anmeldung und nähere Auskünfte erteilt 

die BBJ Servis gGmbH, Alt Moabit 73, 

W-1000 Berlin 21, Telefon 0 30/3 90 80 50, 

Telefax 0 30 /39 08 05 40. 
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Berufsausbildung in der Republik Jemen 

Als bundeseigenes Unternehmen sind wir weltweit auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit engagiert. Ziel 
dieser Zusammenarbeit ist die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Länder der Dritten Weft. 

Der Stellenwert der beruflichen Bildung, insbesondere in den gewerblichen Bereichen Metall, Elektro, Kfz, hat in den 
vergangenen Jahren an Bedeutung erheblich zugenommen. Der Aufbau und die Weiterentwicklung einer modernen 
dualen Berufsausbildung ist der Schlüssel zu Chancen für einen angemessenen Lebensstandard. 

Für die Beratung des Ministeriums für Arbeit und Berufsausbildung der Republik Jemen suchen wir einel einen 

System- und Policyberater/-in 
Duale Berufsausbildung 

Ihre Aufgabe ist die Beratung und Unterstützung des Staatssekretärs für Berufsausbildung bei Konzeption, Aufbau 
und Organisation staatlicher und nichtstaatlicher Trägerstrukturen in der Berufsausbi!dungspolitik. Neben den konzep­
tionellen Aufgaben ist insbesondere die Einführung praxisorientierter Ausbildungsmaßnahmen in den gewerblich­
technischen Bereichen Metall, Elektro, Kfz durch Kooperation zwischen den staatlichen Berufsbildungseinrichtungen 
und den Betrieben zu fördern. 

Des weiteren suchen wir einel einen 

Management- und Organisationsberater/-in 
Duale Berufsausbildung 

Ihre Aufgabe ist die Beratung und Unterstützung der Führungskräfte in der "General Authority of Vocational Training " 
beim Aufbau und Organisation der Kontrolle und Aufsicht über die Ausbildungszentren im gewerb/ich-technischen 
Bereich. Neben der Beratung zum Aufbau einer funktionierenden Administration ist insbesondere durch 
Management- und Organisationsberatung eine stärkere Zusammenarbeit mit der Industrie, des Handwerks, Kammern 
und Verbänden zu gestalten. 

Fürbeide Positionen wenden wir uns an leitende und/ oder wissenschaftlich in staatlichen und privaten Einrichtungen 
der beruflichen Bildung, Hochschulen, Kammern und Verbänden tätige Persönlichkeiten. Neben einer guten 
fachlichen Qualifikation erwarten wir von Ihnen eine ausgeprägte 
Fähigkeit zur interkulturellen Kommunikation und Zusammen­
arbeit sowie gute Englischkenntnisse in Wort und Schrift. 
Einschlägige Auslandserfahrungen wären von Vorteil. 

Die GTZ bereitet Sie gründlich auf Ihren Einsatz vor Ihren Vertrag 
schließen Sie direkt mit der GTZ ab. Über unser umfangreiches 
Leistungspaket Informieren wir Sie in einem persönlichen Gespräch 

Interesse? Dann senden Sie bitte Ihre ausführliche Bewerbung 
unter der Kennziffer ST 1514 an Herrn Ständer, der Ihnen für eine 
telefonische Vorabinformation gern zur Verfügung steht. 
(Telefon 0 61 96/ 79-32 49) 

GTZ · Postfach 51 80 · 6236 Eschborn 1 

Deutsche Gesellschaft fi.Jr 
Technische Zusammenarbeit 

(GTZ) GmbH 
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